
145 der Beilagen zu den stenographischen ProtokoIiendes Nationalrates XIll. GP 

20. 1. 1972 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Besteuerung der Umsätze (Umsatz­

steuergesetz 1972) 

Der Nationalrat hat besdllossen: 

Steuerbare Umsätze 

§ 1. (1) Der Umsatzsteuer unterliegen die 
folgenden Umsätze: 

1. Die Lieferungen uncl sonstigen Leistungen, 
die ,ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt 
im Rahmen seines Unternehmens ausführt. Die 
Steuerpflidlt wird nicht dadurm ausgesmlossen,­
daß der Umsatz auf Grund gesetzlimer oder 
behördlimer AnoI'dnung bewirkt wird ooer kraft 
gesetzlidler Vorsmrift als hewirktgilt; 

2. der Eigenverbraum. Eigenverbraum liegt 
vor, 

a) wenn ein Unternehmer im Inland Gegen­
stände seines Unternehmens für Zwecke 
verwendet oder verwenden läßt, die außer­
halbdes Unternehmens Liegen, 

b) wenn ein Unternehmer im Inland Gegen­
stände seines Unternehmens für Zwecke 
einer unentgeltlimen Samzuwendung an 
Personen, die nimt seine Arbeitnehmer 
sind und nim't auf Grund eines Werkver­
trages oder eines Handelsvertretervertrages 
in ständiger Gesmäftsverbindung zu mm 
stehen, verwendet, ausgenommen Samzu­
wendungen, ,deren Wert hei einem Emp­
fänger insgesamt 500 Sim Kalenderjahr 
nicht übersteigt, sowie Warenmuster zur 
Verwendung im Unternehmen ,des Emp­
fängers; 

3. die Einfuhr von Waren im Sinne des Zoll­
gesetzes (Eirtfuhrumsatzsteuer). Eine Einfuhr liegt 
vor, wenn eine Ware aus dem Zollausland in 
das Zollgebiet gelangt. ' 

(2) Inland ist ,das Bundesgebiet. Ausland lst 
das Gebiet, ,das hienam nimt Inland ist. 

(3) Wird ein Umsatz im Inland ausgeführt, 
so kommt es für die Besteuerung nicht darauf 
an, ob der Unternehmer österreimismer Staats­
angehöriger ist, seinen Wohnsitz oder seinen Sitz 
im Inland hat, im Inland eine Hetriehsstätte 
unterhält, die Remnung erteilt oder ,die Zahlung 
empfängt. 

Unternehmer. Unternehmen 

§ 2. (1) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche 
oder heruflime Tätigkeitsdbständig ausübt. Das 
Unternehmen umfaßt die gesamte gewerblime 
oder berufliche Tätigkeit des Unternehmers. 
Gewerblim oder beruflim ist jede nadlhaltige 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, aum 
wenn die Absimt; Gewinn zu erzielen, fehlt oder 
eine Personenvereinigung nur gegenüber ihren 
Mitgliedern tätig wird. 

(2) Die gewetblime oder beruflime Tätigkeit 
wird nimt selbständig ausgeübt, ' 

1. soweit natürliche Personen, ,einzeln oder 
zusammengeschlossen, einem Unternehnien derart 
eingegliedert sind, daß si'C' ,den WeiJsungen des 
Unternehmers zu folgen verpflimtet sind; 

2. wenn eine jurisllisme Persoridem ,Willen 
eines Unternehmers derart untergeordnet ist, daß 
sie keinen eigenen Willen hat. Eine juristisme 
Person ist dem Willen ei1l!es Unternehmers dann 
derart untergeordnet, daß sie keinen eigenen 
Willen hat (Organgesellsmaft), wenn sie nach dem 
Gesamtlbild ,der tatsächlimen Verhältnisse finan­
ziell, wirtschaftlim und organisatorisch in sein 
Unternehmen eingegliedert ist. 

(3) Die Körpersmaften des öffentlichen Rechts 
sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblidler 
Art (§ 1 Abs. 2 Z. 6 des Körpersdlaftsteuer­
gesetzes,1966) und mrer land- oder forstwirt­
smaftlichen Betl'iebe gewerbIim oder beruflich 
tätig. Als Betl'iebe gewerblimer Art gelten jedom 
stets Wasserwerke, FOI1Smungsanstal~en, Smlacht­
höte, Anstalten zur Nahrungsmil1:telunter-
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2 145 der Beilagen 

suchung, zur Müllbeseitigung, ' zur Tierkö.rper­
vernichtung und zur A:bfuhr von Spülwasser 
und A:bfällen sowie die Vermietung und Ver­
pachtung von Grundstücken durch öffentlich­
rechtliche Körperschaften. 

(4) Als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
gilt auch 

1. die Tätligkeit der Träger der Sozialver­
sicherung und ihrer Verbände sowie der Träger 
des öffentlichen FÜI'1Sorgewesens, 'soweit diese im 
Rahmen der Muttel'schafts-, Säuglings- und 
Jugendfürsorge, der allgemeinen Fürsorge (Sozial­
hilfe), der Kl'regsopferversorgung, der Behinder­
tengesetze oder ,der Blindenhilfegesetze tätig 
werden, 

2. ,die Tätigkeit des Bundes hei der Beförde­
rung von Personen im Postautolinienverkehr. 

(5) Funktionäre im Sinne des § 22 Ahs. 4 
des Einkommensteuergesetzes 1967 sind in Aus­
übung ihrer Funktionen nicht gewerblich oder 
beruflich tätig. 

Lieferung, sonstige Leistung 

§ 3. (1) Lieferungen sind Leistungen, durch 
die ein Unternehmer .den Abnehmer oder in 
dessen Auft:rag einen D6tten befähigt, ~m eigenen 
Namen über einen Gegenstand zu verfügen. Die 
Verfügungsrnacht über den Gegenstand kann von 
dem Unternehmer selbst oder indessen Auftrag 
durch einen Dritten verschaff,t werden. 

(2) Schließen mehrere Unternehmer über den­
selben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab und wer­
den diese Geschäfte ,dadurch erfüllt, ·daß der 
erste Unternehmer dem letzten Abnehmer in der 
R,eihe unmittelbar die Verfügungsrnacht über den 
Gegenstand verschafft, so gilt die Lief,erung an 
den letzten Abnehmer gleichzeitig als Lieferung 
eines jeden Unternehmers in der Reihe (Reihen­
geschäft). 

(3) Beim Kommissionsgeschäft liegt zwischen 
dem Kommittenten und dem Kommissionär eine 
Lieferung vor. Bei der Verkaufskommission gilt 
der Kommissionär, bei der Einkaufskommission 
der Kommittent als Abnehmer. 

(4) Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder 
die Verarheitung eines vom Auftr<lJggeber bei­
gesuellten Gegenstandes übernommen und ver­
wendet er hiebei SIJoffe,die er selbst beschafft, 
so ist die Leistung als Lieferung anzusehen, wenn 
es sich bei den Stoffen nicht nur um Zutaten 
oder sonstige Nebensachen handelt (Werkliefe­
rung). Das gilt auch dann, wenn die Gegen­
stände mit dem Grund und Boden fest ver­
bunden werden. 

, (5) Hat ein Abnehmer dem Lieferer dve Neben­
erzeugnisse oder Abfälle, die !bei der Bearbei­
tung oder VeraI1beitung ~des llim ü!bel1gebenen 

Gegenstandes entstehen, zurückzugeben, so 'be­
schränkt sich ,die Lieferung auf den Gehalt des 
Gegenstandes an den Besta;ndueilen,die dem Ab­
nehmer verbleiben. Das gilt auch ,dann, wenn 
der Abnehmer an Stelle der bei ,der Bearbeitung 
oder Verarbeitung entstehenden Nebenerz'eug­
nisse oder Abfälle Gegenstände gleicher Art 
zurückgibt, wie ·sie in seinem Unternehmen regel­
mäßig anfallen. 

(6) Als Bearbeitung oder Verarbeitung gilt 
jede Behandlung des Gegenstandes, durch welche 
nach der Verkehrsauffassung ein neues VIerkehrs­
gut (ein Gegenstand anderer Marktgängigkeit) 
entsteht. 

(7) Eine Lieferung wir,d 'dort ausgeführt, wo 
sich der Gegenstand zur Zeit der Verschaffung 
der Verfügungsrnacht hefindet. 

(8) Wird der Gegenstand einer Lieferung an 
den Abnehmer oder in dessen Auftrag an einen 
Dritren beförde11t oder versendet, so gilt die 
Lieferung mit dem Beginn der Beförderung oder 
mit der übergabe des Gegenstandes an den 
Spediteur, Frachtführer oder Vierfrachter als aus­
geführt. Versenden liegt vor, wenn der U nrer­
nehmer einen Gegenstand durch einen Fracht­
führer oder Verfrachter zu ,einem Dritten be­
fördern oder eine solche Beförderung durch einen 
Spediteur 'besorgen läßt. , 

(9) Sonstige Leistungen sind Leistungen, die 
nicht in einer Lieferung bestehen. Eine sonstige 
Leistung kann auch in einem Unterlaslsen oder 
im Dulden einer Handlung oder ,eines Zustandes 
bestehen. 

(10) überläßt ein Unternehmer einem Auf­
traggeber, ,der ihm einen Stoff zur Herstellung 
eines Gegenstandes übergeben hat, an Stelle des 
herzustellenden Gegenstandes leinen gleichartigen 
Gegenstand, wie er ihn in seinem U n~ernehmen 
aus solchem Stoff herzustellen pflegt, so gilt die 
Leistung des Unternehmers als Werkleistung, 
wenn das, Entgelt für die Leistung nach Art 
eines Werklohnes una:bhängig vom Unterschied 
zwischen dem Marktpreis des empfangenen 
Stoffes und dem ,des überlassenen Gegenstandes 
berechnet wird. 

(11) Eine sonstige Leistung wird ,im Inland 
ausgefühI1t, wenn ,der Unternehmer ausschließ­
lich oder zum wesentlichen Teil im Inland tätig 
wird oder wenn der Unternehmer eine Handlung 
im Inland 'Oder einen Zustand im Inland duldet 
oder eine Handlung im Inland unterläßt. 

(12) Erstreckt sich eine Beförderungsleistung 
sowohl auf das Inland als auch auf das Ausland, 
so .fällt der inländische Teil der Leistung unter 
dieses Bundesgesetz. Als inländischer Teil der 
Leistung gilt auch die Beförderung auf den von 
inländischen Eisenba:hnverwaltungen betriebenen, 
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auf ausländischem Gebiet gelegenen .A:nschluß­
strecken. 

(13) Die Besorgung von Beför·derungen sowie 
die im eigenen Namen und für fremde Rechnung 
erbrachten Leistungen der Reisebüros gelten inso­
weit als im Inland ausgeführt, als die hesorgten 
Leistungen im Inland bewirkt werden. 

(14) Ein Tausch liegt vor, wenn ·das Entgelt 
für eine Lieferung in einer Lieferung besteht. 

Ein tauschähnlicher Umsatz liegt vor, wenn das 
Entgelt für ·eiene sonstige Leistung in einer Liefe­
rung oder in ·einer sOn5'tigen Leistung ihesteht. 

Bemessungsgrundlage für die Lieferungen, 
sonstigen Leistungen und den Eigenverbrauch 

§ 4. (1) Der Umsatz wird im Falle des § 1 
A'bs. 1 Z. 1 nach dem Entgelt bemessen. Entgelt 
ist alles, was der Empfänger einer Lieferung 
oder sonstigen Leistung aufzuwenden hat, um 
die Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten 
(Solleinnahme). 

(2) Zum Entgelt gehört auch, 
1. was der Empfänger einer Lieferung oder 

sonstigen Leistung freiwillig aufwendet, um die 
Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten, 

2. was 'ein andel'er als der Empfänger dem 
Unternehmer für die Lieferung oder sonstige 
Leistung gewährt. Dies ,gilt nicht für Zuschüsse 
aus öffentlichen Kassen an in einem Bundes­
gesetz genannte Empfänger. 

Gegenstände und Rechte (Besitzposten). Die 
Befreiungsvorschriften bleiben unberührt. Die 
übernommenen Schulden können nicht abge­
zogen werden. 

(8) Entgelte in fremder Wahrung sind auf 
Schilling nach dem Kurs um'zurechnen, den das 
Bundesministeri,um für Finanzen als Durch­
schnittskurs für den Monat festsetzt, in dem 
die Leistung ausgeführt oder - hei der Be­
steuerung nach vereinnahmten Entgelten (§ 17) -
das Entgelt vereinnahmt wird. Die Durch,schnitts­
kurse sind vom Bundesministerium für Finanzen 
im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" monatlich 
kundzumachen. 

Das Finanzamt hat bei Umrechnungen auf An­
trag die Umrechnung nach dem Ta.geskurs zu 
gestatten, wenn die einzelnen Beträge durch 
Bankabrechnungen belegt werden. 

(9) Im Falle des § 1 Abs. 1 Z. 2 treten an die 
Stelle des Entgeltes der Teilwert des entnom­
menen oder unentgeltIich zugewendeten Gegen­
standes oder die auf die Nutzung des Gegen­
standes entfallenden Kosten. 

(10) ~ei Beförderungen von P'ersonen im 
grenzüberschreitenden Ge1egenheitsv.erkehr mit 
nicht im Inland zugelas'senen Kraftfahrzeugen 
und Anhängern triett an die Stelle des Entgeltes 
nach Abs. 1 ein Durchschnittsbeförderungsentgelt 
von 60 Groschen für jede Person und für jeden 
Kilometer der im Inland zurückgelegten Beförde­
rungsstrecke (Personenkilometer). Bruch·teile von 
Kilometern sind aufzurunden .. 

(3) Nicht zum Entgelt gehören die Beträge, 
die der Unternehmer .im Namen und für Rech- (11) D~e Umsatzsteuer 
nung 'eines anderen vereinnahmt. und veraus- Bemessungsgrundlage. 

gehövt nicht zur 

gabt (durchlaufende Posten). 

(4) Rechtsanwälte und Notare sind befugt, zur 
Abgeltung der zahlreichen kleinen Beträge an 
durchlaufenden Posten, insbesondere ,der 
Gerichtsgebühren und Stempelkosten, einen 
Pauschalabzug von 5 vom Hundert der gesamten 
vereinnahmten Beträge nach Abzug der anderen 
Beträge an durchlaufenden Posten wie der Streit­
oder Vergleichs summen und der Hypotheken­
gel.der vorzunehmen. 

(5) Werden Rechte übertragen, die mit dem 
Besitz eines Pfandscheines verbunden sind, so 
gilt als Entgelt der Preis ,des Pfandscheines zu­
züglich der Pfandsumme. 

(6) Beim Tausch, hei tauschähnlichen Umsätzen 
und bei Hingabe an Zahlungs Statt gilt der 
Wert jedes Umsatzes als Entgelt für den anderen 
Umsatz. " 

(7) Wird ein Unternehmen oder ein in der 
Gliederung eines Unternehmens' gesondert ge­
führter Betl'ieb im .ganzen übereignet (Geschäfts­
veräußerung), so ist Bemessungsgrundlage das 
Entgelt für die auf den Erwerber übertragenen 

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr 

§ 5. (1) Der Umsatz wird ibei der Einfuhr 
(§ 1 Abs. 1 Z. 3) nach dem Zollwert (§ 1 Acbs. 2 
des Wertzollgesetzes 1955) der eingeführten 
Ware bemessen. 

(2) Unterliegt eine einfuhrumsatzsteuerpflich­
tige Ware nicht einem Wertzoll, so ist Bemes­
sungsgrundlage bei der Einfuhr das dem Lieferer 
für die eingeführte Ware geschuldete Entgelt. 
Liegt ein Entgelt nicht vor oder kann dieses 
nicht nachgewiesen werden, 'so ist die Einfuhr­
umsatzsteuer für d1e eingeführte Wa'l'e nach 
Abs. 1 zu bemeSISen. 

(3) Ist ein Gegenstand ausgeführt, im Ausland 
für den Ausführer ausgebessert oder veredelt 
(§§ 35 lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des Zol1-
gesetzes 1955) und von dem Ausführer oder 
für ihn wieder eingeführt worden", so wird der 
Umsatz bei der Einfuhr nach dem für di,e Aus­
besserung oder Vevedlung zu zahlenden Entgelt, 
falls aber ein solches Entgelt nicht gezahlt wird, 
nach der durch die Ausbesserung oder Veredlung 
eingetretenen Wertsteigerung hemeSISen. 

2 
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4 145 der Beilagen 

(4) Maßgebend ist auch bei Heran:l1iehung des 
Entgeltes_ oder der Wertsteigerung als Bemes­
sungsgrundlage der nach den wertzollrechtlichen 
Bestimmungen für die Ermittlung des Normal­
preises maßgebende Zeitpunkt. Wer-den die ein­
geführten Gegenstände berei,us im Ausland an 
einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3 
Abs. 8), 'so ist von dem vom ,inländischen Ab­
"nehmer - im FaUe mehrerer inländischer Ab­
nehmer (z. B. Reihengeschäft) von dem vom 
letzten inländischen .A<bnehmer - zu zahlenden 
Entgelt oder Rechnungspreis im Sinne des 
Wertzollgesetzes 1955 auszugehen. 

(5) Der sich aus den Abs. 1 bis 4 ergebenden 
BemessungsgrunidLage sind hinzuzurechnen: 

1. der im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuerschuld auf die Ware entfallende Betrag an 
Zoll, Verbrauchsteuern und Monopola:bga'ben, Ab­
gaben nadl dem Antidumpinggesetz 1971, BGBL 
Nr. 384, und dem Anti-Marktstörungsgesetz, 
BGBL Nr. 393/1971, sowie an anderen Abgaben 
mit gleicher Wirkung wie Zölle, wenn diese 
Abgaben anläßlich oder im Zusammenhang mit 
der Einfuhr von Waren von den Zollämtern zu 
erheben sind; 

2. die Bdörderungs- und Versich-erungskosten 
bis zum Eintritt der Ware ü:ber die Zollgrenze; 

3. ,die Kommis,sions- und VerpackungskO'sten. 
Dies gilt nicht, wenn diese Beträge ,in ,der 

Bemessungsgrundlage bereits enthalten ,sind. Der 
Verfügungsberechtigte kann die nach dem Ein­
tritt der Ware über die Zollgrenze entstandenen 
Beförderungs-, Versicherungs-, Kommissions­
und Verpackungskosten von der Bemessungs­
grundlage absetzen, wenn sie in dieser enthalten 
sind. -

(6) Auf die Umrechnung von Entgelten in 
fremder Währung findet § 9 des Wertzollgesetzes 
1955 sinngemäß Anwendung. 

(7) Die Einfuhrumsatzsteuer gehört nidlt zur 
B em essungsgrundlag e. 

Steuer befreiungen bei Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und Eigenverbraudl 

§ 6. Von den unter § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 
fallenden Umsätzen sind steuerfrei: 

1. Die Aus,fu'hdieferun,gen (§ 7); 
2. -die Lohnveredlungen für ausländische Auf­

traggeber (§ 8); 
3. die im § 9 aufg,ezählten Leistungen für 

ausländische Auftraggeber; 
4. die Beförderungen von Gegenständen im 

grenzüberschreitenden Beförderungsverkehr und 
im internationalen Eisenbahnfrachtverkehr so­
wie die B'esorigung dieser Leistungen; 

5. die Beförderung-en von Personen mit 
Schiffen und Luftfahrzeugen im grenzüberschrei-

tenden Beförderungsverkehr sowie die Besor­
gung und Vermittlung dieser Leistungen; 

6. di,e Umsätze der Träger der Sozialversiche­
rung und ihrer Verbände und der Träger des 
öffentlichen Fürsorgewesens untereinander und 
an ,die Versicher-ten, die mitversicherten Familien­
angehörigen, die Versorgungsbereduigten oder 
die Hilfeempfänger oder die zum El1Saitz von 
Fürsorgekosten Verpflidlueten; 

7. die Umsätze der m~t ,der Durdlfiihrungdes 
öffentlichen Fernmeldeverkehrs befaßten Unter­
nehmen aus dem Fernmeldeverkehr; 

8. a) die Gewäihrung, die Ve11ffiitdung und die 
Verwaltung von Krediten sowie die Ver·· 
waltung von Kreditsoidlerheiten, 

b) die Umsätze von Geldiforderungen und 
inländischen amtlichen Wertzeichen so­
wie ,die Umsätze und ,die Ve11ffiittlung 
,der Umsätze 'von gesetzlichen Zahlungs­
mitteln, 

c) die Umsätze im Einlagen:geschäft und 
~onwkorrentverkehr einschE,eßlidl Zah­
lungs- und überweisungsverkehr; clais 
Inkasso von Handelspapieren, 

d) die Umsätze von Wertpapieren und die 
OptionSlgeschäfte mit Wertpapieren, die 
Vermittlung dieser Umsätze, ,die Ver­
wahrung und Verw'altu11ig von Wert­
papieren (Depotgeschäft) sowie die son­
stigen Leistungen im Emissionsgeschäft, 

e) cLie Umsätze von Antei'~en an Gesell­
schaften und ,anderen Vereinigungen, 

f) die übernalbme un:ddie Ver:wa:ltung von 
Verbindlichkeiten sowie von Bürgschaf­
ten und äihnlichen Sicherheiten; 

9. a) ,die Lieferungen von Grundstücken 1m 
Sinne des § 2 des Grunderwerbsteuer­
gesetzes 1955, 

b) die Umsä,tze, die unter das Ka.pitalver­
kehrsteuer.gesletz, Tei'l I (Gesdlschl<lift­
steuer), faHen, und Idi,e Ver'gütunlgen im 
Sinne 'des § 16 Z. 3 des Körperschaft­
steuergesetzes 1966, BGBL Nr. 156, 

c)die Umsätze aus Versicherun,-gsverhält­
nissen, soweit für diese Umsätze ein, 
VersicherungsentJgelt im Sinne des § 3 
des Vers,icherungssteuer,gesetzes 1953, 
BGBL Nr. 133, ge~ahlt wird, 

d) ,die Umsätze der vom Bund im Rahmen 
des Glücksspielmonopols ldurmgefüthrten 
G1ückss-piele, -die Umsätze, die unter die 
Bestimmungen des § 33 TP 17 Abs. 1 
Z. 6 und 7 des Gebührengesetzes 1957 
falLen, die amtlich festgesetzten Ver­
gütungen, die von der staatlichen Mono­
polverwaltung für die Mitwirkung im 
Rahmen der VerwaJ.tung von Einrichtun­
gen ,des Glücksspielmonopols zuerkannt 

" werden,_ die Zuwendungen im Sinne des 
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§ 26 Albs. 3 ,des Glücksspielgesetzes, BGBl. 
Nr. 169/1962, ullld die Umsätze, die ,der 
Spiel'banblbgahe nach§ 27 des Glücks­
spielgesetzes unterli~gen; 

10. die Umsätze ,der Blinden, wenn sie nicht 
mehr als drei sehende Arbeitnehmer beschäftigen 
und die Voraussetzungen der Steuerfreiheit durch 
eine Bescheinigung über ,den Erhalt der Blinden­
beihilfe oder durch ,eine Bestätigung der zu­
ständigen BeZ!irksverwaltungsbehörde oder durch 
den Rentenbeschei,d oder eine Bestätigung des 
zuständig,en Landesinvalidenamtes nachweisen. 
Nicht als Arbeitnehmer gelten die Ehefrau, die 
minderjährigen Abkömmlinge, die Eltern des 
Blinden u'1lddie Lehrling,e. Die Steuerfreiheit 
gilt nicht für die Umsätze von Gegenständen, 
die einer Verbrauchsteuer unterliegen, wenn der 
BIinde Schuldner der Verbrauchsteuer -ist; 

11. ,di.e Umsätze ,der öffentlichen oder der mi,t 
dem öffentlichkeitsremt ausgestatteten Schulen, 
wenn die Einnahmen aus dem Schulbetrieb vor­
wiegend zur Deckung der Kosten verwendet 
werden; 

12. die Umsätze aus den von öff-entlich-recht­
lichen Körperschaften oder Volksbildungs­
vereinen v-eranstalteten Vorträgen, Kursen und 
Filmvorführungen wissenschaJftlicher oder beleh­
render Art, wenn die Einnahmen vorwiegend 
zur Deckung der Kosten verwendet werden. 

Ausfuhrlieferung 
§ 7. (1) Eine Ausfuhrlieferung (§ 6 Z. 1) liegt 

vor, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

1. Der Unternehmer muß das Umsatz,geschäft, 
das seiner Lieferung zugrunde .liegt, mit einem 
ausländischen Abnehmer abgeschlossen halben. 
Ausländischer Abnehmer ist 

a) ein Abnehmer, der seinen Wohnsitz (Sitz) 
außerhalb des Bundesgebietes h<lt, 

b) eine Zweigniederlassung oder Organgesell­
schaft eines ,im Bundesg,ebiet ansässigen 
Unternehmers, die ,ihren Sitz außerhalb des 
Bundesgebietes hat, wenn ~ie da;s Umsatz­
geschäft im eigenen Namen abgeschlossen 
hat. Eine im Bundesgebiet befindliche 
ZweigniederlaSISung oder Organgesellschaft 
eines Unternehmers ist nicht ausländisch,er 
Abnehmer; 

2. der Gegenstand muß ,in Erfüllung dieses 
Umsatzgeschäftes in das Ausland beför-dert oder 
versendet worden sein. Ober die erfolgte Aus­
fuhr muß ein Ausfuhrnachwe1s erbracht werden. 
Der Unternehmer ist berechtigt, die Steuerfrei­
heit sdlOn vor Erbringung des Ausfuhrnach­
weises in Anspruch zu nehmen, wenn der Aus­
fuhrnadlweisinnerhalb von drei Monaten nach 
Bewi'rkungder Lieferung erbracht wird. 

Eine Versendung in das Ausland gilt auch illl 

folgenden FäHen als gegeben: 
a) wenn der Gegenstand zunächst an -einen 

st-euerlich zugelaSISenen inländischen Beauf­
tugten ,des ausländischen' Abnehmers 
(Abs. 4) übergeben oder ver,sendet und so­
dalnn vom Beauftragten in das Ausland 
befördert oder ver,sendet worden ,ist, 

b) wenn der ausländische Abnehmer den 
Gegenstand selbst abholt oder durch eigene, 
gemietete oder von einem Beförderungs­
unternehmer benutzte Fahrzeuge im Inland 
abholen läß,t und so dann in das Ausland 
befördert oder befördern läßt. Der aus-' 
ländische Abnehmer kann ,die von ihm ein­
gekauften Gegenst~nde beim inländischen 
Liderer oder von dem inländischen Ort 
abholen oder . abholen lassen, zu dem der 
Lieferer die Gegenstände !befördert oder 
versendet hat oder an dem der Lieferer 
sie selbst eingekauft hat. Die zur Abholullg 
benutzten Fahr:veuge können inländische 
oder ausländische sein; 

3. die vorstehenden Voraussetzungen müssen 
buchmäßig (§ 18 Abs. 8) nachgewiesen sein. 

(2) Die Versendung des Gegenstandes ,in das 
Ausland ,ist durch Versendungsbelege, wie Fracht­
briefe, Po~t:J!ufgabebescheinigungen, Konnos,se­
mente und dergleichen, oder deren Doppelstücke 
nadlzuweisen. Der Unternehmer hat diese Be1eg,e 
für die Prüfung durch das F~nanzamt aufzube-' 
wahren. 

(3) Erhält der Unternehmer keine Versen­
dungsbelege, so kann er den Aus.fuhrnachweis 
in der folgenden Weis,e führen: 

1. im Falle des R,eihengeschähes durch eine 
Ausfuhrbesdle,inigung seines Lieferers oder des 
versendenden Unternehmers; 

2. im FaUe der Üibel1gabe oder Versendung 
an einen steuerlich zugelassenen inländismen 
Beauftragten des ausländ~smen Abnehmers durch 
eine Ausfuhrbescheinigung des Beauftragten; 

3. im Falle ,des Abholens (Abs. 1 Z. 2 lit. b) 
durch eine Ausfuhrbescheinigung des Grenzzoll­
amtes. 

Die Ausfuhrbesd1einigung ist nach einem vom 
Bundesmin~sterium für Finanzen zu bestimmen­
den Muster, das alle für die Beurteilung der 
Ausfuhr erforderlichen Angaben enthält, auszu­
stellen. 

(4) Steuerlich zugelassene inländiJS'che Beauf­
tragte des ausländischen Abnehmers sind 

1. die Mitglieder des Fachverbandes. der 
Spediteure bei -der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft; 

2. andere Unternehmer, die über Antrag von 
der für sie zuständigen Fina,nzlandesdirektion 
unter Vorbehalt jederze.itigen Widerrufes als in-
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ländische Beauftra:gte zugelassen werden. Diese 
Unternehmer dürfen keine inländische Zweig­
niederlassung 9der Organgesellschaft eines Unter­
nehmens, das seinen Sitz im Ausland hat, sein 
und müssen als steuerlich zuverläJssig gelten. 

(5) Die Beförderung des Gegenstandes ,in ,das 
Ausland ist durch eine Ausfuhrbescheinigung des 
Grenzzollamtes nachzuweisen. Abs. 2 letzter Satz 
und Abs. 3 letzter Satz gelten en1lspr,echend. 

schafts'bahnhöfen, Betriebwechselbahnhöfen und 
Grenzbetriebsstrecken; 

6. die Leistungen der Handelsvertretler und 
Makler; 

7. die handelsüblichen Nebenleistungen, die bei 
den unter Z. 1 bis 6 bezeichneten Leistungen 
vorkommen. 

(2) B,ei den im Abs. 1 Z. 1 bis 5 angeführten 
Leistungen und deren Vermittlung gilt derjenige 
aLs Auftraggeber, ,dem die Rechnung erteilt wird. 

Lohnveredlung -für ausländische Auftraggeber, (3) Die vorstehenden Vo,raussetzungen müssen 

§ 8. (1) Eine Lohnveredlu11ig (§ 6 Z. 2) liegt buchmäßig (§ 18 Abs. 8) nachgewiesen sein. 
vor, wenn der Unternehmer für einen ausländi­
schen Auftraggeber, der die für den ausländischen 
Abnehmer geforderten Voraussetzungen (§ 7 
Abs. 1 Z. 1) erfüllt, einen Gegenstand bearbeitet 
oder verarbeitet (§ 3 Abs. 6) oder eine Werk­
leistung im Sinne des § 3 kbs. 10 bewirkt. 

(2) Der bearbeitete oder verarbeitete Gegen­
stand oder der überlassene Gegenstand muß nach 
der Veredlung in das Ausland befördert oder 
v,ersendet worden sein. über die erfolgte Aus­
fuhr muß ein Ausfuhrnachweis (§ 7 Abs. 2 bis 5) 
erbracht werden. Der Unternehmer ist berechtigt, 
die Steuerfreiheit schon vor Erbringung des Aus­
fuhrnachweises in Anspruch zu nehme~, wenn 
der Ausfuhrnachweis innerhalb von drei Monaten 
'nach Bdörderung oder Versendung des veredel­
ten Geg,enstandes in da,s Ausland el'bracht wird. 

(3) Die vorstehenden Voraussetzungen müssen 
buchmäßig (§ 18 Abs. 8) nachgewiesen sein. 

Leistungen für ausländische Auftraggeber 

§ 9. (1) Nach § 6 Z. 3 sind die folgenden 
Leistungen steuerfrei, wenn sie für einen aus­
ländischen Auftr<liggeber, der die für den aus­
ländischen Abnehmer gefordel'ten Voraussetzun­
gen (§ 7 Abs. 1 Z. 1) erfüllt, bewirkt werden: 

1. Die Beförderung, der Umschlag und die 
Lagerung von Gegenständen im Zuge der Aus­
fuhr, der Durchfuhr und der Einfuhr, die Besor­
gung dieser Leistungen sowie die Besorgung der 
Versicherung der bezeichneten Gegenstände; 

2. die Besorgu~g des Umschlages und der 
Lagerung von Gegenständen, wenn die besorgten 
Leistungen im Ausland bewirkt werden, sowie 
die Besorgung der Versicherung im Auslan,d be­
förderter, umgesch,lagener oder gelagerter Ge­
genstände; 

3. die unmittelbar dem Schiffs- und Flugver­
kehrdienenden Leistungen der Hafen- und Flug­
hafenbetriebe sowie die Besorgung dieser Lei­
stungen; 

4. das Schleppen, Lotsen und Bergen von 
Schiffen sowie die Besorgung von Leistungen; 

5. die Leistungen der Eisenbahnunternehmer 
für ausländische Eisenbahnen in den Gemein-

Steuersätze 

§ 10. (1) Die Steuer beträgt für jeden steuer­
pflichtigen Umsatz 16 vom Hundert der Bemes­
sunsgsgrundlage (§§ 4 und 5). , 

(2) Die Steuer el'mäßigt sich auf 8 vom Hun­
dert für 

1. die Lieferungen, den Eigenverbrauch und 
die Einfuhr der in der Anlage aufgezählten' 
Gegenstände; 

2. die Vermietung von .in der Anlage aufge­
zählten Gegenständen; 

3. die Aufzucht und das Halten von Tieren, 
die in der Anlage Z. 1 genannt sind, sowie die 
Anzucht von Pflanzen; 

4. die Leistungen von Vereinigungen, deren 
satzungsgemäßer Zweck die Vatertierhaltung, die 
Förderung de'r Tierzucht oder die künstliche Tier­
besamung ist, soweit die Leistungen unmittelbar 
den Zwecken der genannten Vereinigungen 
dienen; die Leistungen ,der von Gebietskörper­
schaften oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften betriebenen Besamungsanstalten, 
Besamungsstationen und ihrer Außenstellen; 

5. die Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken, von Berechtigungen, auf welche 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke Anwendun'g finden, und von staat­
lichen Hoheitsrechten, die sich auf die Nutzungen 
von Grund und Boden beziehen; die über­
lassung der Nutzung an Wohnungen, Geschäfts­
räumen und anderen Räumlichkeiten auf Grund 
von Nutzungsverträgen ist als Vermietung oder 
Verpachtung von Grundstücken anzusehen. Nicht 
begünstigt ist jedoch die Vermietung und Ver­
pach tung von Maschinen und sonstigen V orrich­
tungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage 
gehören, auch wenn sie wesentliche Bestandteile 
eines Grundstückes sind. 

Die Begünstigung erstreckt sich auch. auf die 
Beherbergung in eingerichtet,en Wohn- und 
Schlafräumen und die regelmäßig damit verbun­
denen Nebenleistungen, wobei als Nebenleistung 
auch die Ve~abreichung eines ortsüblichen Früh­
stücks anzusehen ist, wenn der Preis hiefür im 
Beherbergungsentigelt entihalten ,ist; 
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6. die Leistungen, die von den Gemein­
'schaf tender Wohnungseigentümer an die 
Wohnungseigentümer erbracht werden, soweit 
die Leistungen in der überlassung des gemein­
schafdichen Eigentums zum Gebrauch, seiner 
Instandhaltung und sonstJig'en Verwaltung sowie 
der Lieferung von Wärme und ähnlichen Gegen­
ständen bestehen; 

7. die sonstigen Leistungen aus der Tätigkeit 
-als 

a) Arzt, Tierarzt, Dentist oder Hebamme so­
wie als freiberuflich Tätiger im Sinne des 
§ 52 Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr.102/1961, 

b) W~ssenschaftler, Schriftsteller, Journalist, 
Bildberichtel"'Statter, Lehrbeauftragter, Dol­
metscher oder übersetzer, 

c) Architekt, staatlich befugter und beeideter 
Ziviltec.hniker, 

,d) Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Wirt­
schafutreuhänder sowie die der 'freiberuf-: 
lichen Tätigkeit entsprechenden sonstigen 
Leistungen ,der Wirtschaftsprüfungs-, Buch­
prürungs- und Buchführungsgesellschafren; 

8. ,die Umsätze auS der Tätigkeit als Künstler, 
ausgenommen die Lieferungen und der Eigen­
verbrauch nicht selbsthergestellter Werke; 

9. die Umsätze der Kranken- und Pflege­
anstalten sowie der Alrers-, BHnden- und Siechen­
heime, soweit 'es sich um Leistungen handelt, die 
unmittelbar mit der Krankenbehandlung oder 
unmittelbar mit der Betreuung der Pfleglinge 
im Zusammenhang stehen; 

10. die Leistungen der Jugend-, Erziehungs-, 
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Erholungs­
heime an Personen, die das 27. Lebensjahr nicht 
vollendet halben, soweit diese Leistungen in de­
ren Betreuung, Beberbergung, Verköstigung und 
den hiebei üblichen Nebenleistungen bestehen; 

11. die unmittelbar mit dem Betrieb von 
Schwimmbädern verbundenen Umsätze sowie die 
Vera'hreichung von Heilbädern; 

12. die Leistungen der Körperschaften, Perso­
nenvereinigungen und V,ermögensmassen, die 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der Bundes­
abgabenordnung). Dies gilt nich,t für Leistungen, 
die im Rahmen cines land- und forstwirtschaft­
lichen Betriebes, eines Gewerbebetriebes oder 
eines w11"tschaftlichen Geschäftsbetriebes im Sinne 
des § 45 Abs. 3 der Bundes~bgabenordnung aus­
geführt werden; 

13. a) die Leistungen, die regelmäßig mit dem 
Betrieb eines Theaters verbunden sind. Das 
gleiche gilt sinngemäß für Veranstaltungen 
von Theateraufführungen durch andere 
Unternehmer, 

b) die Musik- und GesangsauHührungen durch 
Einzelpersonen oder durch Personenzusam­
menschlüsse, insbesondere 'durch Orchester, 
Musikensembles und Chöre. Das gleiche gilt 
sinngemäß für Veranstaltungen derartiger 
Musik- und GesangsauHührungen durch 
andere Unternehmer; 

14. die Leistungen, dre regelmäßig mit dem 
Betrieb eines Museums, eines botanischen oder 
eines zoologischen Gartens sowie eines Natur­
parks verbunden sind; 

15. die Leistungen der Rundfunkunternehmen, , 
soweit hiefür Rundfunk- und Fer'1lsehrundfunk­
entgelte entrichtet werden; 

16. die Filmvorführungen; 

17. die Einräumung, übertragung und Wahr­
nehmung von Rechten, die sich aus urheberrecht­
lichen Vorschrift,en ergeben; 

18. die Zirkusvorführungen sowie die Leistun­
gen aus der Tätigkei'1: als Schausteller; 

19. die Beförderung von Personen mit Ver­
kehrsmitteln aller Art, sowei'1: nicht § 6 Z. 5 
anzuwenden ist; 

20. die ,im eigenen Namen und für f,remde 
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise- und 
Theaterkartenbüros, soweit sie ~n der Besorgung 
von Leistungen bestehen, die dem ermäßig'ten 
Steuers atz unterliegen. 

Ausstellung von Rechnungen 

§ 11. (1) Führt der Unternehmer steuer­
pflichtige Lieferungen oder steuerpflichtige son­
stige Leistungen aus, 50 ist er berechtigt und, 
soweit er die Umsätze an einen anderen Unter­
nehmer fÜ1"dessen Unternehmen ausführt, auf 
V erlangen des anderen verpflichtet, Rechnungen 
auszustellen, in denen die Steuer gesondert aus­
gew~esen ist. 

Diese R,echnungen müssen - soweit in den 
nachfoLgenden A:bsätzen nichts anderes bestimmt 
ist - die folgenden Angaben enthalten: 

1. Den Namen und ,die Anschrift des liefern­
den oder leistenden UMernehmers; 

2. den Namen und die Anschr:ift des Aib­
nehmers der Lieferung oder des Empfängers ,der 
sonstigen Leistung; 

3. die Menge und d~e handelsübliche Bezeich­
nung der gelieferten Gegenstände oder die Art 
und den Umfang der sonstigen Leistung; 

4. den Tag der Lieferung oder der sonstigen 
Leistung oder den Ze~traum, über ,den sich die 
Lei,stung erstreckt; 

5. das Entgelt für die Lieferung oder sonstige 
Leistung (§ 4) und 

6. den auf da:s Entgelt (Z. 5)endallenden 
Steuerbetrag. 

3 
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(2) Als Rechnung ,im Sinne des Abs. 1 gilt 
jede Urkunde, mit der ein Unternehmer üher 
eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet, 
gleichgültig, Wlie diese Urkunde im GeSchäfts­
verkehr bezeichnet wh-d. Hierunter fallen 
Quittungen, Albrechnungen, Gegenrechnungen 
und Frachtbriefe. Die nach ~bs. 1 erforderlichen 
Angaben können auch in anderen Belegen ent­
halten sein, auf die in der Rechnung hilngewiesen 
wird. 

Stellt der Unternehmer für stleuerpflichtige 
Lieferungen oder steuerpflichtige sonstige Lei­
stungen eine Rechnung aus, so hat er eine Durch­
schrift oder Abschrift anzufertigen und aufzu­
bewa:hl'en; das gleiche gilt sinngemäß für Belege, 
auf die ·in einer Rechnung hingewiesen wird. 

(3) Für die unter Abs. 1 Z. lunet 2 geforderten 
Angahen iJst jede Bezeichnung ausreichend, die 
eine eindeutige Feststellung des Namens und ,der 
Anschrift des Unternehmens sowie des Abneh­
mers der Lieferung oder ,des Empfängers der 
sonstigen Leistung el'möglicht. 

(4) Die im AJhs. 1 Z. 1 bis 3 rgefoI1derten An­
gaben können auch durch' SchlÜJsselzaihlen oder 
Symhole ausgedrückt werden, wenn ihre ein­
deutige Bestimmung aus der Rechnung oder aus 
anderen Umerlagen gewährleistet ist. Diese 
Unterlagen müssen sowohl heim Aussteller als 
a~ch heim Empfänger der Riechnung vorhanden 
sem. 

(5) In einer Rechnung über Lieferungen und 
sonstige Leis-tungen, die verochieclenen Steuer­
sätzen unterliegen, sind ,die Entgelte und Steuer­
beträge nach StJeuersätzen zu' trennen. Wird der 
Steuer'betirag durch Maschinen (z. B. Fakturier­
automaten) ermittelt und durch diese ,in der 
Rechnung angegeben, so ist der Ausweis des 
SteueJ1betrages lin einer Summe zulässig, wenn 
für die einzelnen Posten der Rechnung der 
SteueI1Satz angegeben ist. 

(6) Bei Rechnungen, ,del"en Gesamtbetrag 500 S 
nicht übersteigt, genügen unbeschadet der Be­
stimmung des § 129 der Bundesaihgabenordnung 
folgende Angaben: . 

1. Der Name unlddie Anschrift des liefernden 
oder leistenden Unternehmers; 

2. die Menge und die handelsübliche Bezeich­
nungder geJiefertJen Gegenstände oder die Art 
und der Umfang der sonstigen Leistung; 

3. der Tag der Lieferung odersomtigen 
Leistung oder der Zeitraum, über den sich me 
Leistung erstreckt; 

4. das Entgelt und der Steuerbetrag für die 
Lieferung oder sonstige Leistung in einer Summe 
und 

5. der Steueroatz. 

Die Abs .. 4 und 5 sind sinIlg'CIlläß anzuwenden. 

(7) Gutschmten, die im Geschäftsverkehr an 
die Stelle von Rechnungen treten, geken bei 
Vorliegen der im ~bs. 8 genannten Voraussetzun­
gen als Rechnungen des Unternehmers, der 
steuerpflichtige Lieferungen oder sonstige Lei­
stungen an den Aussteller der Gutschrift a115-
führt. Gutschrift im Sinne dieser Bestimmung 
ist jede Urkunde, mit der ein Unternehmer über 
eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet, 
die an ihn ausgeführt wird. Die. GutschrH,t ver­
liertdie Wirkung einer Rechnung, soweit der 
Empfänger der GutschrHt dem in ihr enthaltenen 
Steuel"betrag wideropricht. 

(8) Eine Gutschr~f.t ist als Rechnung anzuer­
kennen, wenn folgende Voraussetzungen vor­
liegen: 

1. Der Unternehmer, der die Lieferungen oder 
sonstigen Leistungen ausführt (Empfänger der 
Gutschrift), muß zum gesonderten Ausweis der 
Steuer in 'einer Rechnung nach ~bs. 1 berechtigt 
sem; 

2. zwischen ,dem Aussteller und dem Empfän­
ger der Gutschrift muß Einverständnis darÜ'ber 
bestehen, daß mit erner Gutschrift über die 
Lieferung oder sonstige Leistung aibgerechnet 
wird; 

3. die Gutschrift muß die ,im Abs. Igefor­
derten Angaben enthalten.· Die A:bs. 3 bis 6 sind 
sinngemäß anzuwenden; 

4. die Gutschrut muß dem Unternehmer, der 
die Lieferung odersonscige Leistung • bewirkt, 
zugeleitet worden sein. 

(9) FahrausweLse, d~e für die Beförderung im 
Personenverkehr ausgegeben wer,den,gelten als 
Rechnungen ,im Sinne des Abs. 1, wenn sie 
mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Den Namen und die Anschrift des Unter­
nehmers, der die Beförderung ausführt. Abs. 3 
ist sinngemäß anzuwenden; 

2. das Entgelt und den Steuer'betragin einer 
Summe und . 

3. den Steuersatz. 

(10) Fa:hra115weire für eine ,grenzÜ'be1'5chrei­
tende Beförderung im P,ersonenverkehr und im 
internaltionalen Bisenbahn-PeI1Sonenverkehr gel­
ten nur dann als Rechnung im Sinne des ~bs. 1, 
wenn eine Bescheinigung des Beföroerungsunter­
nehmers oder seines Beauftragten darüber vor­
liegt, welcher Anteil des Bdörderungspreises auf 
die inländische Strecke entfällt. In diesen Fällen 
ist der für den inländischen Teil der Beförde­
rungsleistung maßgehende Steuersatz in der Be­
scheinigung anzugeben. 

(11) Die Abs. 9 und 10 geIten für Belege im 
Reisegepäckverkehr sinngemäß. 
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(12) Hat der Unternehmer in einer Rechnung 
für eine Lief.erung oder sonstige Leiiung einen 
Steuerbetrag, den er nach ,diesem Bundesgesetz 
für den Umsatz nicht schuldet; gesondert aus­
gewiesen, so schuldet er diesen Betrag auf Grund 
der Rechnung, wenn er sie nicht gegenüber dem 
Abnehmer der Lieferung oder dem Empfänger 
der sonstigen Leistung entsprechend berichtigt. 
Im Falle der Berichtigung gih § 16 Abs. 1 sinn­
gemäß. 

(13) Bei ,einer Minderung ,des Entgeltes ,ist 
eine Berichtigung der Rechnung im Sinne des 
A'bs. 12 nur vorzullJehmen, wenn sich das Ent­
gelt wegen des Abzuges von Wechselvorzinsen 
vermindert hat. 

(14) Wer ,in einer Rechnung einen Steuer­
betrag gesondert ausweist, obwohl er eine Liefe­
rung oder sonstige Leistung nidn ausführt oder 
nicht Unternehmer ist, schuldet diesen Betrag. 

Vorsteuerabzug 

§ 12. (1) Der Unternehmer, der im Inla-nd 
Lieferungen oder sonstige Leistungen ausführt 
oder im Inland seinen Sitz oder eine Betriebs­
stätte hat, kann die folgenden Vorsteuerbeträge 
abziehen: 

1. Die von anderen Unternehmern in einer 
Rechnung (§ 11) an ihn gesondert ausgewiesene 
Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, 
die im Inland für sein Unternehmen ausgefilhrt 
worden sind; 

2. die entr,ichtete Einfuhrums~steuer für 
Gegenstä~de,die für sein Unternehmeneinge­
führt worden sind. Werden die eingeführtlen 
Gegenstände bereits im Ausland an einen inländi­
schen Abnehmer.geliefert (§ 3 Ahs. 8), so gelten 
sie -als für den inländischen A'bnehmer - im 
Falle mehrel.'1er mländischer A'bnehmer (z. B. 
beim Reihengeschäft), für den letz-ten .inländi­
schen .A!bnehmer - eingeführt. 

. (2) Lieferungen oder sonstige _ Leistung,en gelten 
als .für daJS Unternehmen ausgefühl.'1t, wenn sie 
überwiegend für Zwecke des Unternehmens er­
folgen. Lieferungen oder sonstige Leistungen in 
Zusammenhang mit der El.'1ruchtung oder Erhal­
tung von Gebäuden gelten insoweit als für das 
Untel.'1nehmen ausgefühtt, als die Entgelte hiefür 
nach den einkommensteuerrechtlichen V orschr.if­
ten BetnebsausgaJben oder Werbungskosten sind. 
Der erste Satz gilt sinngemäß fü·r die Einfuhr 
von Gegenständen. 

(3) Vom Vorsteuerabzug sind ausgeschlossen: 
1. Die. Steuer ,für Id~e Lieferungen und die 

Einfuhr von Geg,enständen, soweit der Unter­
nehmer .diese Gegenstände zur Ausführung 
steuerfreier Umsätz,e verwendet; 

2. die Steuer für sonstige Leistungen, soweit 
der Unrernehmer diese sonstigen Leistungen zur 

Ausführung steuerfreier Umsätu in Anspruch 
nimmt. 

Der Ausschluß vom Vorsteuerabzug tritt nicht 
ein, wenn ,die Umsätze nach § 6 Z. 1 bis 6 steuer­
frei sind. 

(4) Bewirkt der Unternehmer neben Umsätzen, 
die zum Ausschluß vom Vorsteuerabzug führen, 
auch Umsätze, bei denen ein solcher Ausschluß 
nicht eintritt, so hat der Unternehmer die Vor­
steuerlbeträge nach Maßgabe der A:b5. 1 und 3 
in abz·iebbare und nicht abziehbare Vorsteuer­
beträge aufzuteilen. 

(5) An Stelle einer Auf teilung nach Abs. 4 
kann der Unternehmer . 

1. die Vorsteuerbeträg.e nach dem Verhältnis 
der z,um Ausschluß vom Vorsteuera:bzug führen­
den Umsätze zu den Ü!br~gen Umsätzen in nicht 
aibziehbare und abziehlbare Vorsteuel1beträge auf-
teilen, oder -

2. nur jene Vorsteuerbeträge nach dem Ver­
hältnis der Umsätze aufteilen, die .den zum Aus­
schluß vom Vorsteueraibzugnach Albs. 3 führen­
den Umsätzen oder den übrigen Umsätzen nicht 
ausschließlich zlizurechnen sind. 

Einfuhren sind nicht U msätze ~m Sinne dieser 
Vorschrik 

(6) Die Auf teilung der Vorsteuerheträge nach 
Albs. 5 ist ausgeschlossen, wenn in einem Ver­
anlagungszeitraum die auf Grund der AufteHung 
der Vorsteuern nach den Umsätzen sich erge­
bende aJbzrehbare Vorsreuer um mehr als 5 vom 
Hundert, mindestens aiber um 1000 S, oder um 
mehr als 10.000 S höher ist als die Vorsteuer, 
welche sich auf Grund der Au~teilung nach A:bs. 4 
ergibt. 

(7) Bei Anwendung der A'bs. 4 und 5 hat das 
FinanzaJmt aJuf Antrag zu gestatten, daß ein m 
der Gliederung des Unternehmens gesondert ge­
fÜhl.'1ter Betl.'1ieb wie ein ,selbständiges Unter­
nehmen behandelt wiro. Die Bewilligung kann 
zwecks Vermeidung eines ungerechtfertigten 
Steuervorteaesim Sinne des Abs. 6 mit Auf­
lagen v,erbunden wer-den. 

(8) Die Träger der Sozialversicherung und llire 
V1erlbände und die Träger des öffentlichen Für­
sorgewesens sind zum Vorsteuerahzug auch dann 
berechtigt, wenn die Rechnung auf den Namen 
des Versicherten oder des Hilfeempfängers lautet. 
Die in einer solchen Rechnung ausgew1esene V or­
steuer ist insoweit abziehbar, als sie auf den 
dem Rechnungsempfänger gewährten Kosten­
ersatz entfällt. 

(9) Bei Rechnungen im Sinne des § 11 Abs: 6, 
9, 10 und 11 kann der Unternehmer den Vor­
stleuera!bzug in Anspruch nehmen, wenn er die 
Rechnungsbeträge m Entgelt und Steuerbetrag 
aufteilt. 
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(10) Ändern sich bei einem Gegenstand, den J betrag abziehbar, der auf ·die nach den einkom­
<leI' Unternehmer in seinem Unternehmen als mensteuerrechtlichen Vorschriften um die Haus­
Anlagevel"mögen verwendet oder nutzt, inden haltsel'sparnis gekürzten Aufwendungen entfällt. 
-auf das Jahr der AIliSchaffung oder Herstellung Die Rechnungen über die R~1seaufwendungen 
folgenden vier Kalenderjahren die Verhältnisse, können auch auf den Namen ,der Person lauten, 
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, von der die Reise ausgeführt wO'l'den ist. 
so ist fü: jedes J.ahr. der Änderung e1n AusgIeich (5) Die BestJimmungen des Abs. 2 gelten sinn­
durch el~e BeI'l~tlgung ,~es. Vorst~uer.~b~uges gemäß, wenn ein Unternehmer einem Arheit­
·durdlZufuhren. Bel der BerlmtJlgung 1st fur Jedes neh er . s Anlaß einer Dienstreise im Inland 
Jahr der Änderung von einem Fünftel der ge- für r;;ie B::utzung eines eigenen Kraftfahrzeuges 
samten auf den Gegenstand entfaUenden Vor- nicht mehr als jene AufWiendungen erstattet, die 
steuer auszugehen. nach den dnkommensteuer.l'echtlichen Vorschl'lif-

(11) Ändern sich bei einem Gegenstand, den ten für Zwecke der Lohnsteuererhebung als 
der Unternehmer für sein Unternehmen herge- Kilometergeld festgesetzt worden sind. 
stellt oder erworben hat und ,der nicht zum 
Anlagevermögen gehört, oder bei sonstigen 
Leistungen, die für sein Unternehmen ausgeführt 
worden sind, in einem späteren Veranlagungs­
zeitraum die Voraussetzungen, die für den Vor­
steuerabzug maßgebend waren, so ist die Berichti­
gung des Vorsteuerahzuges für den Veranlagungs­
zeitraum vorzunehmen, in dem die Änderung 
eingetreten ist. 

(12) Die Besllimmungen der Abs. 10 und 11 
gelten sinngemäß auch für Gegenstände, die nicht 
zu einem Betriebsvermögen gehören. 

Vorsteuerabzug bei Reisekosten 

§ 13. (1) Nimmt ein Unternehmer für eine im 
Inland ausschIießlim durch den Betrieb veran­
laßte Reise zur Ahgeltung ·der Mehraufwendun­
gen für Verpflegung und der Aufwendungen für 
Unterkun~t Beträge in Ansprum, welche die nach 
deneinkommensteuerremtlichen Vorsmrilften für 
die Gewinnermittlung festgesetzten Pausm­
beträge nicht übersteigen, so kann er die a!hzieh­
bare Vorsteuer unter Anwendung des Steuer­
satzes nam § 10 Abs. 2 aus diesen Beträgen 
erremnen. 

(2) Verwendet ein Unternehmer für eine im 
Inland ausschIießlichdurch den Betrieb ver an­
laßte Reise ein nim'! zum Betriebsvermögen ge­
hörendes Kraftfahrzeug und nimmt er die den 
Bundesbediensteten gewähtten Sätze für Kilo­
meter gelder als Betriebsausgaben oder Werbungs­
kosten in Anspruch, so kann er die abziehbare 
Vorsteuer für jeden gefahrenen Kilometer ohne 
besonderen Namweis mit 10 vom Hundert der 
K'ilometergelder errechnen. 

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn­
gemäß, wenn ein Unternehmer einem Arbeitneh­
mer aus Anlaß einer Dienstreise ~m Inland für die 
Mehraufwendungen für ~erpflegung und die 
Aufwendungen für Unterkunft nicht mehr als 
jene Beträge erstattet, die nam den.,einkommen­
steuerrechtIichen Vorschriften für Zwecke der 
Lohnsteuererhebung festgeset~t worden sind. 

(4) Werden die tatsächlichen Reiseaufwendun­
gen namgewiesen, so list nur jener Vorsteuer-

(6) Die nach den vorstehenden ,Albsätzen er­
rechneten Vorsteuerbeträge können nur ab~­
zogen werden, wenn über die Reise ein Beleg 
ausgestellt wird, welcher über Zeit, Z.iel und 
Zweck der Reise, die Person, von ,der die Reise 
ausgeführt wOl'den ,ist, und über den Betrag 
Aufschluß gilbt, aus dem die Vorsteuer erremnet 
wird. In den Fällen der Abs. 2 und 5 ist außer­
dem die Anzahl der gefahrenen Kilometer anzu­
geben. 

Vorsteuerabzug nach jDurmsdlnittssätzen 

§ 14. (1) Der Bundesminister für Finanzen 
kann mit Verordnung für die Ermittlung der 
a~iehbaren Vorsteuerbeträge Durchsmnittssätze . 
für Gruppen von Unternehmern aufstellen. Die 
Durchsmnitltssätze sind auf Grund von Erfah­
rungen üherdiew.irtscha'ftlimen Verhältnisse bei 
der jeweiligen Gruppe von Unternehmern festzu-
setzen. 

(2) In der Verordnung werden bestimmt: 
1. Die Gruppe von Betrieben, für welche 

Durmsch·nittssätze anwendbar sind; 
2. die für die Ermittlung der Durchsmnitts­

sätze jeweils maßgebenden Merkmale. Als solme 
kommen insbesondel'e Al't und Höhe der an 
den Betrieb ausgeführten Umsätze in Betracht; 

3. der Umfang, in dem Unternehmern, deren 
Vorsteuer nach ,diesen Dur~mnil1Jtssätzen zu 
,ermitteln ist, Erleichterungen in der Führung 
von Aufzeichnungen gewährt werden. 

(3) Die Durchschnittssätze müssen zu einer 
Vorsteuer führen, die nicht wesentlich von dem 
Betrag ahweicht, der sich ohne Anwendung der 
Durchschnittssätze ergeben würde. 

(4) Unternehmer, bei denen die Voraussetzun­
gen für eine Ermittlung des Vorsteuerabzuges 
nam Durmschnilltssätzen gegeben sind, können 
spätestens bis zum zehnten Tag nach ,Albhluf des 
ersten VoranmeldungsZieitraumes eines Kalen­
derjahr,es heim Finanzamt erklären, daß sie ihre 
abziehbaren VOI'StJeuerbeträge nam Durch­
schnittssätzen ermitteln. Die Erklärung bindet 
den Unternehmer ,mindestens für zwei Kalender-
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jahre. Sie kann nur mit W~rkung vom Beginn 
eines Kalenderjahres an Wlidel"irufen werden. Der 
Widerruf rst spätestens bis zum zehnten Tag 
nach Beginn dieses Kalenderjahres zu erklären. 
Eine erneute Ermittlung des Vorsteuerabzuges 
nach Durchschmttssätzen ist frohestens nach Ab­
lauf von fünf Kalenderjahren zulässig. 

Erleichterungen bei der Auf teilung der Vor­
steuerbeträge 

§ 15. (1) Bewirkt der Unternehmer Umsätze 
von Geldforderungen, die nach § 6 Z. 8 steuer­
frei sind und bei denen mit der Vereinnahmung 
des Entgeltes zugleich das Entgelt für einen ande­
ren, zum Vorsteuerabzug berechtigenden Umsatz 
des Unternehmers vel"einnahmt wir.d, so brau­
chen diese Umsätze hei der Auf teilung der Vor­
steuerbeträge nach § 12 Abs. 5 ,in den Umsatz­
schlüssel nicht einbezogen zu werden. Bei der 
Aufteilung der Vorsteuerbeträge nach § 12 
Albs. 5 Z. 2 sind in diesen FäHen nur jene Vor­
steuerbeträge nicht ahziehbar, .die .diesen Um­
sätzen ausschließlich zuzurechnen sind. 

(2) Die Erleichterung nach Abs. 1 gUt ferner 
für die nach § 6 Z. 8 steuerfreien verzinslichen 
Einla;,gen bei Kred1tinstituten sowie für Lieferun­
gen von gesetzlichen Zahlungsmitteln und in­
ländischen amtlichen Wel"itzeichen, wenn diese 
Umsätze nur als Hilfsgeschäfte getä~igt werden. 

(3) Bei der Auf teilung der Vorsteuerbeträge 
nach § 12 Albs. 5 Z. 2 gilt die Erleichterung nach 
Abs. 1 auch für steuerfreie Umsätze nach § 6 
Z. 9 Ht. a, wenn sie vom Unternehmer nur als 
Hilfsgeschäfte bewirkt werden. 

Xnderung der Bemessungsgrundlage 

§ 16. (1) Hat sich die Bemessungsgrundlage für 
einen steuerpflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 
Abs.l Z. 1 und 2 geändett, so haben 

1. der Unternehmer, ·der dies·en Umsatz aus­
geführt hat, ,den dafür geschuldeten Steuerbetrag, 
und 

2. ·der Unternehmer, an den ·dieser Umsatz 
ausgeführt worden ist, den ,dafür in Anspruch 
genommenen VOl"steuera;bzug entspr,echend zu 
berichtigen. Die Berichtigungen sind für den 
Veranlagungszeitraum vorzunehmen, in dem die 
Xnderung des Entgeltes eingetreten i'St. 

(2) Die Bel"ichtigung des Vorsteuerabzuges 
kann unterbleiben, wenn ein dritter Unterneh­
mer den auf ,die Minderung des Entgeltes 'ent­
fallenden Steuerhetrag an das Finanzamt ent­
richtet; in diesem Fall ist ·der dritte Unterneh­
mer Schuldner der Steuer. Die Steuer ist für 
den V eranla;gungszei~raum zu entr,ichten,in dem 
die Änderung ,des Entgeltes eingetl"eten ist. 

(3) Ist das Entgelt für eine steuerpflichtige 
Lieferung oder sonstige Leistung uneinbringlich 

geworden, so gi1t Abs. 1 sinngemäß. Wird das; 
Entgelt nachträglich vereinnahmt, 50 sind' 
St·euerbetrag und VOl"Steuerabzug erneut zu be-· 
richtigen. 

(4) Ist eine Einfuhrumsatzsteuer, ,die als Vor­
steuer abgezogen worden ist, herabgesetzt, erlas­
sen oder el'stattet worden, so hat der Unter-· 
nehmer den VomeueraJbzug entsprechend zu. 
berichtigen. Der letzte Satz ·des Abs. 1 ~lt sinn­
gemäß. 

(5 ) Werden die EntgeLte für untersch,iedlich 
besteuerte Lieferungen oder sonstige Leistungen 
eines bestimmten Zeitabschnittes gemeinsam ge­
ändert (z. B. Jahresboni; Jahresrückvergütun­
gen), so hat der Unternehmer dem Abnehmer der 
Lieferungen oder dem Empfänger der sonstigen 
Leistungen einen Beleg zu erteilen, aus dem zu 
ersehen ist, wie sich die Änderung der Entgelte 
auf die untel'Schiedlich besteuerten Umsätze ver­
teilt. 

Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten 

§ 17. (1) Unternehmer, welche Einkünfte aus' 
selbständiger Arbeit im Sinne der einkommen­
steuerrechtlich,en Vorschriften erzielen, haben die 
Steuer für die Umsät'Z'e aus dieser Tätigkeit nach 
den vereinnahmten EntgeLten zu berechnen (Ist-· 
besteuerung). Das ,gleiche gilt bei Unternehmen" 
welche Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- oder Heiz­
werke betreiben, für alle Umsätze, die mit dem 
Betrieb von solchen Werken regelmäßig verbun­
den sind, wobei mit der Rechnungslegung das 
Entgelt als vereinnahmt und die Lieferungen und 
·sonstigen Leistungen als ausgeführt anzusehen 
sind. 

(2) Das Finanzamt hat auf Antrag zu gestat-· 
ten, ·daß ein Unternehmer, dessen Gesamtumsatz­
in ,einem der heiden vorangegangenen Kalender­
jahre nicht mehr aLs 500.000 S betragen hat, die­
Steuer nach den v,ereinnahmten Entgelten he-· 
rechnet. Der Antra:g kann auf einen von mehre­
r·en Betrieben des gleichen Unternehmers be­
schränkt werden. 

(3) Die Bewilligung zur Istbesteuerun.g na~ 
Ahs. 2 erlischt, wenn der Gesamtumsatz 10 zweI 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahl"ien 500.000 S. 
überstiegen hat, mit Ahlaufdieses Zeilbraumes. 

(4) Der übergang von der Besteuerung nach' 
den Solleinnahmen (Sollibesteuerung) zu der 
Besteuerung nach d'en vereinnahmten Entgelten 
(lstbesteuerung) ist nur unter der Auflage zu 
gestatten, daß der Unternehmer ·die für spätere 
Umsätze bereits vereinnahmten Entgelte zum 
nächsten FäUigkeitlSzeitpunkt versteuert. Bei dem 
übergang von der Istlbesteuerung zu der 5011-
besteuerung hat der Unternehmer bereits früher 
bewirkte Umsätze, für die ein Entgelt noch nicht 
vereinnahmt wurde, zum nächsten Fälligkeits­
zeitpunkt zu versteuern. Der Wechsel in der 
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Besteuerungart ist nur zum Beginn eines Kalen­
derjahres zulässig. 

(5) Hängt die Anwendung einer Besteuerungs­
vorschrift vom Gesamtumsatz ab, so ist <bei der 
Sollbesteuerung 'Von den steueI1baren Lieferun­
gen und sonstigen Leistungen und dem Eigenver­
brauch, bei der Istlbesteuerung von den verein­
nahmten Entgelten und dem Eigenverrbrauch aus­
zugehen. Außer Betracht bleiben die sreuerfreien 
Umsätze mit Ausnahme der nach § 6 Z. 1 bis 6 
befreiten Umsätze sowie die Geschäftsv,eräuße­
rungen nach § 4 Abs. 7. Ist die Besveuerung von 
der Summe der Umsätz;e eines Kalenderjahres 
abhängig und ~st der Veranlagungszeitraum kür­
zer als ein Kalenderjahr, so ist der 'tatsächliche 
Umsaotz·in einen Jahresumsatz umzurechnen. 

(6) Bei der Istlbesteuerung treten an die SteHe 
der Entgelte für die ausgeführten Lieferungen 
und sonstigen Leistungen d~e vereinnahmten Ent­
gelte. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
auf die Geschäftsveräußerunlg im ganzen (§ 4 
Arbs. 7) keine Anwendung. 

Aufzeichnungspflichten und buchmäßiger Nadt­
weis 

§ 18. (1) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur 
Feststellung der Steuer und der Grundlagen ihrer 
Berechnung 'w Inland Aufzeichnungen zu füh­
ren. 

(2) Der Aufzeichnungspflicht !ist genügt, wenn 
1. sämtliche Entgelte für die vom Unternehmer 

ausgefühl'lten Lieferungen und sonstligen Leistun­
gen fortlaufend, llllIter Angabe ,des Tages derart 
aufgezeichnet wer,den,daß zu ersehen ist, wie 
sich die Entgelte auf die Steuers ätze ver·teilen 
und welche EntgeLte auf steuerfreie Umsätze ent­
fallen; 

2. ·die Bemessungsgrundlagen für den Eigen­
verbrauch aufgezeichnet werden; 

3. die nadt § 11 Abs. 12 und. 14 sowie nach 
§ 16 Abs. 2 geschuldeten Steuer.beträge aufge­
zeichnet werden; 

4. die Entgelte für steuerpflichtige Lieferun­
gen und sonstige' Leistungen, die a:n den Unter­

. nehmer fü·r sein Unternehmen ausgeführt wor­
den sind, und die auf diese Umsätze entfallende 
Steuer fortlaufend aufgezeichnet wel1den; 

5. die Bemessungsgrundlage (§ 5) von einge­
führten Gegenständen und die für ,ihre Einfuhr 
entrichtete Einfuhrumsatzsteuer unter Angabe 
des Tages der Entrichtung fortlaufend aufgezeich­
net werden; 

6. die aufgezeichneten Entgelte (Z. 1) und 
Steuerbeträge sow~edie Bemessungsgrundlagen 
für ·den Eigenverbrauch regelmäßig, mindestens 
zum Schluß jedes Voranmeldung.szeitraumes, auf­
gerechnet wer,den. 

(3) Der Unternehmer kann ,die im A:bs. 2 
Z. 1 festgelegte Aufzeichnungspflicht auch in der 
Weise erfüllen, daß er EI1JtgeLt un,d Steuerbetrag 
in einer Summe aufzeichnet. Die Verpflichtung 
zur Trennung von Entgelten nach Steuersätzen 
und steuerfreien Umsätzen wlird hiedurch nicht 
berührt. Spätestens zum Schluß jedes Voranmel­
dungszeitraumes hat der Unternehmer die 
Summe ·der Entgelte zu errechnen und aufzu­
zeichnen. 

(4) Der Unternehmer kann die im Abs. 2 
Z. 4 festgelegte Aufzeichnun~pfl[cht auch in der 
Weise ertüllen, daß er Entgdt und Steuerbetrag 
in einer Summe, getrennt nach den in ,den Bin­
gangsredrnungen angewandten Steuel"sätzen, auf­
zeichnet. Spätestens zum Schluß jedes Voranmel­
dung·szeitraumes hat der Unternehmer die 
Summe der Entgelte und ,die· Summe der Steuer­
beträge zu errechnen und aufzuzeichnen. Die 
Verpflichtung zur Aufzeichnung nach Albs. 2 
Z. 4 und 5 entfällt, wenn der Unternehmer nur 
Umsätze .bewirkt, für die der Vorsteuerabzug 
nach § 12 ,Albs. 3 ausgeschlossen ist. 

(5) In den Fällen .des § 12 Albs. 4 müssen aus 
den Aufzeidmungen des Unternehmers jene Vor­
steuerbeträge leicht nachprüfbar zu ersehen sein, 
welche den zum Vorsteuerabzug berechtigenden 
Umsätzen ganz oder teilweise zuzurechnen sind. 
Außerdem hat der Unternehmer ~n diesen Fäl­
len die Entgelte für die Umsätze, die nach §' 12 
Abs. 3 den Vorsteuerabzug ausschließen, getrennt 
von den übrligen Entgelten aufzuzeichnen, wobei 
die Verpflichtung zur Trennung der Entgelte nach 
A:bs. 2 Z. 1 unberühtt bleibt. 

(6) Macht ·der Unternehmer von der Vor­
schrift des § 12 Abs. 7 Gebrauch, so h3!t er die 
AufzeichnungspfLichten ,der Albs. 1 bis 5 für jeden 
Betrieb gesondert zu erfüllen. In den Fällen ,des 
§ 12 Albs. 10 und 11 hat der Unternehmer die 
Berechnungsgrundlagen für den Ausgleich aufzu­
zeichnen, der von ihm in den in Betracht kom­
menden KaIenderjahrendurchzufühl)en ,ist. 

(7) Unternehmern, denen nach Art und Um­
fang ihres Unternehmens 'eine Trennung der Ent­
gelte nach Steuers ätzen, ,im Sinne des Abs. 2 
Z. 1 und A:bs. 3 nicht zumutbar ist, kann das 
Finanzamt auf Antraggesta~ten, daß sie die Ent­
gelte nachträglich unter Berücksichtigung des 
Waren einganges trennen. D3!s Finanzamt darf nur 
ein V'el)fa'hren zulassen, dessen steuer1iches Er­
gebnis nicht wesentlich von ,dem Ergebnis einer 
Aufzeichnung der Entgelte, getrennt nach Steuer­
sätzen, il'bweicht. 

(8) Hängt die Besteuerung von einem buch­
mäßigen Nachweis ab, 'so sind die diesem Nach­
weis dienenden Bücher oder Aufzeichnungen im 
Inland zu führen und mit den dazugehörigen 
Unterbgen im Inland aufzubewahren; &e nach-
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zuweisenden Voraussetzungen mJÜssen daraus 
leimt namprüifbar zu ersehen sein. 

Steuerschuldner, Entstehung der Steuerschuld 

S 19. (1) Steuersmuldner ist in den FäHen 
des § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 der Unternehmer. 

(2) Die Steuersmuld 'entsteht 
1. für Lieferungen und sonstige L'eistungen 
a) mit Ablauf des Kalendermonates, in dem 

die Lieferungen oder sonstigen Leistungen 
au~gefüihrt woriden sind (So~lbesteuerung); 
dieser Zeitpunkt verschiebt sim um einen 
Kalendermonat, wenn ,die Remnungsaus­
stellung erst Dam Ablauf Ides K:t1ender­
mon~es erfolgt, in dem die Lieferung oder 
sonstige Leistungerbramt worden ist, 

b) in den Fällen der Besteuerung nam verein­
nahmten Entgelten (§ 17) mit A:blauf ,des 
Kalendermonaws, in dem die Entgelte ver­
einna!hmt woooen sind (IstJbesteuerung), 

c) in den Fällen der Einzelbesteuerung nam 
§ 20 Abs. 4 im Zeitpunkt des Grenzüber­
,ganges; 

2. für den Hig,enverbraum mit Ablauf des 
Kalendermon~es, in dem die Gegenstände für 
die im § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a undb bezeimneten 
Zwecke verwendet worden sind. 

(3) In den Fällen des § 11 Abs. 12 entsteht 
die Steuersmuld in dem Zeitpunkt,_ der sim aus 
Abs. 2 Z. 1 lit. a ergibt. 

(4) In den Fällen des§ 11 Abs. 14 ensteht die 
SteuersmuLd mit Alblauf des Kalendermonates, 
in dem die Rechnung ausgefolgt worden list. 

(5) Iil den Fällen des § 16 Abs. 2 eIlitlSteht die 
Steuersmuld mit Ahlaufdes Kalendermonates, 
in dem die Minderung des Entgeltes ei.ngetreten 
ist. 

(6) Für die Binfuhrums~Z9teuer gilt § 23 
Abs.2. 

Veranlagungszeitraum urid Einzelbesteuerung 

§ 20. (1) Bei der Berechnung der Steuer ist in 
den Fällen des § 1 .Albs. 1 Z. 1 und 2 - soweit 
nicht Albs. 4 gilt -'- von der Summe der Um­
sätze auszugehen, für welche die Steuersmuld im 
Laufe eines Kalenderjahres (Veranlagungszeit­
raum) entstanden ist. Dem ermittelten Betrag 
sind die nach § 11 .Albs. 12 und 14 sowie nach 
§ 16 Albs. 2 gesmuldeten Beträge hinzuzurem­
nen. 

(2) Von dem nach Abs. 1 errechneten Betrag 
sind die in den Veranlagungszeitraum fallen­
den, nach § 12 abziehbaren Vorsteuerbeträge 
abzusetzen.: Die abziehbare Einfuhrumsatzsteuer 
ist als in jenen VeranlagUngszeitra'llm fallend 
anzusehen, der ,dem Kalendermonat vorangeht, 
in dem sie entrimtet wor,den ist. 

(3) Hat der Unternehmer seine gewerbliche 
oder herufliche Tättigkeit nur in einem Teil des 
Kalenderjahres ausgeübt, so tritt dieser Teil an 
die Stelle des Kalenderjahres. 

(4) Bei Beförderungen von Personen im grenz­
überschreitenden Gelegenheitsverkehr mit nimt 
im Inland zugel~senen l\.raftfahrzeugenund An­
hängern ist die Steuer für jeden einzelnen Um­
satz von den Zollämtern zu erheben (Binzel­
besteuerung). Ein Vorsteuerabzug (Abs. 2) ist 
in diesen Fällen nimt zulässig. 

(5) In den Fällen des Albs. 4 bldbt ,das Remt 
des Unternehmers, beim zuständ~gen Finanzamt 
den VOI'steuerahzug nam Maßgabe ,des § 12 gel­
tend zu mamen, unberührt, wenn die gesetzlime 
Frist zur Einreichung der Steuererklärung einge­
halten wird. Der Unternehmer hat rn der Vor­
anmeldung (Steuererklärung) anzugeben, daß für 
die Beförderung von Personen im grenzüber­
sm reitenden Gelegenheitsverkehr .eine Einzel­
besteuerung erfolgt ,ist;; im Falle einer Veranla­
gung ist für solme Umsätze eine Steuer nimt 
festzusetzen. 

(6) Für die EinfuhI'umsatzsteuer gilt § 23 
A:bs.2. 

Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung 

§ 21. (1) Der Unternehmer hat - soweit nicht 
Abs. 6 gilt - binnen einem KaIendermonat und 
zehn Tagen nach Ablauf eines Kalendermona1:es 
(Voranmeldungszej,traum) eine Voranmeldung 
ahzugeben, in der er die für den Voranmeldungs­
zeitraum zu entrichtende Steuer (Vorauszahlung) 
unter entlspr,echender Anwendung des § 20 Ahs. 1 
und 2 und des § 16 selbst zu berechnen h~. Der 
Unternehmer hat innerhalb derselben Fr.iSt die 
VoralUiza:hlung zu entrichten. Ergibt ,sim m der 
V or~eldung ein überschuß zugunsten des 
Unternehmers, so ,ist ,dieser überschuß a1s Gut­
schrift zu behandeln. Diese GUtJSmrift wird mit 
Abgabe der Voranmeldung, frühestens jedoCh mit 
Ablauf ,des Voranmeldungszeitraumes, wirksam. 
Solange innerhalb eines Veranlagungsz.eitraumes 
ei:n überschuß zugunsten des Unternehmers be­
steht, entfällt die Verpflichtung zur Abga:be einer 
Voranme1dung. 

(2) Für Unternehmer, deren Umsätze nach 
§ 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 im vorangegangenen Kalen­
derjahr 72.000 S nicht uberstiegen haben, 1Ist ,das 
Kalendervierteljahrder Voranm:eldungszeitraum. 
Der Unternehmer kann jedom durm fcist­
gerechte Abgabe einer Vor anmeldung für den 
ersten Kalendermonat eines Veranlagungszeit­
raumes mit Wirkung für den ganzen Veranla­
gungszeitraum den Kalendermon~ als Voran­
meldungszeitraum wählen. Diese RegelunggiIt 
nicht, wenn der Unternehmer im vorangegan­
genen Kalenderjahr keine Umsätze nach § 1 
Abs. 1 Z. 1 und 2 ausgeführt hat. 
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(3) Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. 
Die Vorauszahlung ,ist eine .A!bgabe ~m Sinne der 
Bundesahgahenordnung. G~bt der Unternehmer 
bis zum Ablauf der Voranmeldungsfrist eine Vor­
anmeldung nicht ab oder hat ,er in einer Vor­
anmeldung die Vorauszahlung nicht richtig be­
rechnet, so hat das Finanzamt die Vorauszahlun'g 
feSitzusetun. Als Zeitpunkt ihr,er Fälligkeit gilt 
der zehnte Tag des zweitfolgenden Kalender­
monates nach Ablauf des Voranmeldungszeit­
raumes. 

(4) Der Unternehmer wird nach Ablauf des 
Kalenderjahres oder des kÜTzer,en Veranlagungs­
zeitraumes (§ 20 .A!bs. 3) zur Steuer veranlagt. 
Er hat für das a!bgela;ufene Kalenderjahr eine 
Steuererklärung ahzugeben, ,in der er are zu 
entl'ichtende Steuer nach § 20 Ahs. 1 his 3 und 
§ 16 selbst zu berechnen hat. Bei Einstellung ,der 
gewerblichen oder rberuflichen Tätigkeit (§ 20 
Albs. 3) hat der Unternehmer hinnen einem 
Monat nach Ablauf ,des Veranlagungszeitraumes 
eine Steuererklärung abzugeben. 

(5) Wird bei der Veranlagung die Steuer höher 
festgesetzt als die vom Unternehmer für den 
Veranlagun~uitraum berechnete Steuer, so ,ist 
der Unterschiedsbetirag binnen einem Monat nach 
Bekanntgabe ,des Steuerhescheides zu 'entrichten 
(Abschlußzahlung). Die Verpflichtung, rückstän­
dige Vorauszahlungen schon früher zu entrich­
ten, bleibt unberührt. Ergibt 'sich durch die Ver­
anla;gungein Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Unternehmers, so ,ist ,dieser Unter5chiedsbetirag 
als GutlSchrift zu behandeln. 

(6) Unternehmer, deren Umsätze nach § 1 
.A:bs. 1 Z. 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
24.000 S nicht übersteigen, sind von der Ver­
pflichtung,eine Steuererklärung (Voranmeldung) 
abzugeben und die Steuer zu entl'ichten, befreit; 
die EinfuhrumsatZ&teuer, ,die nach § 11 Abs. 12 
und 14 sow,iedie nach § 20 .A:bs. 4 geschuldete 
Steuer 5ind jedoch zuentrich1)en. Die ß.escimmun­
gen über den Vo~euerabzug (§ 12) finden keine 
Anwendung. 

(7) Im Falle des Abs. 6 erster Satz findet eine 
Veranlagung nur ,dann statt, wenn ,eine Steuer­
erklärungeingereicht worden ist oder Voraus­
zahlungen für ,den Veranlagungszeitraum ent­
richret oder feSitgesetZit worden ,sind; eine Steuer 
ist in diesen Fällen nicht festzusetzen .. 

(8) Der Unternehmer kann his zum Ablauf 
des Veranlagun~zeitraumes gegenüber dem 
Finanzamt schriftlich erklären, daß er auf die 
Anwendung des Abs. 6 verzichtet und seme Um­
sätze nach den allgemeinen Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes versteuern will. Diese Erklärung 
bindet ,den Unternehmer mindestens für fünf 
Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom 
Beginn eines Kalenderjahres an widerrufen wer­
den. Der Widerruf ist spätestens bis zum Ablauf 

deserSiten Kalendermonates nach Beginn dieses: 
Kalenderjahres zu erklären. 

(9) In den Fällen des § 20 .A!bs. 4 (Einzel­
besteuerung) ,gilt abweichend von den Abs. 1 
bis 4 folgendes: 

1. Der Beför,derun~unternehmer hat dem Ein­
trittlSzollamt für jede einZielne Fahrt eine Steuer­
erklärung in zweifacher Ausfer,uigung abzugeben" 
welche insbesondere folgende Angaben zu ent­
haken hat: 

a) Den Namen undIdie Anschrift des Beförde­
rungsunternehmers sowie seines Bevoll­
mächtigten, 

b) die Art des Kraftfahrzeuges und des An­
hängers sowie deren polizeilliche Kenn­
zeichen, 

c) den Beförderungsweg im Inland und seine 
Länge in Straßenkilometern, 

d) ,die Anzahl ,der beförderten Personen aus­
schließlich des Lenkers, 

e) den Stand des Kilol~.eterzählers; 
2. das Eintrittszollamt hat die Steuer festzu­

setzen und dem Beförderungsunternehmer oder 
dem Lenker des Kra:ftfahrzeuges eine Ausferti­
gung der Erklärung mit der bescheidmäßigen 
Festsetzung zurückzustellen. Dieser Bescheid ist 
während der Fahrt im Bundesgebiet mitzuführen 
und dem Austritllszollamt vorzuweisen. Die 
Steuer ist sofort fällig und zu entrichten; 

3. der Beförderungsunternehmer hat dem Aus­
tr,it:tszollamt eine berichtigte Steuererklärung in 
zweifacher Ausfertrgung abzugeben, wenn die 
Bemessungsgrundlage von der beim Eintr,ittszoll­
amt erklärten Bemessungsgorundlage abweicht. 
Das AustrittlSzollamt hat d~e Richtigkeit der beim 
Eintr;ittszollamt festgesetzten Steuer zu ü:berprü­
fen und - soweit ellforderlich - eine ergänzende 
F,estsetzung mit Bescheid vorzunehmen. Eine sich 
daraus ergebende Steuerschuld ist sofort fällig 
und zu entrichten, eine sichergehende überzah­
lung ist sofort zu erstatten; 

4. der Lenker des Kraftfahrzeuges gilt alsVer­
tr'eter ,des Beförderung~unternehmers, wenn nicht 
dieser selbst oder ein von ihm schriftlich Bevoll­
mächtigter ein5chreitet; 

5. das Kraftfahrzeug und der Anhänger haf­
ten für die Steuer. Die Zollämter sind befugt, 
das Fahrzeug zur Geltendmachung dieser Haf­
tung auch dann zu beschlagnahmen, wenn es. 
nicht im Eigentum des SteuerschuLdners steht, 

Besteuerung der Umsätze bei land- und forst-· 
wirtschaftlichen Betrieben 

§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen 
Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines 
land- ,und forstwi111lSchaftlichen Betriebes ausfüh­
ren, wird die Slleuer fur diese Umsätze mit 6 vom 
Hundett der Bemessungsgrundlage festgesetzt. 
Die diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuer-
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beträge werden in gl eimer Höhe festgesetzt. Die 
Befreiungsbestimmungen des § 6 Z. 7 bis 12 und 
.die Bestimmungen.des § 11 sind anzuwenden. 

(2) Für ,die Lieferungen und den Eigenver­
braum der in der Anlage nimtangeführten Ge­
tränke und alkoholismen Flüssigkei1:enist eine 
zusätzliche Steuer von 10 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage zu entrichten. Für diese 
zusätzliche Steuer gelten die allgemeinen Vor­
ßchrif,tendieses Gesetzes mit der Einschränkung 
sinngemäß, daß ,ein weiterer V01'1Steuerabzug ent­
·fällt. 

(3) Als land- und forstwirtsmaftl<icher Betrieb 
:ist ein Betrieb anzusehen, dessen Hauptzweck auf 
die Land- und Forstwirtschaft gerichtlet ist. Als 
Landwil'tschaft gelten ,insbesondere der Acker-, 
Garten-, Gemüse-, Obst- und Weinbau, die W,ie­
.sen- und WeidewiI'tschaft ·einschLießlich ,der Wan­
derschäferei, die Fischzucht einsmließlich der 
Teichwil'tschaft und die B,innenfischerei, die 
Imkerei sowie Tierzucht- und 'f,ierhalturrgs­
betriebe im Sinne des § 30 des Bewertungsgeset­
ies 1955. 

. (4) Zum land- und forstwirumaftlimen Betrieb 
gehören auch die Nebenbetriebe, die dem land­
und f01'1Stwirtschaftlichen Hauptbetrieb zu dienen 
bestimmt sind. 

(5) Fü:hI1t ,der Unternehmer neben denim 
Acbs. 1 angeführten Umsätzen auch andere Um­
sätze aus, so ist der land- und forstwirtlschaftliche 
Betl'ieb als gesondert geführter Betrieb w Sinne 
des § 12 Abs. 7 zu behandeln. 

(6) Der Unternehmer kann spätestens bis zum 
zehnten Tag nach Ablauf ,des e1'1Sten .Voranmel­
dungszeitraumes ,eines Kalenderjahres dem 
Finanzamt erklären, daß seine Umsätze vom Be­
ginn ,dieses Kalenderjahres an nl-cht nam den 
Abs. 1 bis 5, sondern nam den allgemeinen Vor­
schriften ,dieses Gesetz·es besteuert wel'den sollen. 
Diese Erklärung bindet den Untemehmer für 
mindestens fünf Kalenderjahl'e. Sie kann nur mit 
Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahl'es an 
widerrufen werden. Der Widerruf ist spätestens 
bis zum zehnten Tag nam Beginn ,dieses Kalen­
derja:hres zu erklären. 

Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer 

§ 23. (1) In der Wal'enerklärung im Sinne der 
zollrechtlichen Bestimmungen hat der Ver­
fügungsberechtigte bei der Verzollung und bei 
der A!bfertigung auf Vormerksmein von ein­
fuhrumsatzsteuerb3!ren Waren aum alle für die 
Festsetzung der Binfuhrumsatzsteuer maßgeb­
lichen Anga!ben, insbesondere über den Zoll wert 
oder das Entgelt der Waren sowie die KOStlen 
nach § 5 Abs. 5, getrennt nam den in Betracht 
kommenden Steuers ätzen, zu mamen. In den 
Fällen einer Vormerkremnung müssen diese An-

ga!ben für die entnommenen Waren in der für 
die Abrechnung abzugebenden Warenerklärung 
(Abmeldung) enthalten sein. Die Richtigkeit die­
ser Angaben ist vom Verfügwngsberemtigten ins­
besondere durch Vorlage der HandeLsrechnung 
und der Remnung über die Kosten nachzuweisen. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nimt ande­
res hestli:mmt ist, gelten für die Eiinfuhrumsatz­
steuer die Rechtsvorschriften für Zölle sinn­
gemäß. Dre Vorschrift des § 43 ·des Zollgesetzes 
1955 gilt nur insoweit sinngemäß, als der Antrag­
steller hinsimtlim des wieder auszuführenden 
Gegenstandes nicht nach § 12 Abs. 1 Z. 2 zum 
Vorsteuerahzug herechtJigt [st.· 

(3) Für die Erhebung der EinfuhrumsatzlStieuer 
sind die Zollämter zuständig. 

Besondere Aufsichtsmaßnahmen zur Sicherung 
des Steueranspruches 

§ 24. (1) Ein Untemehmer, der ohne Begrün­
dung einergewerMichen N~ederlassung oder 
außerhalb einer solchen von Haus zu Haus oder 
auf öffentlimen Wegen, Straßen, Plätzen oder 
a'nderen öffentlichen Orten Umsätze ausfühl't 
(Straßenhandel betreibt), hat ein Steuerheft nach 
einer vom Bundesmicisterium für Finanzen be..; 
stimmten Form zu füJhren. Das Steuerheft wird 
auf Antrag vom Finanzamt ausgefeI1tigt. 

(2) Von der Verpflichtung zur Fuhrung eines 
Steuerheftes sind Unternehmer befreit, 

1. die den Handel mit Zeitungen und Zeit­
schri.ften hetreiben; 

2. die an einem Markt im Sinne der §§ 62 ff. 
der Gewerbeordnung in den Grenzen der Markt­
ordnung teilnehmen und ledigl,ich die ,innerhalb 
ihres land- und forstWllrtschaftLichen Betriebes 
erzeugten Gegenstände feilbieten; 

3. dieinnerha~b des Gemeindegebietes ihrer 
gewerblichen Niederlassung Umsätze ,im Rahmen 
des Abs. 1 bewirken und Bümer nach kaufmän­
nischen Grundsätzen oder Aufzeichnungen im 
Sinne des § 18 A:bs. 1 führen; 

4. die außerharb des Gemeindegeb~etes ihrer 
gewerblichen Niederlassung Umsätze im Rahmen 
des Ahs. 1 bewirken und Bümer nam kaufmän­
nismen Grundsätzen führen. 

(3) Das Finanzamt kann die Führung eines 
Steuerheftes aum von einem Unternehmer ver­
langen, der Gegenstände von Haus zu Haus oder 
auf öff,entIichen Wegen, Straßen, Plätzen oder 
an anderen öffentlichen Orten einkauft oder 
durch Angestellte einkaufen läßt. 

(4) Erbringt ein Unternehmer, der im Inland 
weder einen Wohnsitz (Sitz) nom seinen gewöhn­
Iimen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat, 
im Inland eine steuerpflichtige Leistung, so haftet 
der Leistungsempfänger, für dessen Unternehmen 
die Leistung ausgeführt wird, für die auf diese 

.. 
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Leistung entfallende Umsatzsteuer und ist auch 
berechtigt, diese Steuer im Namen und für 
Rechnung des leistenden Unternehmers an das 
für diesen zuständige Finanzamt a:bzuführen. 

Allgemeine Obergangsvorschriften 

§ 25. (1) Dieses Bundesg.esetz tritt mit 1. Jänner 
1973 in Kraft. Verordnungen auf Grund der 
Bestimmungen &i;eses Bundesgesetzes können von 
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes 
foLgenden vag an erlassen werden; sie treten 
frühestens mit den betreffenden Bestimmungen 
in Kraft. 

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sind auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z. 1 und 2 anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1972 ausgeführt werden. Für 
Lieferungen und sonstige Leinungen gilt dies 
ohne Rücksicht darauf, wann das Entgelt ver­
einnahmt worden ist. 

(3) Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und Warme­
lieferungen von Unternehmern, die Gas-, 
Wasser-, Elektrizitäts- oder 'Heizwerke betreiben, 
gelten als nach dem 31. Dezember 1972 bewirkt, 
wenn der letzte Ablesezeitpunkt im Kalenderjahr 
1972 'nicht vor dem 1. November dieses Jahres ' 
liegt. 

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sind auf steuerbare Umsätze im Sinne des§ 1 
Abs. 1 Z. 3 anzuwenden, bei denen der nach den 
wertzollrechtlichen Bestimmungen für die Er­
mittlung ,des Normalpreises maßgebende Zeit­
punkt nach dem 31. Dezember 1972 liegt. 

(5) Die Bestimmung des § 12 Abs. 10 ist erst­
mals auf Gegenstände anzuwenden, die der 
Unternehmer nach dem 31. Dezember 1977 der 
Verwendung oder Nutzung als Anlagevermögen 
zuführt. 

(6) Hat der Unternehmer Entgelte für nach 
dem 31. Dezember 1972 ausgeführte Lieferungen 
oder sonstige Leistungen ·den :bis zu diesem 
Zeitpunkt geltenden umsatzsteuerrecht1ichen oder 
beförderungsteuerrechtlichen Bestimmungen un­
terworfen, so ist er berechtigt, die Steuer, die er 
für den ersten Veranlagungszeitraum, auf den 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzu­
wenden sind, schuldet, um die insoweit ent­
richtete Steuer zu kürzen. 

(7) Ein Unternehmer, der die Umsatz- oder 
Beförderungssteuer für die bis zum 31. Dezember 
1972 ausgeführten Umslitze nach. den Istein­
nahmen berechnet, hat die am Schluß des Jah­
res 1972 für diese Umsätze noch nicht verein­
nahmten Entgelte den im Dezember 1972 ver­
einnahmten Entgelten hinzuzurechnen und gleich­
zeitig mit ihnen d·er Besteuerung zu unterwerfen. 

Obergangsregelung für das Vorratsvermögen 

§ 26. (1) Der Unternehmer, auf dessen Umsätze 
§ 21 Abs. 6 und 7 oder § 22 nicht anzuwenden 
sind, kann für seine am Schluß des Kcalender­
jahres 1972 im Inland vorhandenen Gegenstände 
des Vorratsvermögens eine Vorsteuer abziehen, 
die sich aus der Anwendung der Entlastungssätze 
nach Abs. 2 und 3 ergibt. Dieser Vorsteuerabzug 
kann auch für Gegenstände des Vorratsver­
mögens vorgenommen werden, die sich zum 
Stichtag lediglich vorübergehend im Ausland 
befinden, wenn für deren Ausfuhr auf Grund 
der Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 
kein Vergütungs an spruch gegeben ist. Als Vor­
ratsverm~gen sind auch halbfertige Bauten oder 
Anlagen auf fremdem Grund und Boden sowie 
Forderungen hieraus anzusehen, wenn dä.e Werk­
lieferung an den Auftraggeber bis zum Schluß 
des Kalenderjahres 1972 noch nicht ausgeführt 
ist. 

(2) Der 'Enda:stungssatz beträgt: 
1. für Gegenstände 

der Gruppen 1 und 2 2 v. H, 
für Gegenstände 
der Gruppen 3 und 4 5 v. H. und 
für Gegenstände 
der Gruppen 5· uoo 6 7 v. H. 
der Bemeswngsgrund:lage (Aibs. 11), soweit der 
Gegenstand vom Unternehmer hergestellt oder 
bearb'eitet oder veral1beitet worden ist; 

2. für Gegenstände 
der Gruppen 1 und 2 175 v. H., 
für Gegenstände 
der Gruppen 3 und 4 4 v. H. und 
für Gegenstände 
der Gruppen 5 und 6 6 v. H. 
der Be.messunrgsgrundla:ge (Aibs. 11), soweit der 
Gegenstand vom Unternehmer im Inland er-

worben und nicht bearbeitet oder verarbeitet· 
worden ist. ' 

Die Zugehörigkeit der Gegenstände des Vor­
ratsvermögens zu den einzelnen Gruppen be­
stimmt sich nach der Anlage F zum Umsatz­
steuergesetz 1959 in der am 31. Dez·ember 1972 
geltenden Fassung. Für in der Anla:ge F zum 
Umsatzsteuergesetz 1959 nicht angeführte orts­
gebundene Anlagen auf fremdem Grund und, 
Boden beträgt der Entlastungssatz 4 vom Hun­
dert der Bemessungsgrundlage (Abs. 11). 

(3) Soweit der Unternehmer die Gegenstände 
steuerpflichtig erworben und ,im Inland nicht 
bearbeitet oder verarbeitet hat, wird 

1. für die im § 7 Abs. 2 Z. 1 lit. bund c des 
Umsatzsteuergesetzes 1959 in ,der am 31. Dezem­
ber 1972 geltenden Fassung auf,gezählten Gegen­
stände ein weiterer Entlastungsbetrag ;in Höhe 
von 17 vom Hundert, . 

i.für alle übrigen Gegenstände ein weiterer 
Entlastungsbetrag in Höhe von 5'5 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage (Abi>. 11) gewährt. 
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(4) Hat der Unternehmer die Gegenstände 
ausgleichsteuerpflichtig eingeführt und im Inland 
keiner Bearbeitung oder Verarbeitung zugeführt, 
so wird ihm an Stelle der Entlastung nach Abs.2 
als Endastungein Betrag gewährt, welcher der 
nachweislich entrichteten Ausgleichsteuer ent­
spricht. 

(5) Beim Kommissiü:nsgeschäft ist [m Verhält­
nis zwischen dem Kommittenten und dem 
Kommissionär derienige entlastungsberechtigt, 
dem die Kommissionsware nach ertr3!gsteuer­
lichen Grundsätzen zuzurechnen ist. Bei der 
Verkaufskommission steht .dem entlastungsbe­
rechtigten Kommittenten neben der Entl3JStung 
nach Abs. 2 auch die Entlastung nach Abs. 3 zu, 
wenn die Lieferung an den Kommissionär steuer­
pflichtig gewesen ist und nicht rückgängig ge­
macht w[rd. 

(6) Wird eine vor dem 1. Jänner 1973 bewirkte 
Lieferung im Jahre 1973 rückgängig gemacht, so 
steht der Entlastungsanspruch für den Liefer­
gegenstand nicht dem Abnehmer, sondern dem 
Lieferer zu, es sei denn, daß an Stelle des zurück­
gegebenen Gegenstandes ein Ersatzgegenstand 
überlassen wird. Ein vom Abnehmer für den 
Gegenstand gemäß Abs. 1 vorgenommener Vor­
steuer3!bzug ist unter sinngemäßer Anwendung 
des § 16 Abs. 1 zu berichtigen. 

(7) Der Vorsteuerabzug nach Abs. 1 kann auch 
für Gegenstände des Vorratsv,ermögens in An­
spruch genommen werden, die der Unternehmer 
vor Ablauf des Jahres 1972 vom Inland in das 
Ausland ausgeführt hat, wenn die Gegenstände 
nach dem 31. Dezember 1972 zur Verfügung des 
Unternehmers in das Inland zurückgebngen und 
eine Umsatzsteuervergütung nach den Bestim­
mungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 für diese 
Gegenstände nicht gewährt oder eine bereits 
gewährte Umsatzsteuervergütung wieder zurück­
gezahlt worden ist. 

(8) Der Unternehmer ist zum Abzug der Vor­
steuer nach Abs. 2 nicht berechtigt, wenn die 
Gegenstände durch ihn oder durch einen anderen 
Unternehmer ohne Erhebung einer Ausgleich­
steuer eingeführt oder an ihn in einer Zollfrei­
zone steuerfrei geliefert worden sind. Dies gilt 
auch dann, wenn die Gegenstände im Inland 
einer Bearbeitung oder Verarbeitung unterzogen 
worden sind; ist ein eingeführter Gegenstand 
jedoch unter Verwendung von im Inland be­
schafften Stoffen, die nicht nur als Zutaten oder 
sonstige Nebensachen im Sinne des § 3 Abs. 4 
anzusehen sind, zu einem Gegenstand anderer 
Marktgängigkeit verarbeitet worden, so kann 
eine Vorsteuer nach Abs. 2 insoweit abg·ezogen 

(9) Der Unternehmer ist zum Abzug der Vor­
steuer nach den Abs. 2 bis 8 nicht berechtigt, 
soweit die Gegenstände 

1. noch nicht gewonnene Bodenschätze sind, 
2. von ihm zur Ausführung steuerfreier Um­

sätze gemäß § 6 Z. 7 bis 12 verwendet werden, 
wobei § 12 Abs. 11 sinngemäß gilt, oder 

3. im Sinne des Abs. 1 dritter Satz noch zum 
Vorratsvermögen seines Lieferers gehören. 

(10) Eine Bearbeitung oder Verarbeitung im 
Sinne der Abs. 2 bis 4 und 8 liegt vor, wenn 
die Wesensart des Gegenstandes durch den Unter­
nehmer oder in seinem Auftrag durch einen 
anderen geändert worden ist. Sie wurde geändert, 
wenn durch die Behandlung des Gegenstandes 
nach der Verkehrs auffassung ein neues Verkehrs­
gut (ein Gegenstand anderer Marktgängigkeit) 
entstanden ist. Kennzeichnen, Umpack·en, Um­
füllen, Kühlen und Sortieren sowie bei Früchten 
auch das Trocknen, Reinigen, Reifen und Nach­
reifen gelten nicht als Bearbeitung oder Ver­
arbeitung. 

(11) Bei der Berechnung des abziehbaren Vor­
steuerbetrages .nach Abs. 1 ist auszugehen 

1. bei Unternehmern, die am Schluß des 
Kalenderjahres 1972 für die steuerliche Gewinn­
ermittlung eine Vermögensübersicht aufzustellen 
haben, v.on dem. nach den Vorschriften des Ein­
kommensteuergesetzes 1967 in dieser übersicht 
anzusetzenden Wert. Dies gilt nicht für Unter­
nehmer, denen eine juristische Person im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Z. 2 untergeordnet ist; 

2. bei den nicht unter Z. 1 fallenden Unter­
nehmern von den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten der zum 31. Dezember 1972 
vorhandenen Gegenstände -des Vorratsvermö­
gens; über dieses Vorratsvermögen ist bei sonsti­
gem. Ausschluß von der Vorvatsentlastung bis 
spätestens 31. Jänner 1973 ein Warenverzeichnis 
zu erstellen und zur Prüfung durch das Finanz­
amt bereitzuhalten. Ist der Teilwert oder, falls 
ein solcher nicht in Betracht kommt, der gemeine 
Wert niedriger; ist dieser anzusetzen. Bei Gegen­
ständen, die bereits am Schluß des letzten vor 
dem 31. Dezember 1972 endenden Wirtschafts­
jahres zum Vorratsvermögen des Unternehmers 
gehört haben, darf der Wertansatz jedoch nicht 
über den Hilanzansatz ,am Schluß dieses Wirt­
schaftsjahres hinausgehen. 

Der für die Ermittlung des Entlastungsbetrages 
maßgebliche Wert vermindert sich um die darin 
enthaltenen Verbrauchsteuern, soweit ·diese nicht 
mit Umsatzsteuer belastet 'sind. 

werden, als die Bemessungsgrundlage (Abs. 11) (12) Der abziehbare Vorsteuerbetrag ,ist späte­
den Erwerbspreis oder Wert im Sinne des § 6 stens von der Vorauszahlung für den letzten 
des Umsatzsteuergesetzes 1959 des eingeführten Voranmeldungszeitraum des Kalenderjahres 1973 
Gegenstandes oder das Entgelt für den in einer - abzusetz-en. Will der Unternehmer den Betrag 
Zollfreizoneerworbenen. Gegenstand übersteigt. früher geltend machen, so kann er die Hälfte 
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,des Betrages von der Vorauszahlung eines Vor­
anmeldungsz:eitraumes absetzen. Der verblei­
bende Betr3Jg ist auf die restlichen Voranmel­
dungszeiträume .dieses Kalenderjahres gleim­
mäßig zu verteilen. Ist der albziehbare Vorsteue.r­
betrag nicht höher als 6000 S, so kann er In 
einem Betrag abgesetzt werden. 

(13) Die Voraussetzungen für ·den Abzug der 
Vorsteuer nach den vorstehenden Bestimmungen 
sind buchmäßig nachzuweisen (§ 18 Abs. 8). 

Obergangsregelung für das Anlagevermögen 
(Selbstverbrauch) 

§ 27. (1) In der Zeit vom 1. Jänner 1973 his 
zum 31. Dez·ember 1977 unterliegt neben den 
im § 1 Abs. 1 Z. 1 bis 3 angeführten Umsätzen 
auch der Selbstv·erbrauch der Umsatzsteuer. 

(2) Selbstverbmuch liegt vor, wenn ein Unter­
nehmer körpediche Wirtschaftsgürer, die ·der 
Abriutzung unterliegen und deren Anschaffungs­
oder HerstelLungskosten nach den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes 1967 im Kialender­
jahr der Ansmaffung oder Herstellung nicht in 
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt wer­
den können, im Inland der Verwendung od~r 
Nutzung als Anlagevermögen zuführtj das gilt 
auch für .Aufwendungen, die in Zusammenhang 
mit körperlichen Wirtschaftsgütern des Anlage­
V1ermögens getätigt werden und nach den Vor­
schriften des Einkommensteuergesetzes 1967 
aktivierungspflicht]g sind. 

(3) Auf W-irtSchaftsgüter, die der Unternehmer 
durch einen nach § 6 Z. 9 lit.a und lit. b steuer­
freien Umsatz erworben hat, finden die Bestim­
mungen über den Selbstve1"brauch keine Anwen­
dungjdas gleiche gilt in jenen Fällen, in d:nen 
ein Unternehmer ·ein Wirtschaftsgut durch ,eInen 
nichtsteuerbaren Umsatz erworben hat, wenn 
für diesen Vorgang - wäre er 'steuerhar gewe­
sen - die Steuerf1"eiheit nach § 6 Z. 9 Ut. a und 
lit. b häue in Anspruch genommen' werden 
können. 

(4) Die' Abs. 2. und 3 ,gelten sinngemäß auch 
für Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem Betriebs­
vermögen gehören. 

(5) Die Steuerpfl~cht nach Abs. 1 t1"itt nicht ein, 
wenn der Unternehmer nur UmSätze bewirkt, 
die nach § 12 Abs. 3 zum Ausschluß vom Vor­
steuerabzug führen, oder wenn auf seine Umsätze 
§ 21 Abs.6 und 7 oder § 22 anzuwenden sind. 
Liegen die Voraussetzungen des § 12 Abs.4 
oder 5 vor, so tritt die Steuerpflicht insoweit 
nicht ein, als der Unternehmer zum Vorsteuer­
abzug nicht berechtigt ist. 

(6) Bemessungsgrundlage ist der Wert, der im 
Zeitpunkt des Selbstverbrauches nach den Vor: 
schriften des Einkommensteuergesetzes 1967 hel 
der Ber·echnung der Absetzung für Abnutzung 
für die Wirtschaftsgüter oder für die aktivie­
rungspflichtigen Aufwendungen ·anzusetzen ist. 

(7) Die Steuer beträgt für den Selbstverbrauch 
des Kalenderjahres 

1973 ............... . 
1974 ............... . 
1975 ............... . 
1976 ............... . 
1977 ............... . 

12 vom Hundert, 
9 vom Hundert, 
6 vom Hundert, 
4 vom Hundert und 
4 vom Hundert 

der Bemessungsgrundbge. Die Steuer für, den. 
Selbstverbrauch ,ist vom Vorsteuerabzug ausge­
schlossen. 

(8) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des 
Vor,anmeldungsz,eitraumes,in dem der Unter­
nehmer den Selbstverbrauch ausgeführt hat. 

(9) Wi1"d ein Wirtschafts gut, das bei ·dem 
Unternehmer nach Ahs. 1 besneuert wurde, vor 
dem 1. Jänner 1978 geliefert oder zum Eigen­
verbrauch entnommen und sind diese Umsätze 
steuerpflichtig oder nach § 6 Z. 1 steuerfr,ei,' so 
kann -der Unternehmer die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer kürzen. Der Kürzungsbetra,ger­
gibt :sich aus der Anwendung des iin Kalenderjahr 
der Lieferung oder der Entnahme für den Selbst­
verbrauch geltenden Steuersatz,es (Abs.7) auf das 
Entgelt der Lieferung oder ,den Teilwert des 
Eigenv-erbl'auchesj weder ,da's Bnngelt noch der 
Teilwert dürfen jedoch höher sein als der nach 
Abs. 6 für den Selbstverlbrauch . anzusetzende 
Wert. Liegen im Kalenderjahr des' Selbstver­
brauches ,die Voraussetzungen des§ 12 Abs. 4 
und 5 vor, so vermindert sich der', Kürzungs­
betrag insoweit, als der Unternehme~ in diesem 
Kalenderjahr zum Vorsteuerabzug meht berech­
tigt war. 

(10) Für die Berechnung, Veranlagun~, Vo~­
anmeldung und Entrichtung der Steuer smd d~e 
Bestimmungen des § 20 Ahs. 1 bis 3 und d:s 
§ 21 Abs. 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. Dle 
Bestimmung des § 18 Albs. 1 ist mit :der Maß­
gabe anzuwenden, daß aus den' AufZeIchnungen 
des Unternehmers die Bemessungsgrundlage und 
der Zeitpunkt des Se~bstv-erbrauches sowie der 
Kürzungsbetrag (Albs. 9) zu ersehen sein müs­
sen. 

(11) Hat ein Wirtschaftsgut am Schluß des 
Kalenderjahres 1972 in fertigem oder unfertigem 
Zustand zum Anlagevermögen eines Unterneh­
mers gehört und konnte dafür ein Vorsteuer­
abzug nach § 26 nicht ,iri Anspruch genommen 
wer,den, so erfolgt die Besteuerung des Selbst­
verbrauChes hinsichtlich dieses Wirtschaftsgutes 
nur insoweit, als die Bemessungsgrundlage für 
den Selbstverbrauch (Abs.6) den Buchwert des 
Wirtschaftsgutes zum Schluß des Kalenderjahres 
1972 übersteigt. Abs. 9 giltentspr'echen~. 

Anwendung bisheriger bundesgesetzlicher 
V orsdtriften 

§28. Die bisher auf dem Geh~ete der Umsatz­
und Beförderungssteuer bestehertden bundesge­
setzliChen Vorschriften sind auf Lieferungen, 
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sonstige Leistungen, den EigenV'erbrauch, ver­
gütungsfähige Vorgänge und Beförderungen, 
wenn diese Vorgänge vo.r: dem 1. Jänner 1973 
bewirkt worden sind, sowie auf die Einfuhr von 
Waren, bei welcher der für die Anwendlmg der 
zolltarifacischen Bestimmungen maßgebende 
Zeitpunkt gemäß § 6 des Zollgesetzes 1955, BGBL 
Nr. 129, vor dem 1. Jänner 1973 liegt, weiterhin 
anzuwenden. 

Aufhebung bisheriger bundesgesetzlidter 
V orsdtriften 

§ 29. (1) Die bisher auf dem Gebiete der 
Umsatz- und Beförderungssteuer bestehenden 
bundesgesetzlichen Vorschr,ilften treten unbe­
schadet der Bestimmungen des § 28 dieses 
Bundesgesetzes außer Kraft. Insbesondere ~reten 
außer Kraft: 

1. Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBL 
Nr. 300/1958, in der am 31. Dezember 1972 
geltenden Fassung; 

2. d<iJs Beförderungssteuergesetz 1953, BGBL 
Nr. 22, ,in ,der am 31. Dezember 1972 geltenden 

. Fa,ssung; 

3. Artikel VII Abs. 1 bis 3 des Steueränderungs­
gesetzes 1949, BGBL Nr. 132; 

4. § 2 des Ausfuhrförderungsgesetzes 1953, 
BGBL Nr. 119; 

5. § 72 Abs. 3 erster Satz des Nationalhank­
gesetzes 1955, BGBL Nr. 184, in der FaJSsung 
des Bundesgesetzes BGBL Nr. 276/1969; 

6. § 14 TP 8 und § 37 des Gebührengesetzes 
1957, BGBL Nr. 267, !in der am 31. Dezember 
1972 geltenden Fassung; 

7. § 4 Abs. 1 des Privatbahnunterstützungs­
gesetzes 1959, .BGBL Nr. 286/1958, in der am 
31. Dezember 1972 geltenden F<1.ssung hinsichtlich 
der Bdörderungssteuer; 

8. § 20 Arbs. 2 und 3 des Schaumweinsteuer­
gesetzes 1960, BGBL Nr. 247; 

9. § 4 .A:bs. 2 lilt. c der Bundesabgabenordnung, 
BGBL Nr. 194/1961, ;in der am 31. Dezember 
1972 geltenden Fassung; 

10. § 30 des Taba;bteuergesetzes 1962, BGBL 
Nr. 107; 

11. § 27 Abs. 3 des Glüc~sspielgesetzes, BGBL 
Nr. 169/1962, in der am 31. Dezemher 1972 
geltenden Fa'ssung; 

12. § 3 b Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 135/1964 inder Fassung des Bundesgesetzes 
8GBL Nr. 443/1969; 

13. § 15 Abs. 4 ·des F~nanzausgleichsgesetzes 
1967, BGBL Nr. 2, in der am 31. Dezember 1972 
geltenden Fassung; 

14. § 28 Albs. 2 des Forschungsförderungsge­
setzes, BGBL Nr. 377/1967, in der a:m 31. Dezem­
ber 1972 geltenden Fassung; 

15. § 55 Abs. 2 des Marktordnungsgesetzes 
1967, BGBL Nr. 36/1968, in der am 31. Dezember 
1972 geltenden Fassung; 

16 .. § 7 Abs. 2 des Tauemautol;>ahn-Finanzie­
rungsgesetzes, BGBL Nr. 115/1969; 

17. § 20 .A!bs. 2 des Weinwirtschaftsgesetzes, 
8GBL Nr. 296/1969 .. 

(2) Zwischen:staatliche Vereinbarungen werden 
durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

Umstellung langfristiger Verträge 

§ 30. Beruht.eine Leistung auf einem Vertrag, 
der vor dem 1. Juli 1972 geschlossen worden ist, 
und hat sich die' umsa·tzsteuediche Belastung der 
Le~stung nach diesem' Bundesgesetz für einen 
Vertragsteil nichi unwesentlich erhöht, so kann 
dieser vom anderen einen angemessenen Aus­
gleich verlangen; dies gilt nicht, soweit die Ver­
tragsteile etwas anderes vereinbart haJben. 

Vollziehung 

§ 31. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist unbeschadet des Abs. 3 der Bundes­
minister für Finanzen betraut . 

(2) Mit der Vollziehungdes § 11 ist auch -
soweit es sich um ZJivilrechtliche Bestimmungen 
handelt - der Bundesminister für Justiz betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des § 30 ist ,der 
Bundesminister für Justiz betraut. 

Anlage 
(zu § 10 Abs. 2 Z. 1) 

Verzeichnis der dem Steuersatz 8 vom Hundert 
unterliegenden Gegenstände 

1. Lebende Tliere (Nummern 01.01 bis 01.05 
des Zoll taJrif,es). 

2. Bienen und ausgebildete Blindenführhunde 
(aus Nummer 01.06 des Zolltarifes). 

3. Fleisch, Innereien und anderer genießbarer 
Schlacht anfall (Kapiltel 2 des Zolltarifes). 

4. Fische, ausgenommen Zierfische (aus Num­
mern 03.01 und 03.02 des Zolltarifes). 

5. Milch und Molkereierzeugnisse; Vogeleier; 
natürLicher HonLg; eßbare Erzeugnisse tieri­
schen Ursprungs, anderweitig weder genannt 
noch inbegriffen (K3Jpitel 4 des Zolltarifes). 

6. Bettfedern und Daunen, roh (aus Nummer 
05.07 des Zolltarifes). 

7. Butben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen 
und Wurzelstöcke, auch im Wachstum oder 
in Blüte (Nummer 06.01 des Zolltarifes). 
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8. Andere lebende Pflanzen und Wut"Zdn, ein­
schließlich Stecklinge und Pfropfreiser (Num­
mer 06.02 des Zolltarifes). 

9. Blumen und Blumenknospen, :iJbgeschnitten, 
zu Binde- oder Zierzw.ecken, frisch (Nummer 
06.03 A ,des ZoUtarues). 

10. Bla~werk, Blätter, Zweige und andere Pflan­
zenteile, Gräser, Moose und Flechten, zu 
Binde- oder Zierzwecken, frisch (Nummer 
06.04 Ades Zolltarifes). 

11. Gemüse und trockene ausgelöste Hülsen­
früch,te (Nummern 07.01 bis 07.05 des Zoll­
'tarifes). 

12. Topinambur, auch getrocknet oder in Stücken 
(aus Nummer 07.06 des Zolltarifes). 

13. Früchte (Nummern 08.01 bis 08.12 des Zoll­
'tarifes). 

14. Kaffee, Tee, Mate und Gewürze (Kapitel 9 
des Zol1tar,ifes). 

15. Getreide (Kapitel 10 des Zolltarifes). 

d) Kürbiskernöl und pflanzliche fette öle 
(Nummern 15.07 Bund 15.07 C 2 des 
Zolltarifes), 

e) teilweise oder vollständig gehärtete tieri­
sche oder pflanzliche öle und Fette (Num­
mer 15.12 B des Zolltarifes), 

f) Margar.ine, Speisefettmi'5chungen (Kunst­
speisefette) und andere zubereitete Speise­
fette (Nummer 15.13 des Zolltarifes). 

25. Bienenwachs, im natürlichen Zustand (aus 
Nummer 15.15 Ades Zolltarifes). 

26. Zubereitungen von Fleisch, Fischen, Schal­
tieren und Weichtieren (Kapitel 16 des Zoll­
tarifes). 

27. Zucker und Zuckerwaren (Kapitel 17 des 
Zolltarifes). 

28. Kakaopulver, nicht gezuckert; Schokolade und 
andere kakaohaltige N ahrungsmittelzuberei­
tungen (Nummern 18.05 uild 18.06 des Zoll­
tarifes). 

16. Müllereierzeugnisse (Nummern 11.01 
11.04 des Zolltarifes). 

bis 29. Zubereitungen auf der Grundlage von Ge­
treide, Mehl oder Stärke; Backwaren (Kapi­
tel 19 des Zolltarifes). 17. Mehl, Grieß und Flocken, von Kartoffeln 

(Nummer 11.05 ,des Zolltarues). 

18. Kartoffelstärke (Nummer 11.08 A ,des Zoll­
tarifes). 

19. ölsaaten, ölhalcige Früchte und Mehl davon 
(Nummern 12.01 und 12.02 des Zolltarifes). 

20. Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat; 
Zuckerrüben; Zichorienwurzeln; Hopfen; 
Johannisbrot; Fruchtsteine, Fruchtkerne und 
andere pflanzliche Erzeugnisse, die hauptsäch­
lich zur menschlichen Ernährung dienen 
(Nummern 12.03, 12.04 A, 12.05, 12.06 und 
12.08 des Zolltarifes). 

30. Zubereitungen von Gemüse, Früchten und 
anderen Pflanzen oder Pflanzenteilen (Num­
mern 20.01 bis 20.06 des Zolltarifes). 

31. Verschiedene Nahrungsmittelzubereitungen 
(Kapitel 21 des Zolltarifes). 

32. Wasser (aus Nummer 22.01 B des Zolltarifes). 

33. Fruchtmilch (aus Nummer 22.02 des' Zoll­
tarifes). 

34. Speiseessig (Nummer 22.10 ,des Zolltarifes). 

35. Rückstände und Abfälle des Nahrungsmittel­
gewerbes ; Futtermittelzubereitungen (Kapi­
tel 23 des Zolltarifes). 

21. Minzen, Salbei, KamilleblütJen, Lindenblüten, 
Holunderblüten und anderer Haustee (aus 36. Ta:bak, roh oder unverarbeitet (aus Nummer 
Nummer 12.07 des Zolltarifes). 24.01 des Zolltarues). 

22. a) Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch 
gehäckselt (Nummer 12.09 des Zolltarifes), 

b) Futterrüben, Steckrüben und andere Wur­
zeln zu Futterzwecken; Heu, Klee, Futter­
kohl, Lupinen, Wicken und ähnliche 
Futtermittel (Nummer 12.10 des Zoll­
tarifes). 

23. Pektin, Pektina'te und Pektate (Nummer 
13.03 C des Zolltarifes). 

37. Speisesalz (aus Nummer 25.01 des Zolltarifes). 

38. Feste mineralische Brennstoffe (Nummern 
27.01, 27.02, 27.03 Bund 27.04 des Zoll­
tarifes). 

39. Petroleum und Heizöle (Nummer 27.10 C 
und E des Zolltarifes), sowie zum Verheizen 
bestimmtes Gasöl im Sinne ,des Gasöl-Steuer­
begünstigungsgesetzes BGBl. Nr. 259/1966 
(aus Nummer 27.10 D .desZolltarifes). 

24. Genießbare Fette und öle tierischer und 40. Gase und elektrische Energie (Nummern 
pflanzlicher Herkunft, und zwar 27.05/I, 27.11 und 27.17 des Zolltarifes). 
a) Schweineschmalz und Geflügelfetlt (aus 41. Wärme. 

Nummer 15.01 des Zolltarifes), 
b) Premier JUS und Speisetalg (Nummer 

15.02 A des Zol1tarifes), 
c) Oleomargar.in (aus Nummer 15.03 Ades 

Zolltarifes), 

42. Ammoniumcarbonat (aus Nummer 28.42 A 1 
des Zolltarifes) und Natriumcarbonart (Num­
mer 28.42 A 6 ,des Zolltarifes). 

43. Essigsäure (Nummer 29.14 B 1 a des Zoll­
tarifes). 
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44. Na;ttiumsalzdes ortho-Benzoesäuresulfimids 
{aus Nummer 29.26 A des Zolltarifes). 

45. Natürlimetierisme oder pflanzlid1e Dünge­
mittel (ausgenommen Guano), aum unter­
einander .gemWsmt, nicht memism aufuereitet 
(aus Nummer 31.01 ,des Zolltarifes). • 

46. Gelatine (Nummer 35.03 A des Zolltarifes). 

47. Rohe, ganze Häute und Felle, grün, gesalzen 
oder getrodmet (aus Nummer 41.01 des Zoll­
tarifes). 

48. Holz, und zwar 
a) Brennholz in Form von Rundlingen, 

Smeitern, Prügeln oder Reisigbündeln; 
Holzabfälle, ein~ch:ließlich Sägespäne 
(Nummer 44.01 des Zolltarifes), 

b) Rohholz, aum entrindet oder nur grob 
zugerichtet, ausgenommen tropische Höl­
zer (aus Nummer 44.03 des Zolltarifes), 

c) Holz, zwei- oder mehrseitig behauen 
~behauenes Kantholz), 3!ber nicht weiter 
Ibearbeitet, ausgenommen tropische Hölzer 
(aus Nummer 44.04 des Zollta11ifes), 

d) Wein~,ecken, gespalten; Pfähle und Stan­
gen, zugespitzt, nimt in der Längsrimtung 
gesägt (aus Nummer 44.09 B des Zoll­
,tarifes). 

49. Waren des Bumhandels und Erzeugruisse des 
graphischen Gewerbes, und zwar 
a) Bümer, Broschüt:en und ähnlime Druck­

erzeugnisse, auch in losen Bogen (Nummer 
49;01 des Zolltarifes), 

b) Zeitungen und Zeitschriften, auch mit 
Bildern (Nummer 49.02 des Zolltarifes), 

c) Bildera~ben, ß,ilderbücher, Zeichen- und 
Malbücher, für Kinder, broschiert oder 
gebunden (Nummer 49.03 des Zolltarifes), 

d) Musikalien (Noten), handgeschrieben oder 
gedrqckt, auch mit Bildern, auch gebunden 
(Nummer 49.04 des Zolltarifes), 

e) kartograph~che Erzeugnisse aller Art, ein., 
schließlich der Wandkarten und topogra­
phischen Pläne, gedruckt; gedruckte E1"d­
oder Himmelsgloben (Nummer 49.05 des 
ZolLtarifes). 
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Erläuterungen 

I. Allgemeine Begründung 

1. Vorbemerkung 

Die immer stärker werdende Kritik an dem 
seit mehr als drei Jihrzehnten in österreich gel­
tenden Allphasen-Bruttoumsatzsteuersystem und 
die großen Fortschritte, ,die in R,ichtung einer 
Harmonisierung der Umsatzsteuer in den ein­
zelnen europäischen Sta3!ten - ,insbesondere im 
Rahmen der EWG - :bere~ts erzielt worden sind, 
lassen es notwendig erscheinen, dem Beispiel 
anderer Staaten zu folgen und auch in öSterreich 
auf ein Umsatzsteuersystem überzugehen, das 
sich weder auf den innerstaatlichen noch auf den 
zwischenstaaüichen WetJtbewerb nachteiLig aus­
wirkt und somit ,den Anforderungen, die von 
der modernen Finanzw:issenschaf,t an eine Um­
satzsteuer gestellt werden, weitgehend Rechnung 
trägt. Das hiefür in Betracht kommende System, 
welches auch dem gegenständlichen Gesetzent­
wurf zugrunde gelegt wurde, ist das einer All­
phasen-Umsatzsteuer mit Vorsteuera;bzug, kurz 
Mehrwertsteuer genannt. 

2. Grundzüge der Mehrwertsteuer 

Während ,im derzeitigen Bruttoumsatzsteuer­
system die Steuer ,in den Lieferungs- und Lei­
stungspreisen verdeckt enthalten ist und an kei­
ner Stelle des Warenweges sichtbar wird, geht 
das Mehrwel'tsteuersystem vom Pcinzip der 
offenen Steuerüherwälzung aus, was eine sicht­
bare Trennung zwischen Nettowaren- oder 
Nettoleistungspreis und Steuer erforderlich 
macht. Diese Sichtbarmachungder Steuer ist 
gleichzeitig die Voraussetzung für die Durch­
führbarkeit des Vorsteuerahzuges,der das Kern­
stück des dem gegenständLichen Entwurf zu­
grunde Liegenden Mehrwensteuersystems dar­
stellt und die nachteilige KumulatJivwirkung des 
bisherigen Systems beseitigt. 

Steuergegenstand sind w~e bisher grundsätzlich 
sämtliche Umsätze, die ein Unternehmer im Rah­
men seines Unternehmens im Inland gegen Ent­
geh bewirkt. Im GegensaJtz zum bisherigen Recht 
gehört die MehrwertJSteuerselbst jedoch nicht 
zur Bemessungsgrundlage. 

Ebenso wie bei der bisher geltenden Ums3itz­
steuer ist aus der Summe der Umsätze eines 
Voranmeldungs(Vera.nlagungs )zeitraumes durch 
Anwendung des in Betracht kommenden Steuer­
satzes ,die Steuer zu errechnen. Der Unternehmer 
ist jedoch berechtigt, die aus seinen Umsätzen 
errechnete Steuer um jene Umsatzsteuerbeträge 
(Vorsteuern) zu kürzen, ,die ihm von anderen 
Unternehmern im gleichen Zeitraum gesondert 
in Rechnung gestellt worden sind. Ein sachlicher 
oder zeitLicher Zusammenhang zwischen den Um­
sätzen des Unternehmers und den den abzieh­
b3!ren Vorsteuern zugrunde liegenden Vorum­
sätzen ist hiebei nicht erforderlich. Die sich 
ergebende Differenz, die 'sogenannte Zahllast, ist 
am Voranmeldungstermin für den Voranmel­
dungszeitraum, ~n . dem ,die Umsätze bewirkt 
wurden, an das Finanzamt zu entrich·ten. 

Di:eses Verfahren ermöglicht bei systemreiner 
Gestaltung, daß alle Waren und Leistungen bei 
gleichem Steuers atz umsatzsteuerlich gleichmäßig 
belastet sind. Für die Umsatzsteuerbelastung 
einer Ware spielt es im Gegensatz zum bisherigen 
Umsatzsteuersystem keine Rolle mehr, ob sie 
in einem ein- oder mehrstufigen, lohn- oder 
materialintJensiven Unternehmen hergestellt wor­
den ist und wieviele Wirtschaitsstufen sie durch­
laufen hat. Bin steuerlicher Anreiz zur Konzen­
tr3!tion in der Wirtschaft geht von diesem System 
daher nicht a'US. Auch wird die volkswirtschaft­
lich erwünschte Arbeitsteilung nicht gehemmt. 
Außerdem verwirkLicht die Mehrwertsteuer mit 
Vorsteuerahzugeine . weitere Grundsatzforde­
rung, die an eine weWbewerbsneutrale Umsatz­
steuer gestellt wird, indem sie einen exakten 
Grenzausgleich im zwischenstaatlQchen Waren­
verkehr ermöglich,t. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
sich die Mehrwel'ltsteuer als eine Verbrauchsteuer 
darstellt, die er'st beim Verkauf an den Letzt­
verbraucher endgültig wirksam wil'd. Verdirbt 
eine Ware oder kann sie nicht abgesetzt ,werden, 
erhält der F,iskus - anders als heim bisher gel­
tenden Bruttoumsatzsteuersystem - keine Um­
'satzsteuer . Die Mehrwel1tsteuer stellt somit im 
Effekt eine Einzelhandelssteuer dar, die jedoch 
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aus wirtschafdichen, fiska1isdten, steuel'techni­
schen und psychologischen Gründen so gestaltet 
wurde, daß sämt1idte Unternehmer in den Be­
steuerungsprozeß eingeschaltet werden und somit 
eine Fraktionierung der Steuerzahlung auf allen 
Wittschaftsstufen erfol~. Anders als :bisher geht 
die Umsaotzsteuer nich,t in die Kosten des Unter­
nehmens ein, sondern hat lediglich den Charakter 
eines durchlaufenden Postens. Der Untlel'nehmer 
wird zwar zur Vorfinanzierung herangezogen, 
doch steht dem Nachteil, daß er die von ihm 
geschuldete Steuer von seinem A!bneh'mer erst 
nach Ablauf einer Zaohlungsfl1.ist el'sta1Jtet erhält, 
der Vo~teil gegenüber, daß er d~e ihm von 
seinen Vorlieferanten in Rechnung gestellte 
Steuer hereits absetzen kann, bevor 'er sie gezahlt 
haot. In ,der Unternehmel'kette steht somit dem 
Finaonz:ierungsnachtei1 ,des einen Unternehmers 
ein Finanzierungsvorteil seines Geschäftspartners 
gegenüber. 

B<ei Ausgestaltung des Gesetzentwurfes mußte 
davon ausgegangen werden, ,daß das bisherige 
Umsatzsteueraufkommen durch den Übergang 
zum MehrwertsteU!ersystem keine Schmälerung 
erfahr,en darf und daß Begünstigungen - wenn 
überhaupt - nur in dem Umfang eingeräumt 
werden können, als hiedurch das S}'IStem und die 
Praktika!bilitätder Mehrwertsteuer nicht wesent­
lich beeinträdtcigt werden. Jede Begünstigung, 
welcher Art immer, wirkt 'sich zwangsläufig zu 
LaJSten des allgemeinen Steuersatzes aus und er­
schwert überdies ,die Handha!bbarkeit der neuen 
Besteuerungsform sowohl für die Wirtschaft als 
auch für die Verwaltung betr~chdich. In diesem 
Zusammenhang ver,dienot es - schon im HinbLick 
auf Begünstigungswünsche, die unerfülltbleihen 
mußten -, festgeihalten zU! weooen, ·daß die Vor­
züge des Mehrwertsteuersystems,die vor allem 
in der WettbewerbsneutraIität und der Möglich­
keit eines exakten Grenzausgleiches bestehen, in 
dem Maße verlorengehen, als Ausnahmebestim­
mungen geschaffen werden, die nicht nur die 
Durchführbarkeit der Besteuerung, sondern das 
System ,sdbst in Fraoge stellen. Es wäre auch 
ungerechtfel'tigt und kaoum zu verantworten, die 
Schwierigkeiten, die sidt aus der Systemumstel­
lung für Wirtlschaft und Verwaltung ergeben, 
in Kauf zu nehmen, wenn nicht die Gewähr 
bestünde, die Vorteile, die daJS Mehrwertsteuer­
system ohne Zweifel aufzuweisen hat, so rein 
als möglich zu erhalten. 

3. Steuerbefreiungen 

Jede Befreiung und besondere Regelung für 
irgendwelche T3Jtbestände, ,die der normalen Be­
steuerung nicht entsprechen, sind ,im Rahmen 
eines Steuersystems grundsätzlich ein Fremdkör­
per. IDJSbesonderedie Mehrwertsteuer. ist wie 
kaum eine andere Steuerform ,gegen jede Art 

von Ausnahmeregelung allergisch. DaJS ergibt sich 
zwangsläufig aus ihrer Systematik, deren Zweck 
es ist, mnerhalh der Untlernehmerkette durdt 
die Techlllik. des Vorsteuerabzuges eine umsatz­
s1Jeuerliche Belastung und damit verbunden eine 
kumulative Wirkung zu vermeiden und die 
Sreuerbelastung erst auf der Letztveroraucher­
stufe wirksam werden zu lassen~ Der Fremdkör~ 
per "Befreiung" oder "Sonderregelung" muß 
dalher hei einer Mehrwertsteuer hesonder·s vor­
sidttig gehandhaJht werden, wenn er nicht {las 
ganze Steuersy,sllem so durchlöchern soll, daß es 
ungenügend und nicht mehr praktikahel wird. 
Die naheliegende Folge ,solcher überlegungen 
wäre die V,erweigerung jeglicher Befreiung oder 
Sonderregelung,doch darf nicht verkannt wer­
den, daß wichcige Gründe für die Sonderbehand­
lung gewisser Ta;tbestände.sprechen. Es gilt daher 
zwischen diesen heiden Erfordernissen den Weg 
zu finden, der dem einen ger,echt wird und dem 
anderen nicht schadet. 

Den befrei<tenUnternehmern kann - von 
einigen Ausnahmen ahgesehen - das Recht des 
Vo.rsteuerabzuges nicht gewah1'1t werden, weil es 
ausgeschlossenerschcint, Wirtschaf.tszwei:gen, die 
'selbst keine Steuerleistung erbringen, die ständige 
Ersta<ttung der auf den früheren Stufen von 
anderen Unternehmern gezahltlen UmsatZSiteuer­
beträge ,im Wege des VOl'slleueralbzuges zu ge­
währen. Im System der Mehrwertsteuer wirkt 
eine Steuerbefreiung - von der Ausfuhr und 
ähnlich zu behandelnden Tatbeständen abge­
sehen - nur dann, wenn sie für die Lieferung 
bzw. Leis,tung an den End.v,erbraucher - Privat­
abnehmer und. öffentliche Hand - vorgesehen 
wird. Steuerhefreiungen ao1lif vorgelagerten W~rt­
schaf1JSstuf,en werden in ,der Unternehmerkette 
auf ·der folgen,den Stufe wieder auf.gehoben 
(Nachholwirkung). Darüber hinaus müßten bei 
Steuerbefreiungen in ·der Unternehmerke1Jte die 
nicht abziehbaren Vorsteuern in die Kosten des 
Unternehmens eingehen und damit Grundlage 
der :in der nächsten Stufe nadtgeholien Umsatz­
steuer' werden. Insofern träte eine Umsa<tzsteuer­
kumula<tionein. Eine mit ,dem Verlust des Vor­
steuerabzuges verbundene Steuerbefreiung ist 
deshalb nur für Leistungen sinnvoll, die an nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigte Leistungs­
empfänger erbracht werden. Sie wirkt sich bei 
diesen Leistungen <in ,dem Sinne aous, ,daß die 
Wertschöpfung des steuerbefreiten Unternehmers 
unbesteuert hleibt und kommt deshalb in ihrer 
Auswirkung der Befreiung emer W,irtschaftsstufe 
,im bisherigen Umsatzsteuersystem nahe. 

Steuerbefreite Umsätze ,erschweren aber auch, 
wenn .der begünstigte Unternehmer auch steuer­
pHichtige Umsätze ,tätigt, die praktische Durch­
führung der Mehrwertsteuer, die wegen der Auf­
zeichnungspflicht hinsichtlich der Vorsteuer­
beträge, ohnehin mit Mehrarheit verbunden ist, 

r 
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in hohem Maße; denn die ~n solchen Fällen not­
wendige 'Frennung. der abzieh'bM"en und nicht 
abzieh baren Vomeuer muß zu erheblichen 
Schwierigkeiten und zum Teil unbefriedigenden 
Lösungen führen. 

Aus den dargelegten Erwägungen wurde des­
'halb der Kreis von Steuerbefreiungen, die mit 
dem Verlust des Vorsteuerahzuges ver'bunden 
'sind (sogenannte "unechte Befreiungen"), mög­
lichst eng ,gehalten. Es wurden aus dem bisheri­
gen Recht nur die im § 6 Z. 7 'bis 12 angeführten 
Steuerbefreiungen ubernommen. 

Die Steuerbefreiung für die Vermietung und 
Verpachtung von Grundstücken wurde aus dem 
bisherigen Recht nicht übernommen. Mit Rück­
sicht darauf, daß diese Umsätze zu einem erheb­
lichen Teil an Unternehmer bewirkt werden, 
würde der mit einer Steuerbefreiung verbundene 
Verlust von Vorsteuerbeträgen zu einer uner­
wünschten Kumulativwi,rkung führen. Dazu 
kommt noch, daß hei einer unechten Befreiung 
,der Grundstücksvermietungen und -verpachtun­
.gen sehr viele Unternehmer ihre Vorsteuern in 
.abziehbare und nicht ahziehbare aufteilen müß­
'ten. Eine Verteuerung der Mieten für Wohnun­
gen wird weitgehend dadurch vermieden, daß der 
Entwurf für die Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken d'en ermäßigten Steuersatz 
vorsieht. Da ,die Vorumsätze an ,die Vermieter 
'regelmäßig dem vollen Steuers atz unterliegen und 
die nicht .oelastete Wel1tschöpfung der Vermieter 
vor allem bei unter Mieterschutz stehenden Woh­
nungen rela,tiv gering ist, wir,d durch die Be­
'steuerung der Mietumsätze mit dem ermäßigten 
Steuersatz eine Verteuerung der Mieten im all­
gemeinen eher vermieden, als bei. einer Steuer­
befreiung. 

An SteHe der Stufenbefreiung des § 4 Abs. 1 
Z. 11 des Ums3Jtzsteuergesetzes 1959 für ärzt­
liche und ähnliche Hilfeleistungen, für die Liefe­
rungen von Arznei-, Heil- und Hilfsmitt,eln und 
:gewisse weitere Leistungen, soweit die Entgelte 
'Von den Trägern der Sorialversicherung und 
ihren Verbänden oder von den Trägern des 
,öffentlichen Fürsorgewesens gezahlt werden, tritt 
die Vorschrift des § 6 Z. 6 dieses Gesetzes, welche 
in Zusammenhalt mit der Bestimmung des § 2 
Abs. 4 Z. leine völlige Entlastung der Träger 
·der Sozialversicherung und ihrer Verhände und 
der Träger' ,des öffentlichen Fürsorgewesens von 
der Umsatzsteuer gewährleistet. 

4. Ausfuhr und Einfuhr 

Bei der Ausfuhr (im weitesten Sinn) wird 
keine Umsatzsteuer erhoben und abweichend von 
dem bei Steuerbefreiungengrundsätzlich gelten­
den Vorsteuerabzugsverbot der Abzug der Vor­
steuer als zulässig erklärt, wodurch eine völlige 
Entlastmng der Ausfuhr erreicht wird. Zu den 
solchermaßen begünstigten Exporten gehören 

nicht nur Lieferungen an ausländische Abnehmer 
und Lohnveredlungen für ausländische Auttrag­
g,eber, sondern auch eine Reihe von 'sonstigen 
Leistungen für· ausländische Auftraggeber. 

Andererseits wird die exakte Belastung ein­
geführter Waren mit Einfuhrumsatzsteuer, die 
als Vorsteuer abzugsfähig ist, zu einer völligen 
Gleichstellung der Importwaren mit vergleich­
bareninländischen Erzeugnissen führen. Die Bei­
behaltung der bisherigen Umsatzausgleichsteuer­
freiheit Ibestimmter Waren wäre im Mehrwert­
steuersystem unwirksam, da bei der gewer:blichen 
Einfuhr die Umsatzsteuer auf der nächsten. Stufe 
nachgeholt würde. Sie würde lediglich eine 
- nicht beabsichtigte - Begünstigung der Jeder­
manneinfuhr zur Folge haben. 

5. Steuersatz 

a) S te u e r s atz h ö h e: 

Für die Ermittlung' der Steuersätze 1st einer­
seits die Höhe des Steueraufkommens und der 
Bemessungsgrundlage, a,ndererseits der Umfang 
der Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen 
von Bedeutung. Zunächst ist zu 'berücksichtigen, 
daß das Umsatzsteueraufkommen auch nach Ein­
führung der Mehrw,e11tSteuer keine Schmälerung 
erfahren darf. Mit der Einführung der Mehrwert­
steuer soll aber auch kein höheres Aufkommen 
erzielt wer,den. 

Bei den vom Bundesministerium ·für Finanzen 
vorgenommenen Steuersatzberechnungen wurden 
da:s Umsatz- und Beförderungssteueraufkommen 
für das Kalenderjahr 19.69 (Nettoaufkommen) 
und die aus der Volkseinkommensrechnung 1967, 
deren Ergebnisse für das Kalenderjahr 1969 
hochgerechnet wurden, ermittelte Bemessungs­
grundla:ge einander gegenübergestellt. Dre vor­
gesehenen Steuerbefreiungen und Steuerbegünsti­
gungen wurden entsprechend berücksichtigt. 

Vorsichtige Schätzungen unter Berücksichti-' 
gung von Berechnungen, die das österreichische 
Institut für Wirtschaftsforschung vorgenommen 
hat, haben ergeben, daß zur Erzielung eines dem 
derzeitigen Aufkommen a,n Umsatz- und Be­
förderungssteuer entsprechenden Aufkommens 
ein Normalsteuersatz von 16% und ein ermäßig­
ter Steuersatz von 8% erfor,derlich sind. Hiebei 
wurde auCh darauf Bedacht genommen, daß der 
Katalog jener Leistungen, die nach der Regie­
rungsvorlage lediglich dem ermäßigten Steuers atz 
von 80/0 unterliegen sollen, gegenüber dem am 
12. Februar 1971 zur Begutachtung versendeten 
Entwurf eines Mehrwertsteuergesetzes eine Aus­
weitung erfahren hat, wobei es sich allerdingIS 
nicht nur um Leistungen ha,ndelt, die an Letzt­
verbraucher bewirkt werden. über,dies wurde 
der Realität Rechnung getragen, daß nicht alle 
Letztverbraucherumsätze erfaßbar sind bzw. von 
,den FinanZbehörden erfaßt werden können. 
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nungseigentümergemeinsduf,ren an ihre MitgLie­
der erbracht werden, in die Begünstigung ein';' 
bezogen. 

Da die Mehrwertisteuer selbst nicht zur Grund­
lage ihrer Berechnung zählt (§ 4 Abs. 11 und 
§ 5 Abs. 7), enrtsprechen 16% bzw. 8% vom Ent­
gelt 137931% bzw. 7"4074% vom Entgelt ei n­
sc h 1 i e ß 1 ich Mehrwettsteuer. 

Die Einbeziehung der Umsätze der Kranken­
und Pflegea'llstalten und der Leistungen gemein­
nütziger Institutionen ,in die Begünstigung erklärt 

b) Er m ä ß i g te r S te u er S atz: ~ich aus sozialpolitischen Gründen und ist hin-
Schon bei Anwendung ,des bis<heri:gen Umsatz- sichtlich der Kcranken- rund Pflegeanstalten ~n Zu­

steuergesetzes haben sich durch eine Vielzahl von sammenhang mit der Befreiungsbestimmung des 
Sreuersätzen erhebliche Abgrenzungs- und Auf- § 6 Z. 6 zu sehen, die eine volle sreuerIiche 
zeichnungsschwiel'igkeiten ergeben. Diese Schwie- . Entlastung der Sozialversicherungsträger und der 
rigkeiten erscheinen jedoch gering, verglichen mit . Träger .des öffentlichen Fürsorgewesens gewähr­
denjenigen, die eine Mehrzahl von Steuersätzen leistet. 
im Rahmen des Mehrwer.tsteuersystems zur Folge Begünstigt wurden weirters auch we meisten 
hätte. Aus Grüniden der Praiktikalbilität der Be- Lei~tungen im Rahmen des Kultur- und Unter­
steuerung wär·e es zweifellos am idealsten gewe- haltungsbereiches, wobei die Einbeziehung auch 
sen, nur einen einheitlichen Steuersatz vorzu~ der Unterhaltungsleistungen nur deshalb erfolgte, 
sehen, da auf diese Weise zahlreiche Abgren- weil eine praktikable und allgemein befriedigende 
zungsschwierigkeiten, die mit jeder Differenzie- Abgrenzung zum Kulturbereich nicht möglich 
rung zwangsläufig verbunden sind, vermieden ist und es überwes nicht Sinn und-Zweck einer 
worden wären. Insbesondere wäre die für die alLgemeinen Ver:brauchsteuer sein kann, in bezug 
Mehrwertsteuer wichtige Technik der Rechnungs- auf die einzelnen Leistungen qualit3:ltive Unter­
erteilung und Aufzeichnungen wesentlich ein- scheidungen zu treffen. 
facher gewesen. Oberdies hätte ein einheitlicher Für die freien Berufe wuroe _ den Besonder-
Steuersa,tzerheblich nieddgergehalten werden 
können als ein allgemeiner neben 'Cinem 'hegün- heitendieses Berufsstandes Rechnung wagend -
stigten Steuersatz. Gewichtige 50zial- und preis- ebenfalls eine Steuer,ermäßigung vorgesehen. Für 

I,· . ch G·· d 1· ß' ·00 ch bote jene freiberufLich Tätigen, deren Kunden UIlIter-po lttlS e run e le en es J 0 ge n er-
scheinen, für 'bestimmte Lieferungen und son- nehmer sind, spielt die Höhe des Steuersatzes 

lbe allerdings keine Rolle. Lediglich in' jenen Fällen, stige Leistungen einen ermäßigten (ha n) 
Steuers atz einzuräumen, und zwar vor allem in in wel~en als Kunde ein Letztverbraucher oder 
. B·ch . Ich .. li..L ein nicht zum Vorsteuerabz'Ug berechtigter Jenen erel en,1!1l ween es womog Ul zu 

Unternehmer auf'll1"itt, wird diese Steuerermäßi­keinen Preiserhöhungen oder sogar zu Prei5sen-
kungen kommen soll. gung von Bedeutung sein und dazu bekragen, daß 

es auf dem Gebiet der freiberuflichen Leistun-
Zu ,den . begünslligten Umsätzen gehören gen kaum zu Honorarerhöhungen kommen wird. 

- nicht zuletzt 3:luch im Interesse der Landwirt- Mit Rücksicht auf die Bedeutung Österreichs 
schaft und des Fremdenverkehrs - die Lieferun- als Fremdenverkehr,sland ist schließlich auch für 
gen von Lebensmitteln und landwimchaftlichen den gesamten Personenverkehr der ermäßigte 
Erzeugnissen sowie eine Reihe von sonstigen Steuers atz vorgesehen, um Tariferhöhungen auf 
Leistungen auf dem Gebiet der Landw~1'tschaft. diesem Sektor möglichst hintanzuhalten. Was die 
Weiter,s ist die Vermietung und Verpachtung bisherige Beförderungssteuer anbetrifft, so wUI'de 
von Grundstücken sowie die Beherbergung in diese in die Umsatz,steuer einbezogen. 
eingerichteten Wohn- und Schlafräumen in die 
SteuerpfIich,t zum halhen Steuersatz einbezogen 
worden. Dies vor allem deshalb, weil in der 
überwiegenden Zahl der FäHe die Besteuerung 
dieser Umsätze mit dem halben Steuers atz so­
wohl ,im Unternehmerlbereich als auch für Nicht­
unternehmer günstiger ist als eine unechte Be­
freiung, ahgesehendavon, daß diese Lösung 
systemgerecht ist und unerwünschte Kumulativ­
wirkungen - wie sie bei einer unechten Befrei­
ung auftreten würden - vermieden wer,den. Auf 
diese Weise wrrd, auch erreicht, daß die Leistun­
gen der Fremdenverkehrswil"tschaft mit Aus­
nahme der Getränkelieferungen einem einheit­
lichen Steuersa.tz unterIiegen. Um eine steuer­
lich gleiche Behandlung von Mietern und Woh­
nungseigentümern zu gewährleisten, wurden 
schließlich auch die LeiJStungen, die von Woh-

6. Übergangsprobleme 

Der übergang von der . Allphasen-Brutto­
umsatz,steuer zu einer system gerechten Mehr­
wertsteuer wird auf längere SidJ.t hetrachtet für 
die österreichische Wirtschaft eine völlige Wett­
bewerbs- und Konzentrationsneutralität bringen 
und durch den Wegfall der Kumulierung die 
unterschiedlich hohe Belastung zwischen lohn­
und kapital(anlagen)intensiven Unternehmungen 
beseitigen. Trotzdem darf aber nicht übersehen 
werden, daß ~ch neben den Anpassungsschwie­
rigkeiten in lbezug auf Kalkulation, Rechnungs­
legung und Bumführung unvermddliche Um­
schichtungen im Preisgefüge ergeben :werden, die 
gegebenenfalls auch Rückwirkungen auf die Höhe 
des allgemeinen P,reisniveaus halben können. 
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Weiters gilt es die Tatsache zu beachten, daß 
im Zeitpunkt des' überganges noch mit Brutto­
umsatzsteuer belastete Bestände an Anlage- und 
Umlaufgütern vorhanden sein werden. 

ungefähr 250 bis 300 Milliarden Schilling ge­
schätzt werden kann, und der Vorräte, für d~e 
(ohne, Berücksichtligung der halbfertigen Bauten 
im Wett. von ungefähr 20 biJS 25 Milliarden 
Schilling) ein durchschnittlicher Stand von 

a) P r eis bild u n g - Ze i t p unk t des 80 Milliarden Schilling angenommen werden 
S y s t em w e c h seI s:' kann, würde bei einer angenommenen ,durch-

Für das Gelingen eines reihungslosen über- sch,nittlichen Belastung von 100/0 aber kaum ein 
ganges ,ist zunächst die Konjunkturlage von ent- Jahresaufkommen an Umsatzsteuer ausreichen; 
scheidender Bedeutung. Die Bereitschaft der eine solche Entlastung kann :daher schon aus 
Unternehmer, aus den Preisen für Lieferungen budgetären Gründen nicht ernstLich in Erwägung 
und sonst~ge Leistung·en die Bruttoumsatzsteuer gezogen werden. Der Gesetzentwurf sieht daher 
zu eliminieren, wird .in einer Phase der Hoch- wohl eine Endastung für das Vorntsvermögen, 
konjunktur wesentlich geI'\inger sein als in einer nicht aber auch eine solche für das Anlagever­
Phase der Konjunkturverflachung oder Konjunk- mögen vor. Durch diese Maßnahme wird ge~ 
turkrise. Ungerechtfertigte Preissteigerungen als wThrleistet, daß für das Vorratsvermögen eine 
Folge einer unvollkommenen Bereinigung der Doppelbesteuerung nicht eintritt und daher ein 

,Preise um die Bruttoumsatzsteu'er werden nur Preis auftrieb allein aus diesem Grunde ausge-
vermieden werden können, wenn zum Zeitpunkt schlossen wir,d. Weiters wird dadurch vermieden, 
der Einführung 'der Mehrweptsteuer ein Käurer- daß die Lagervorräte im Jahr vor der Einfüh­
markt' herrscht. Da die Mehrweptsteuer im rung der Mehrwertsteuer abgebaut werden, was 
Gegensatz zur bi1sherigen Bruttoumsatzsteuerwieder nachdem Stichtag zu einem Nachfrage­
nicht in die Kosten des Unternehmens eingeht, boom und damit zu einem entsppechenden Preis­
ist die Ermittlung sogenannter Nettowerte auftl'\ieb .führen würde. 

(Nettokalkulation) eine Grundvoraussetzung für Die Entlastung der Vorräte, die preispolitisch 
die Preisbildung nach Einführung der Mehrwert- nur dann .am wirksamsten sein kann, wenn sie 
steuer. zumindest ,innerha~b d~s ersten Jahres nach ,dem 

Neben der Konjunktur- und Marktlage wird übergang zur Mehrwertsteuer ,erfolgt, kann nur 
selbstverständlich auch die Höhe des Mehrwert- nach Durchschnittswerten erfolgen, weil die ge­
steuersatzes für .die Preishildung von .entschei- naue Höhe der Belastung 'einer Ware mit Brutto­
dender Bedeutung sein. Bei r,ichtiger Wahl des umsatz~eUJer als Folge der mangelnden Transpa­
Steuersatzes und eIitSprechender Bereinigung ,der renz des Systems der Allphasen-Bruttoumsatz­
Preise um die Bruttoumsatzsteuer durch die steuer nicht bekannt ist. Zur Entlastung wird 
Unternehmer müßte theoretisch das Preisniveau daher die Gruppeneinteilung der Anlage F zum 
gleichbleioben 'Und ledigl,ich eine Verschiebung im Umsatzsteuergesetz 1959 herangezogen. Aus 
Preisgefüge eintreten. Gründen der Vereinfachung -und der Ausschal­

b) Entlastung der Altvo'rrä'te: 

In einer Volkswirtschaft mit hohem industriel­
lem Produktionsniveau sind die Bestände an An­
lagegütern und Vorräten eine unahdingba're Vor­
aussetzung für einen r,eibungslosen Produktions­
ablauf und VerreilUIlgsprozeß. Nich dem über­
gang zur Mehrwertsteu,er treten aber diese Vor­
räte und Anlagegüter, die noch mit der Brutto­
umS3!tzsteueJ;' belastet· sind, mit solchen in Kon­
kurrenz, die infolgedes Vorsteuerabzuges ohne 
Belastung <l!ngeschafft werden; für heide entsteht 
jedoch heim Verkauf an den LetztveI1braucher 
- bei ,den Anlagen hinsichtLich des Anteiles der 
Abschreibung im Preis - die MehrwePtsteuer. 
Um Preis!lteigerungen aus einer doppelten Be­
lastung zu vermeiden und um eine Störung im 
Investitions- und tln La,gerzyklus auszuschließen, 
müßte eine Regelung getroffen werden, welche 
die vollkommene Entlastung der Altanlagen und 
der Vorräte von der B-ruttournsatzsteuer zur 
Folge hätte. Für eine vollkommene Entlastung 
der Alt;mlagen, deren Best3!nd nach den zur 
Verfügung s;tehenden staroistischen Unterlagen mit 

tung von Härtefällen wird die Gruppeneinteilung 
auf drei Gruppen ped'Uziert. Die Vorrlite des 
Handels werden im HinbLick auf die zusätzliche 
Stufenbelastung anläßlich der Lieferung durch 
den Erzeuger an den Lagerhalter entsprechend 
höher entla:stet. : 

c) Be ha n d I u n g der Alt a n 1 a gen 
und der Neu an sc haff u n ge n: 

Unter ob) W'Ilcde herei~ dargestellt, ·daß aus 
budgetären Gründen ,eine Entlastung der Alt­
anlagen von ,der Bruttoumsatzsteuernicht erfol­
gen kann. Die Folge wird daher sein, daß mit 
·den Abschreihungsquoten der Anlagen alte Um­
satzsteuer in die Kalkulation zur E'rmittlung ·der 
Nettowert:e bei der Mehrwettsteuer eingeht und 
insoweit also eine Doppelbesteuerung gegtlben 
sein wird. Im Hinblick darauf, daß diese An­
teile im Endprodukt eines Gutes verhältnismäßig 
ger:ing sind und ,die Abschreitbungeines Gutes 
auf mehrere Jahre verteilt erfolgt, wird ,diese 

. Belastung und die dadurch eintretende "Preis­
verschmutzung" jedoch in erträglichen Grenzen 
bleiben. Eine Nichtentlastung der Vorräte, die 
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konsumnäher und daher prei~wirksamer sind, 
würde dagegen das P,reisniveau entschieden un­
günstiger beeinflussen. 

Die Unmäglichkeiteiner Entla:stung der Alt­
anlagen würde in Verbindung mit dem Umstand, 
daß nach dem übergangSIStichta:g angeschaffrre An­
lagegüter um den B'etrag der eliminierten Alt­
umsatZJsteuer billiger sind, zu einem konjunk­
turpolitisch 'SchädJimen Investitionsstopp führen, 
da jeder Unternehmer bemüht sein würoe, die 
nam dem Übergangsstichta:g eintretende günsti­
gere Einkaufssituation abzuwarten. Um eine der­
artige Entwicklung zu verhindern und um gleich­
zeicig d~e Mittel für die Finanzierung der Alt­
vorrats entlastung aufzubringen, bietet sich die 
Möglichke~teiner Besteuerung ,des unternehmeri­
schen Selbstverbrauches (Investitionssteuer) an. 
Die "Besteuerung"~des unternehmerischen Selbst­
verbrauchesstellt jedoch - wirtschaftlich ge­
sehen - nur eine teilweise Rückgängigmachung 
des im Zusammenhang mit der Anschaffung oder 
Herstell~ng eines Wil'USchaftsgutes erfolgten so­
for'lJigen Vorsteuerabzuges dar, sodaß grund­
sätzlich auch von einer stufenweisen Einführung 
des vollen Vorsteuerabzuges für Investitionsgüter 
gesprochen werden kanq. Durch eine solche Maß­
nwme wird den Investoren der Anreiz genom­
men, InvestilJioneners!, nach dem Übergangs­
stichtag vorzunehmen, wa:s wieder eine erhöhte 
Nachfra:ge und damit verbunden eine preisstei­
gern.de Wi~kung auslösen"w:ürde. Die übergangs­
regelung wird bei fallenden' Sätzen auf einen Zeit­
raum von einigen Jahren :erstreckt, wobei der 
St:euersa:tz ~mersten Jahr nach dem übergang 
ungefähr der durchschnittlichen kumulativen 
VO,rbelastung ,der vor dem übergangsstichtag 
angeschafften Investitionsgüter emspricht. Durch 
diese Regelung, die preispoliti~ch vertr,etbar er­
scheint, wird gewährleistet; daß keine maßgeb­
liche Beeinflussung des Konjunkturablaufes ein­
tritt. Gleichzeitig w~rd auf diese Weise ein Groß­
teil der für die Finanzierung der Altvorratsent­
lastung el"forderlichen Mittel aufgebracht., 

H. Begründun~ der einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

nenden Gegenstände g,rundsätzlicl1 unbelastet 
sind, ent'5pricht ,die Besteuerung der Verwendung 
dieser 'Gegenstände für unternehmensfremde 
Zweckedem~ Grundsatz ,der allgemeinen Ver­
bra:uchsbesteuerung. Aus diesem Grunde werden 
auch beslJimmte betriebliche Repräsenta~ionsauf­
wendungen als Eig,enverbrauch erfaßt. Ausge­
nommen von dieser Besteuerung sind Sachzuwen­
dungen, deren Wert bei einem Empfänger ins­
gesamt 500 SchiUing im Kalenderjahr nicht über­
steigt sowie Warenmuster zur Verwendung im 
Unternehmen, des Empfängers. Durm diese Ein­
schränkung ,des 'Steuerba;ren' Tatbestandes werden 
insbesondere Ärztemuster der pharmazeutischen 
Industr,ie und ähnliche Werlbemuster, die beim 
E.mpfänger nicht zum LetztverbrilUc:h bestimmt 
sind; ausdrücklich von der Besteuerung ausge-
nommen. 

, ' 

Die Fassung ,der Bestimmung über die .Be­
steuerung des Eigenverbrauches gewährleistet eine 
gleichartige Behandlung ,des Eigenvel"brauches 
aller Unternehmer unbeschadetder Unter'neh­
mensform. Im Gegensa:tz zum 'bisherigen, Recht 
setzt die Verwendung eines Gegenstandes für 
Zwecke außerhalbdes Unternehmens nicht die 
üherführungdci Gegenstandes in die Priv:at­
sphäre des Unternehmers voraus, sodaß nunmehr 
auch bei solchen Unternehmern ein Eigenver­
brauch gegeben ist, welche neben der Unterneh­
menssphäre keine privalte oder hoheitliche 
Sphäre hesitzen (Personengesellschaften und 
Kapitalgesellschaften 'Sowie andere Körperschaf­
ten). Eine Verwendung für Zwecke außerhalh 
des Unternehmens ist sowohl bei dauernder 
Herausnahme eines Gegenstandes aus dem Unter,· 
nehmen (Entnahme für Zwecke außethalb des 
Unternehmens, unentgeltliche Sachzuwendungen 
an Dritte) als auch bei zeitweiliger Benützung für 
unternehrriensfr,emde Zwecke gegeben. 

Im Abs. 1 Z. 3 ist ,der B-egrifI "AusgleichSiteuerH 

durch den Beg,riff "EinfuhrumsatzsteuerH ersetzt 
worden, um dem Einwurf zu, begegnen, daß im 
einzelnen Fall nichts auszugleichen und die Er­
hehung der Ausgleichsteuerdaher unzulässig sei. 

Die Bestimmung des Inla.ndsbegriff,esim Ahs. 2 
entspricht dem bisherigen Recht. 

Die Vorschrift bestlimmt den Steuergegenstand Zu§ 2 
und den räumLichen Geltungsbereidl der Umsatz-
steuer. 

Der Steuergegenstand umfaßt wie bisher drei 
Ta1!heställlde: Lieferungen und sonstige Leistun­
gen, Eigenverbrauch und Einfuhr. 

Der Steuertatbestand "Lieferungen und son­
stige Leistungen" ist dem" bisherigen Umsatz­
steuerrecht e~tnommen worden. 

Der Steuertatbestand des Eigenverbrauches ist 
gegenüher dem bisherigen Umsatzsteuerrecht er­
weitert worden. Da die dem Unternehmen die-

Der UnternehmerbegIliff entspricht demjenigen 
des Umsatz:steuergesetzes 1959. Die Bestimmun­
gen über die Organschaft sind beibehalten wor­
den. Steuerliche Auswirkungen sind mit der 
Or,ganschaft wegen ,des VorsreueraJbzuges grund­
sätzlich nicht verbunden (1\Ibs. 1 und 2). 

Die Besteuerung der öffentlichen Hand {Abs. 3) 
ist neu geregelt worden. Dies gesch,a:h dm Inter­
esse einer besseren T1"ennung des HoheitlSbetrie­
bes vom unternehmerischen Bereich der Körper­
schaften ,des öffentlichen Rechts. Die A,nknüpfung 

145 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 27 von 44

www.parlament.gv.at



28 .145 .der Beilagen 

an die nach Begriffen des Körperschaftsteuer­
rechtes abgrenzbaren Betriebe gewerblicher Art 
und land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe soll 
vor allem die Erfassung ,der abzugsfähigen Vor­
steuern erleichtern. 

Wa·sserwerke, Forschungsansta1ten, Schlacht­

zwecken (Erholungsheime), sind demnach voll 
steuerpflichtig. 

Abs. 5 stellt klar, daß Funktionäre im Sinne 
des § 22 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
1967 in Ausübung ihrer Funktionen nicht ge­
werblich oder beruflich tätig sind. 

höfe, Anstaltenzur Nahrungsmitteluntersuchung, Zu § 3 
zur Müllheseitigung, zur Tierkörpervernichtung . 
und zur Abfuhr von Spülwasser und Abfällen: Diese Vorschrift übernimmt inhaltlich den § 3 
bewirken vielfach Umsätze ,an Unternehmer \:lnd· des bisherigen Umsatzsteuergesetzes und enthält 
werden .daherdurch eine gesetzliche Fiktion' zu die Begriffsbestimmungen für die Lieferung, 
Betrieben gewer:blicher Art erklärt, um vom Werklieferung, .sonstige Leistung und den Tausch 
Recht des Vorsteuerabzuges Gebrauch machen sowie die Regelung für das Reihengeschäft, das 
zu können; Das ,gleiche gilt für die Vermietung Kommissionsgeschäft, den Ort der Lieferung und 
und Verpachtung von Grundstücken durch- sonstigen Leistung und .die Sonderfälle der Liefe­
öffentlich-r·echtliche Körperschaften. Die Einbe- rung und sonstigen Leistung. 
ziehung der Vermietung und Verpachtung von Abs. 6 übernimmt im wesentlichen aus dem 
Grundstücken durch öffendich-rechdiche Körper- bisherigen Recht den Begriff der Bearbeitung 
schaften ,in die Besteuerung soll Ü'b~rdies gewähr- oder Verarbeitung. Als Bearbeitung oder Ver­
leisten, daß auch für diese Bestanclsverhältnisse' arbeitung gilt danach jede Behandlung eines 
die gegenüber einer unechten Steuerbdreiung im. Gegenstandes, durch welche nach der Verkehrs­
allgemeinen 'günstigere Besteuerung .der Mieten auffassung ein neues Verkehrsgut entsteht. Die 
zum ermäßigten Steuersatzdes § 10 Ahs. 2 Z. 5 im § 3 Abs. 9 des Umsatzsteuergesetzes 1959 
erfolgen kann (Abs. 3). enthaltene Einschränkung, wonach das Kenn-

. zeichnen, Umpacken, Umfüllen, Kühlen und Sor-
überdies wird auch den Trägern der Sozial-: tieren, sowie bei Früchten auch das Trocknen, 

versicherung und ihren Verbänden und den Trä- Reinigen, Reifen und Nachreifen nicht als Be­
gern des öffentlichen Fürsorgewesensdie Unter-. arbeitung oder Verarbeitung gelten, wurde nicht 
nehmereigenschaft zuerkannt, um ihnen den: übernommen. Die erwähnten Behandlungen von 
V~rsteuerabzug h~si~tlich der an sie bewirkten Gegenständen gelten daher ebenfa:lls als nearbei­
Leistungen zu er:moghchen. tung oder Verarbeitung, wenn dadurCh nach der 

Die Träger .des öffentlichen Fürsorgewesens . Verkehr~auff~ssung ein neues ~ erkehrsgut en~­
sind insoweit als Unternehmer anzusehen, als sie steht. Die Belbehal~ungdes Be.gnff~s der Bearbe~­
. R hmen de M tt ..L ft _ S" glm' _ d' tting oder Verarbeitung erwels.t slch.,ebenso wie 
Im a . r u erSUla s, au gs un . d' 'üb h d B 'i!r d W kl' f 
Jugendfürsorge, der allgemeinen Fürsorge (So-: etwa le erna me es egrIues er er .Ie e-
zialhilfe), der Kriegsopferversorgung, der Behin- rung (Abs. 4) vor all~m wegen der erfo~derhchen 
dertengeset.ze oder der BI~n~en~ilfege.se'tz: tät.ig Abgren~~ng ~on i e1t 'ffdd Or~ derb ~eIstun~:;; 
werden. DIe genannten Tatigkelten smd Jeweils notwen .1g. ~r egn er ear eitung 
nach der zuständigen Gesetzgebung zu beurteilen :VerarbeItung 1st. außerdem Tatbestandsmerktnal 
(§ 2 Ahs. 4 Z. 1). 1m § 8. 

Die Post- und Telegraphenverwaltung übt 
keine unterrtehmerische Tätigkeit aus, sondern 
stellt nach ihrer Organisationsform und Auf­
gabenstellung eine Einrichtung der öffentlichen 
Verwaltung dar, die überwiegend der Ausübung 
öffentlicher Gewalt dient. Die Tätigkeit des Bun­
des bei der Beförderung von Personen im Post­
autolinienverkehr gilt jedoch als Tätigkeit im 
Rahmen eines Unternehmens (§ 2 Abs. 4 Z. 2). 
Durch die Besteuerung des Personenverkehrs der 
Post soll eine Verzerrung der Wettbewerbsver­
hältnisse gegenüber anderen Beförderungsunter­
nehmern verhindert werden. Gesondert geführte 
Betriebe gewerblicher Art, die sich aus dem 
Hoheitsbereich der Post- und Telegraphenver­
waltung herausheben, sind nach den allgemeinen 
Vorschriften des. Abs~ 3 zu beurteilen. Derartige 
Betriebe, wie z. B. posteigene . Küchenbetriebe 
oder posteigene Unterkünfte .zu Erholungs-

Mit Ausnahme des Abs. 8 decken sich die 
Begriffsbestimmungen weitgehend mit dem bis­
herigen Umsatzsteuerrecht. Abs. 8 regelt den 
Lieferungsort und den Lieferungszeitpunkt im 
Falle der Beförderung abweichend vom bisheri­
gen Rechtszustand dahin, daß die Lieferung be­
reits mit Beginn der Beförderung als ausgeführt 
gilt (Anpassung an das Versendungsgeschäft). 

Die Beförderung auf den von inländischen 
Eisenbahnverwaltungen betriebenen, auf aus­
ländischem Gebiet gelegenen Anschlußstrecken 
gilt aus Vereinfachungsgründen als Inlandslei­
stung (Abs. 12). 

/ Gleichfalls aus Vereinfachungsgründen gelten 
die Besorgung von Beförderungen sowie die im 
eigenen Namen und für fremde Rechnung er­
brachten Leistungen der Reisebüros insoweit als 
im Inland ausgeführt, als die besorgten Leistun­
gen im Inland bewirkt werden (Abs. 13). Ein 
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"Besorgen" von Beförderungsleistungen liegt vor, 
wenn ein Unternehmer (z. B. ein Spediteur) für 
Rechnung eines anderen (des Versenders) im 
eigenen Namen Güterversendungen durch Fracht­
führer oder V:erfrachter ausführen läßt (§ 407 
HGB). Zu den Beförderungsleistungen gehören 
auch die damit verbundenen handelsüblichen 
Nebenleistungen. 

Zu §4 

Diese Vorschrift regelt die Bemessungsgrund­
lage für Lieferungen, sonstige Leistungen und den 
Eigenverbrauch. 

Abweichend vom bisherigen Recht wird die 
Steuer bei ·Lieferl,lngen und sonstigen Leistun­
.gen grundsätzlich nicht mehr nach den verein­
nahmten, sondern nach den vereinbarten Ent­
gelten - Solleinnahmen - bemessen (Ausnah­
men lediglich nach Maßgabe des § 17). Diese 
Regelung entspricht dem Sollprinzip beim Vor­
steuerabzug, das der technischen Erleichterung 
des Vorsteuerabzuges dient. 

Die Umsatzsteue~ selbst gehört bei Lieferun­
gen und sonstigen 'Leistungen im Gegensatz zum 
bisherigen Recht nicht mehr zum Entgelt. Die 
Trennung von Nettopreis und Steuer soll die 
Nettokalkulation und .den offenen Ausweis der 
Steuer in den Rechnungen (siehe § .11 .Abs. 1) 
erleichtern. . 

Durch die Bestimmung des Abs. 2 Z. 1 soll 
lediglich klargestellt werden, daß auch freiwil­
lige Zuwendungen, die der Leistungsempfänger 
dem Ldstenden in Zusammenhang mit einer Lei­
stung gewährt, zum Entgelt gehören (zum Bei­
spiel 'Spenden für Ehrenkarten zu einer Veran­
staltung). 

Im Abs. 2 Z. 2 ist vorgesehen, daß Zuschüsse 
aus öffentlichen Kassen unter bestimmten Vor­
aussetzungen nicht als Entgelt von dritter Seite 
anzusehen sind. Auf Grund dieser Bestimmung 
gehören zum Beispiel die Zuschüsse nach dem 
Marktordnungsgesetz 1967 - ebenso wie bis­
her - nicht zum Entgelt im Sinne des Umsatz­
steuergesetzes. Hingegen sind alle Zuschüsse aus 
öffentlichen Kassen, die nicht auf Grund eines 
Bundesgesetzes gewährt werden, Teil des Ent­
geltes. 

Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4, die sich 
auf die durchlaufenden Posten beziehen, sind un­
verändert aus dem bisherigen Recht (§ 5 Abs. 7 
und § 13 Abs. 13 des Umsatzsteuergesetzes 1959) 
übernommen worden. Im wesentlichen unver­
ändert blieben auch die Bestimmungen der Abs. 5 
bis 8. 

-Die über das bisherige Recht hinausgehende 
Regelung des Besteuerungsmaßstabes für den 
Eigenverbrauch im Abs. 9 ist auf die Ausdehnung 
desEigenverbrauchsbegriffes im§. lAbs. 1 Z. 2 

zurückzuführen. Auch beim Eigenverbramn ge­
hört die Umsatzsteuer nicht mehr ZUr Bemes­
sungsgrundlage. 

Nach Abs. 10 tritt beim grenzüberschreitenden 
Personenbeförderungsverkehr mit nicht im In­
land zugelass,enen Kraftfahrzeugen und Anhän-­
gern an die Stelle des tatsächlichen Entgeltes für 
den ~nländischen Streckenanteil cin Durchschnitts­
beförderungsentgelt, da der auf die inländische 
Strecke entfallende Teil des Gesamtentgeltes 
häufig nur schwer ermittelt werden kann. Es 
handelt sich hiebei um jene Fälle, in welchen die 
Steuer an der Grenze durch das Grenzzollamt 
im Wege der Einzelbesteuerung zu erheben ist 
(siehe § 20 Abs. 4). 

Zu § 5 

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr ist nach, 
Abs. 1 gr.undsätzlich der Zollwert. Die Bemes­
sung des Umsatzes nach dem Entgelt bei der 
Einfuhr von War.en, die nicht dem Wertzoll 
unterliegen (Abs. 2), macht die oft schwierige 
Feststellung -des Zollwertes lediglich für die Be­
messung der :Einfuhrumsatzsteuer entbehrlich. 
und .dient damit der Verwaltungsvereinfachung. 

Für Waren, die im Rahmen der §§ 35 lit. a und; 
42 Abs. 2 des Zollgesetzes 1955 ausgebessert wor­
den sind, sowie für Waren, die im Ausgangsvor­
merkverkehr gemäß §§ 88 und 90 des Zollgeset­
zes 1955 ausgebessert oder veredelt worden sind" 
sieht Abs. Jals ;Bemessungsgrundlagedas für 
.die Ausbesserung ooer Veredlung zu zahlende­
Entgelt, falls aber ein solches Entgelt nicht ge­
~ahlt wird, die durch die Ausbesserung oder 
Veredlung eingetretene Wertsteigerung vor. 

Abs. 4 regelt den für die Ermittlung der Be­
messungsgrundlage maßgebenden Zeitpunkt und 
sieht darüber hinaus vor, daß dann, wenn die 
eingeführten Gegenstände bereits im Ausland an 
einen inländischen Abnehmer geliefert werden, 
von dem vom inländischen Abnehmer, im Falle 
mehrerer inländischer Abnehmer (z.B. beim 
Reihengeschäft) von dem vom letzten inlän­
dischen Abnehmer zu zahlenden Entgelt oder 
Rechnungspreis im Sinne des Wertzol!lgesetzes 
1955 auszugehen ist. 

Die Einbeziehung der im Abs. 5 Z. 1 und 3 
angeführten Abgaben und Kosten in die Bemes­
sungsgrundlage der Einfuhrumsatzsteuer ist er­
forderlich, da diese Beträge auch in der Bemes­
sungsgrundlage von im Inland gelieferten Waren 
enthalten sind. Beförderungen von Gegenständen 
im grenzüberschreitenden Beförderungsverkehr 
und im internationalen Eisenbahnfrachtverkehr 
werden von der Umsatzsteuer befreit sein (§ 6 
Z. 4). Aus Gründen der Verwaltungsverein­
fachung und im Hinblick auf den geringen Um­
fang der Jedermanneinfuhr werden in die Be­
messungsgrundlage der Einfuhrumsatzsteuer nur 
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die Beförderungs- und Versicherungskosten bis 
zum Eintritt der Ware über die Zollgrenze em­
Bezogen. 

Zu § 6 

2.1 bis 3 

Durch diese Bestimmungen wird die Ausfuhr 
(im weitesten Sinne) von der Umsatzsteuer be­
freit (siehe hiezu die Erläuterungen zu den §§ 7, 
:8 und 9). Es handelt sich um Befreiungstat­
bestände, die das Recht auf Vorsteuerabzug un­
berührt lassen. Auf diese Weise wird bei Aus­
fuhrlieferungen eine genaue Entlastung der Aus­
fuhrwaren von der Umsatzsteuer erreicht, ohne 
<laß es noch eines komplizierten Vergütungsver­
fahrens wie im bisherigen Recht bedarf. 

2.4 

daher keiner Befreiung (siehe auch die Erläute­
rungen zu § 2 Abs. 4 Z. 2). " 

Z.8 

Durch diese Bestimmung wird eine Reihe von 
Umsätzen im Geld- und Kapitalverkehr befreit, 
wobei der Umfang der Befreiung gegenüber dem 
bisherigen Recht um einige typische Bank­
geschäfte erweitert wird. Die Befreiung erstredt.t 
sich auch auf die mit den befreiten Umsätzen zu­
sammenhängenden Nebenleistungen. Zu dem In­
kasso von Handelspapieren zählt auch das Inkasso 
von Wechseln, Schedt.s und kaufmännischen An­
weisungen. Ein Pauschalierungsverfahren für Kre­
ditinstitute ist nicht mehr vorgesehen. Die Be­
freiung hat nicht zur Voraussetzung,' daß die 

. Umsätze durch Kreditinstitute bewirkt werden. 

Z.9 
Diese aus Vereinfachungsgründen vorgesehene Diese Bestimmung befreit Umsätze, die ande-

Bestimmung befreit den internationalen Fracht- ren Verkehrsteuern unterliegen, um eine dop­
verkehr von der Umsatzsteuer. Ein Verlust des pelte Besteuerung dieser Umsätze zu vermeiden. 
Rechtes auf Vorsteuerabzug ist auch' mit dieser. Das Beförderungssteuergesetz ist in der Aufzäh­
Befreiung nicht verbunden. Bei der Beförderung lung der Verkehrsteuergesetze nicht mehr ent­
von Waren im Rahmen der Ausfuhr und Durch- halten, da die Beförderungsleistungen in die Um­
fuhr wird auf diese Weise eine systemgerechte satzbesteuerung einbezogen werden. Im Bereich 
Entlastung von der Umsatzsteuer herbeigeführt. des Glüdt.sspielwesens wurden die auf diesem 

2.5 

Die Notwendigkeit .einer 'echten Befreiung des 
:grenzüberschreitenden' Personenbeförderungsver­
kehrs mit Schiffen und Luftfahrzeugen ergibt sich 
aus internationalen Abkommen, denen österreich 
ibeigetreten ist. 

2.6 

Durch diese Befreiungsbestimmung soll aus 
'sozialpolitischen Gründen eine möglichst voll­
kommene Steuerentlastung der Sozialversiche­
rungsträger und der Träger des öffentlichen Für­
sorgewesens erreicht werden. Während Arzte, 
Krankenhäuser und Apotheken in die Steuer­
pflicht einbezogen werden, können die genannten 
Versicherungs- und Fürsorgeträger - die auf 
Grund des § 2 Abs. 4 Z. 1 als Unternehmer be­
handelt werden - die ihnen gesondert in Rech­
nung gestellten Steuerbeträge als Vorsteuer ab­
. ziehen. 

2.7 

Diese Befreiungsbestimmung, die ebenso wie 
;alle namfolgenden Befreiungen mit dem Verlust 
<les Rechtes auf Vorsteuerabzug verbunden ist, 
hetrifft jene Fälle, in welchen der öffentliche 
Fernmeldeverkehr auf Grund einer Sonder­
--genehmigung der Postverwaltung auch von ande­
ren Unternehmern durchgeführt werden kann. 
Die Postverwaltung selbst ist hinsichtlich ihrer 
Umsätze im öffentlichen Fernmeldeverkehr im 
Rahmen des Hoheitsbereichestätig und bedarf 

Gebiet eingeräumten Umsatzsteuerbefreiungen' 
weitgehend aus dem' bisherigen Recht übernom­
men. 

Z. 10 

Eine Befreiungsbestimmung dieser Art war aus 
sozialpolitischen Gründen schon im bisherigen 
Umsatzsteuerrecht (§ 4. Abs. 1 Z. 15 Umsatz­
steuergesetz 1959) enthalten. Nicht übernommen 
wurde aus dem bisherigen Recht die Befreiungs­
bestimmung des § 4 Abs. 1 Z. 16 des Umsatz­
steuergesetzes 1959 für Blindenbescl:1äftigungs­
werkstätten, Blindenanstalten, Blindenvereine 
und ähnlich~ Einrichtungen der Blindenfürsorge, 
um diesen hauptsächlich an Unternehmer leisten­
den Einrichtungen das Recht auf Geltendtnachung 
des V orsteuerabzugeszu wahren. 

Z.l1 
Diese Befreiungsbestimmung ist unverändert 

aus dem bisherigen Recht (§ 4 Abs. 1 Z. 30 des 
Umsatzsteuergesetzes 1959) übernommen wor­
den. 

Z.12 

Diese Befreiungsbestimmung .' wurde ebenfalls 
unverändert aus dem. bisherigen Recht (§ 4 
Abs. 1 Z. 20 des Umsatzsteuergesetzes 1959) 
übernommen. Nicht begünstigt sind nach wie vor 
Kurse, in denen technische Fertigkeiten zur Aus­
übung praktischer Berufe (wie z. B. Sprachk.urse, 
Maschineschreiben, Kurzschrift, Kochen und 
dgl.) vermittelt we11den. Eine Ausweitung 

145 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)30 von 44

www.parlament.gv.at



145 der Beilagen 

dieser Begünstigung hätte Wettbewerbsverzer- von drei Monaten zur Beschaffung des Ausfuhr­
rungen im Verhältnis zu der Tätigkeit der Pri- nachweises sollen diese Schwierigkeiten vermie-
vatschulen zur Folge. den werden. 

Zu § 7 

Der Abs. 1 entspricht weitgehend dem § 4 Zu § 8 
Abs. 1 Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1959. Dies 
gilt auch für die Abholung des Liefergegenstandes 
durch den ausländischen Abnehmer. So wie im 
Umsatzsteuergesetz 1959 wird auch im § 7 Abs. 1 

Die Vorschrift bes~immt den Begriff der nach 
§ 6 Z. 2 von der Umsatzsteuer befreiten Lohn­
veredlung für ausländische Auftraggeber. 

bestimmt, daß eine Versendung des Gegenstandes Durch diese Befreiung in Verbindung mit dem 
in das Ausland auch dann als ausgeführt gilt, Recht auf Vorsteuerabzug (vergleiche Begrün­
wenn der Gegenstand der Lieferung durch den dung zu § 12) werden auch diese Leistungen zur 
ausländischen Abnehmer im Inland abgeholt wird Gänze von der Umsatzsteuer befreit. Gegen­
oder wenn der ausländische Abnehmer den über dem bisherigen Recht tritt insofern eine 
Gegenstand der Lieferung abholen läßt. Diese Verbesserung dieser Vorgänge ein, als auch die: 
Regelung hat sich bereits im Rahmen des Um- mit Umsatzsteuer belasteten Vorleistungen durch 
satzsteuergesetzes 1959 bewährt und dürfte auch den Vorsteuerabzug von der Umsatzsteuer be--
nach Einführung der Mehrwertsteuer zu keinen freit werden; nach § 4 Abs. 1 Z. 26 des Umsatz­
Schwierigkeiten führen. steuergesetzes 1959 war bisher für solche Lei-

Neu ist lediglich, daß eine Ausfuhrlieferung stungen ledigliCh eine Umsatzsteuerbefreiung ge­
auch dann gegeben ist, wenn der inländische geben, eine Refundierung der auf den Vorlei­
Lieferer den Gegenstand der Lieferung mit eige- stungen ruhenden Umsatzsteuer jedoch aus ge­
nen Fahrzeugen in das Ausland befördert. Dies schlossen. 
ergibt sich im Zusammenhalt mit § 3 Abs. 8, ' 
wonach eine Lieferung bereits dann gegeben ist, 
wenn der Gegenstand der Lieferung an den Ab­
nehmer befördert wird; der Beginn der Beförde­
rung gilt bereits als Zeitpunkt der Lieferung. 
Nach den Bestimmungen des Umsatzsteuergeset­
zes 1959 lag in den Fällen, in denen ein inländi­
scher Unternehmer den Gegenstand der Liefe­
rung mit eigenen Beförderungsmitteln in das 
Ausland verbracht und erst im Ausland dem 
Abnehmer übergeben hat, eine nicht steuerbare 
Lieferung im Ausland vor. Eine SchlechtersteI­
lung ist' aber durch diese Regelung nicht gegeben. 

Im Abs. 1 Z. 2 wird abweichend vom bisheri­
gen Recht lediglich bestimmt, daß der Unter­
nehmer die Steuerfreiheit schon vor Erbringung 
des Ausfuhrnachweises in Anspruch nehmen 
kann, wenn der Ausfuhrnachweis innerhalb von 
drei Monaten nach Bewirkung der Lieferung er­
bracht wird. Dadurch wird vermieden, daß der 
Unternehmer gegenüber seinem ausländischen 
Abnehmer zunächst die Steuer ausweisen und in 
späterer Fo[ge ein Uil1lstänldliches Berichtigungs­
verfahren vornehmen muß. 

Der Nachweis, daß der Gegenstand der Liefe­
rung in das Ausland gelangt ist, zählt zu den 
materiellrechtlichen Voraussetzungen für die 
Steuerfreiheit der Lieferung. Fehlt der Ausfuhr­
nachweis, so kann die Steuerfreiheit nicht ge­
währt werden. Da der Unternehmer künftig für 
jeden Vorauszahlungszeitraum eine Voranmel­
dung abgeben muß (Hinweis auf § 21), müßte 
er in jenen Fällen, in denen ein Ausfuhrnachweis 
noch nicht vorliegt, den Umsatz zunächst steuer­
pflichtig behandeln. Durch die vorgesehene Frist 

Abs. 1 entspricht im wesentlichen dem derzeit 
geltenden Recht. Der Hinweis a,uf § 3 Abos. 10: 
dient lediglich der Klarstellung. 

Eine nähere Bestimmung, was unter Bearbei­
tung oder Verarbeitung zu verstehen ist, konnte­
entfallen, da diese Begriffe bereits im § 3 Abs. 6,_ 
auf die in einem Klammerausdruck hingewiesen 
wird, näher bestimmt sind. Auf die Erläuterun­
gen dazu im § 3 Abs. 6 wird hingewiesen. 

Eine Lohnveredlung im Sinne -dieser Bestim-­
mung liegt im übrigen auch dann vor, wenn 
der Unternehmer für einen ausländischen Auf­
traggeber einen Gegenstand zur Ausbesserun~ 
übernimmt (Eingangsvormerkverkehr für Waren 
zur Ausbesserung nach § 67 Abs. 1 lit. i des: 
Zollgesetzes 1955). 

Nach Abs. 2 muß der bearbeitete oder ver­
arbeitete Gegenstand oder der überlassene Gegen­
stand nach der Veredlung in das Ausland beför­
dert oder versendet worden sein und über die­
erfolgte Ausfuhr ein Ausfuhrnachweis (§ 7 Abs. 2 
bis 5) erbracht werden. Der Unternehmer kann 
,die Steuerfreiheit' schon vor Eribringung des 
Ausfuhrnachweises in Anspruch nehmen, wenn 
der Ausfuhrnachweis innerhalb von drei Monaten 
nach Beförderung oder Versendung des veredel­
ten Gegenstandes in das Ausland erbracht wird. 
Dadurch wird ebenso wie bei der Ausfuhrliefe­
rung (vergleiche Begründung zu § 7) vermieden, 
daß der Unternehmer gegenüber seinem auslän­
dischen Auftraggeber zunächst die Steuer auswei­
sen und in späterer Folge ein umständliches 
Berichtigungsverfahren vornehmen muß. 
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Zu § 4] 

Die Vorschrift enthält die nach § 6 Z. 3 von 
der Umsatzsteuer befreiten Leistungen für aus­
ländische Auftraggeber. 

Bei dieser Befreiungsbestimmung, die durch 
den Vorsteuerabzug (vergleiche Begründung zu 
§ 12) der auf den Vorleistungen ruhenden 
Umsatzsteuer zu einer vollständigen Entlastung 
führt, handelt es sich um eine Reihe von Lei­
stungen, die bei der Beförderung, dem Umschlag 
und der Lagerung von Gegenständen in der 
Ausfuhr, Durchfuhr und Einfuhr sowie bei der 
Besorgung dieser Leistungen gegenüber einem 
ausländischen Auftraggeber erfolgen. Diese Lei­
stungen stehen in enger Verbindung mit dem 
grenzüberschreitenden Verkehr, zu dessen erleim­
terter Abwicklung sie beitragen sonen. 

Im Abs. 1 werden die nach § 6 Z. 3 befreiten 
Leistungen für ausländische Auftraggeber im ein­
zelnen aufgezählt. Von der Aufnahme der tem­
nischen und wirtschaftlichen Beratung und Pla­
nung für Anlagen im Ausland einschließlim der 
Anfertigung von Konstruktions-, Kalkulations­
und Betriebsunterlagen und der überwachung 
der Ausführung konnte ebenso wie auf die Auf­
nahme der überlassung von gewerblichen Verfah­
ren und Erfahrungen verzichtet werden, weil 
nach herrschender Rechtsansimt diese Leistungen, 
wenn sie zur Auswertung im Ausland überlas­
sen werden, als nicht steuerbar gelten. 

Dies bedeutet, daß u. a. auch die Auswertung 
eines Lizenzrechtes im Ausland ebensowenig 
unter dieses Bundesgesetz fällt, wie die über­
lassung von Erfahrungen (know how) zur Aus­
werrung im Ausland. Leistungen, die im AusIaoo 
ausgeführt werden, sind nicht steuerbar. Eine 
Befreiung von der Umsatzsteuer, die andernfalls 
erfolgen müßte, ist daher nimt erforderlich. 

Diese Rechtsansicht steht im übrigen im vollen 
Einklang mit den Ausführungen des Artikels 6 
Abs.3 der zweiten EWG-Richtlinie vom 11. April 
1967; danach gilt bei der überlassung von Rech~ 
ten zur Auswertung jener Ort als Ort der Lei­
stung, an dem das überlassene Recht ausgewer­
tet wird. 

Nach Abs. 1 Z., 5 sind bestimmte Leistungen 
inländischer Eisenbahnunternehmer für auslän­
dische Eisenbahnen von der Umsatzsteuer befreit. 
Dadurch soll erreicht werden, daß die Abwick­
lung der Leistungen in den Gemeinschaftsbahn­
höfen, Betriebswechselbahnhöfen und den Grenz­
betriebsstrecken erleimtert wird. Als Grenz­
betriebsstrecken gelten jene, die zwismen der 
österreichischen Staatsgrenze und dem inländi­
schen Grenzbahnhof liegen. 

Abs. 1 Z. 7 stellt klar, daß auch alle handels­
üblichen Nebenleistungen, die mit den unter Z. 1 

bis 6 bezeichneten Leistungen im Zusammenhang 
stehen, der gleichen Regelung unterliegen. 

Abs. 2, wonach bei ,den ,im Ahs. 1 Z.1 bis 5 
angeführten Leistungen derjenige als Auftrag­
geber gilt, dem die Rechnung erteilt wird," soll 
die Durchführung des Gesetzes erleichtern.· 

Abs. 3 sieht vor, daß die Voraussetzungen für 
die Steuerfreiheit buchmäßig nachgewiesen wer­
den müssen. 

Zu § 10 

Diese Bestimmung sieht zwei Steuersätze vor, 
und zwar im Abs. 1 einen Normalsteuersatz in 
Höhe von' 16 vom Hundert, im Abs. 2 einen 
ermäßigten (halben) Steuersatz in Höhe von 
8 vom Hundert (siehe hiezu die Ausführungen 
im allgemeinen Teil). Diese Steuersätze gelten 
sowohl für die Umsätze im Inland als auch für die 
Einfuhr. 

Ein ermäßigter (halber) Steuers atz ist insbe­
sondere vorgesehen für 

a) die Lieferungen, den Eigenverbrauch und 
die Einfuhr von Gegenständen, die in der 
Anlage zu diesem Gesetz angeführt sind 
(ins besondere land wirtschaftliche Erzeug­
nisse, Lebensmittel und Lebensmittelzube­
reitungen sowie Kohle, Koks, Heizöl, Gas, 
Elektrizität und Wärme); 

b) bestimmte Leistungen auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft (z. B. Tierzucht); 

c) die Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken sowie für die Beherbergung " 
in eingerichteten Wohn- und Schlafräumen 
einschließtidi der Nebenleistungen, wobei 
als Nebenleistung zur Beherbergung ins­
besondere die Beleuchtung, Beheizung und 
Bedienung und - falls im Rahmen eines 
Pauschalpreises enthalten - auch die Ver­
abreichung eines Frühstücks anzusehen sind 
(dies stellt im Verein mit dem ermäßigten 
Steuersatz für Lebensmittel und Lebens­
mittelzubereitungen eine bedeutsame Be­
günstigung für das Hotel- und Gaststätten­
gewerbe und somit für den österreichischen 
Fremdenverkehr dar); 

d) gewisse Leistungen der Gemeinschaften der 
Wohnungseigentümer, wozu noch folgendes 
zu bemerken ist: 

Die Gemeinschaften der Wohnungs­
eigentümer erbringen im Rahmen der Ver- , 
waltung ihres gemeinschaftlichen Eigentums 
Leistungen an die einzelnen Mitglieder. 
Zwecks Gleichstellung der Wohnungseigen­
tümer mit den Mietern hinsichtlich der 
Betriebskosten ist für die Leistungen, die 
von den Gemeinschaften der Wohnungs­
eigentümer an die Wohnungseigentümer er­
bracht werden, soweit die Leistungen in 
der überlassung des gemeinschaftlichen 
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Eigentums zum Gebrauch, seiner Instand­
haltung und sonstigen Verwaltung sowie 
der Lieferung von Wärme und ähnlichen 
Gegenständen bestehen, der ermäßigte 
Steuersatz vorgesehen. Nicht unter die 
Begünstigungsvorschrift fällt daher ins­
besondere die Errichtung von Eigentums­
wohnungen. Die im Rahmen der Woh­
nungsvergütung von den einzelnen Woh­
nungseigentümern an die Hausverwaltung 
gezahlten Annuitäten für Darlehen, die für 
die Errichtung der Eigentumswohnungen 
aufgenommen wurden, sind überdies als 
Kaufpreisraten kein Entgelt für eine Lei­
stung, die von der Gemeinschaft der Woh­
nungseigentümer erbracht wird, weshalb die 
Annuitätenzahlungen bei der Gemeinschaft 
überhaupt nicht zur Besteuerungsgrundlage 
gehören; 

e) die sonstigen Leistungen aus der Tätigkeit 
als Angehöriger bestimmter Gruppen von 
freien Berufen, wobei die Lieferungen und 
der Eigenverbrauch von Gegenständen 
nicht unter die Begünstigung fallen (zum 
Beispiel der Verkauf eines Personenkraft­
wagens oder dessen Nutzung für private 
Zwecke); 

f) die Lieferungen, sonstigen' Leistungen und 
der Eigenverbrauch aus der Tätigkeit als 
Künstler, wobei jedoch die Lieferungen und 
der Eigenverbrauch nicht selbst hergestell­
ter Werke zwecks Vermeidung von Wett­
bewerbsstörungen nicht unter die Begünsti­
gung faUen; 

g) die Umsätze der Krankenanstalten, Pflege-, 
Alters-, Blinden- und Siechenheime; ausge­
nommen sind jedoch Leistungen, die mit 
der Krankenbehandlung bzw. mit der Be­
treuung der Pfleglinge nicht unmittelbar 
zusammenhängen (zum Beispiel die Abgabe 
von Medikamenten an_ Anstaltsangehörige 
oder die Abgabe von Getränken, wenn 
diese in, keinem Zusammenhang mit der 
Krankenbehandlung stehen). Die Einbezie­
hung in die Steuerpflicht gewährleistet die­
sen Anstalten den vollen Vorsteuerabzug. 
Die von ihnen den Sozial versicherungs- und 
Fürsorgeträgern gesondert in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer ist bei diesen wieder 
abzugsfähige Vorsteuer (siehe die Erläute­
rungen zu § 2 Abs. 4 Z. 1 und § 6 Z. 6); 

h) bestimmte Leistungen der Jugend-, Erzie­
hungs-, Ausbildungs-, Fortbildungs- und 
Erholungsheime an Personen, die das 
27. Lebensjahr nicht vollendet haben. Unter 
diese Begünstigung fallen auch Kinder- und 
Schülerheime. Zum Unterschied vom Gast­
gewerbe fällt bei all diesen Heimen auch die 
Betreuung unter den 'begünstigten Steuer­
satz; 

i) die Umsätze gemeinnütziger Institutionen. 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Inanspruchnahme dieser Begünstigung ist 
nach den Bestimmungen der Abgabenord­
nung zu beurtei~en; 

j) verschiedene Leistungen im Rahmen des 
Kultur- und Unterhaltungsbereiches (Thea­
ter-, Musik- und Gesangsaufführungen, Lei­
stungen der Museen, der botanischen und 
zoologischen Gärten, Rundfunk, Fernsehen, 
Filmvorführungen, Schaustellungen, Zirkus­
vorführungen, die Lieferungen von 
Büchern, Zeitungen und Zeitschriften). 
Unter Theateraufführungen sind auch die 
Vorführungen von pantomimischen Wer­
ken einschließlich Werken der Tanzkunst, 
Kleinkunst- und Varietecl:teatervorführun­
gen sowie Vorführungen der Spanischen 
Hofreitschule zu verstehen. Werden in Ver­
bindung mit Theater-, Musik- und Gesangs­
aufführungen auch Leistungen anderer Art 
erbracht, so müssen diese von so unter­
geordneter Bedeutung sein, daß dadurch 
der Charakter der Veranstaltung als Thea­
ter-, Musik- und Gesangsaufführung nicht 
beeinträchtigt wird. Nicht begünstigt sind 
daher zum Beispiel gesangliche, kabaretti­
stische oder tänzerische Darbietungen im 
Rahmen einer Tanzbelustigung, einer sport­
lichen Veranstaltung oder zur Unterhal­
tung der Besucher von Gaststätten. Zu den 
Leistungen aus der Tätigkeit als Schausteller 
gehören Belustigungsgeschäfte aller Art, wie 
Ringelspiele, Schaukeln, Schießbuden, 
Geschicklichkeitsspiele und dergleichen, 
wobei es gleichgültig ist, ob es sich um 
seßhafte oder nicht seßhafte Schausteller 
handelt. Hilfsgeschäfte der Schausteller 
(zum Beispiel Verkauf von Betriebseinrich­
tungen) sind nicht begünstigt. Eine Begün­
stigung in dieser umfassenden Weise war 
deshalb notwendig, um nicht innerhalb des 
Kulturbereiches Wettbewerbsverzerrungen 
zu schaffen. Ausgenommen von der Begün­
stigung sind jedoch grundsätzlich Leistun­
gen, die mit den begünstigten Leistungen 
in keinem unmittelbaren Zusammenhang 
stehen (zum Beispiel Buffetbetrieb bei 
Theatern und Museen); 

k) die Personenbeförderung mit Verkehrsmit­
teln aller Art, wozu auch Seilbahnen, Ses­
sellifte und Schilifte und dergleichen gehö­
ren. Unter die Begünstigung fallen auch die 
unmittelbar mit der Personenbeförderung 
in Zusammenhang stehenden Nebenleistun­
gen (zum Beispiel Reisegepäck); 

1) die im eigenen Namen und für fremde 
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise­
und Theaterkartenbüros. Diese Begünsti­
gung erklärt'sich daraus, daß die typischen 
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Leistungen der Reise- und Kartenbüros in 
der Besorgung von Leistungen bestehen, die 
fast ausschließlich dem ermäßigten Steuer­
satz unterliegen (Beherbergung samt Ver­
pflegung, Personenbeförderung, Theater­
besuche). Das Auftreten im eigenen Namen 
bei Besorgung dieser Leistungen hätte zur 
Folge, daß die Reise- und Theaterkarten­
büros auf ihre Leistungen den Normal­
steuersatz anwenden müßten, auch wenn 
die besorgten Leistungen dem ermäßigten 
Steuers atz unterliegen. Um dies zu' ver­
meiden, wurde die gegenständliche Begün­
stigung vorgesehen. 

Zu § 11 

Die ordnungsgemäße Durchführung des Vor­
steuerabzuges setzt voraus, daß bei Umsätzen 
an andere Unternehmer Rechnungen ausgestellt 
werden. Abs. 1 verpflichtet deshalb den Unter­
nehmer, der steuerpflichtige Lieferungen oder 
sonstige Leistungen an einen anderen Unterneh­
mer für dessen Unternehmen ausführt, auf Ver­
langen des Leistungsempfängers Rechnungen aus­
zustellen, in denen die Steuer gesondert ausge­
wiesen ist. Bei anderen steuerpflichtigen Umsät­
zen (Leistungen an Nichtunternehmer oder an 
Unternehmer für Zwecke außerhalb des Unter­
nehmens) soll der Unternehmer zwar berechtigt, 
nicht jedoch verpflichtet sein, Rechnungen mit 
gesondertem Steuerausweis zu erteilen. Abs. 1 
regelt weiters, welche Angaben eine Rechnung 
grundsätzlich zu enthalten hat. 

Diese Vorschrift enthält auch zivilrechtliche 
Bestimmungen. Der Leistungsempfänger wird 
durch Abs. 1 berechtigt, für steuerpflichtige Lie­
ferungen und sonstige Leistungen in der Rech­
nung die gesonderte Ausweisung der Steuer zu 
verlangen; bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 
500 S nicht übersteigt, ist dieser Vorschrift durch 
die Anführung des Steuersatzes entsprochen 
(Abs. 6 Z. 5). § 31 Abs. 2 sieht daher auch vor, 
daß bezüglich der zivilrechtlichen Bestimmungen 
des § 11 der Bundesminister für Justiz mit der 
Vollziehung betraut ist. 

Die Abs. 2 bis 5 legen fest, unter welchen Vor­
aussetzungen eine Urkunde als Rechnung gilt, 
und sehen ferner Erleichterungen hinsichtlich der 
nach Abs. 1 geforderten Angaben vor. 

Besondere Erleichterungen sind im Abs. 6 für 
Rechnungen über Kleinbeträge bis zu 500 S vor­
gesehen. Diese Erleichterungen bestehen darin, 
daß in den Rechnungen Name und Anschrift 
des Leistungsempfängers nicht angeführt werden 
muß und daß das Entgelt und der Steuerbetrag 
für die Lieferung oder sonstige Leistung unter 
Anführung des angewendeten Steuersatzes In 

einer Summe angegeben werden können. 

Durch den Hinweis auf § 129 der Bundes­
abgabenordnung wird klargestellt, daß durch 
diese Regelung im Umsatzsteuergesetz die Ver­
pflichtung für Unternehmer, die an andere 
gewerbliche Unternehmer Waren zur gewerb­
lichen Weiterveräußerung liefern (Großhändler), 
nicht berührt wird. 

Die Grenze von 500 S bezieht sich auf das 
Entgelt einschEe&lich des Steueroetra.ges (Ge­
samtibe'trag). 

Die Regelung, wonach der Unternehmer Rech­
nungsdurchschriften und Rechnungsabschriften 
aufzubewahren hat (Abs. 2 letzter Satz) gilt 
auch für Rechnungen, deren Gesamtbetrag 500 S 
nicht übersteigt (Kleinrechnungen). 

Die Abs. 7 und 8 regeln, unter welchen Vor­
aussetzungen Gutschriften als Rechnungen anzu­
erkennen sind, während die Abs. 9 bis 11 die 
Anerkennung von Fahrausweisen als Rechnun­
gen behandeln. 

Gutschriften, die im Geschäftsverkehr an die 
Stelle von Rechnungen treten, sind so wie Rech­
nungsdurchschriften oder Rechnungsabschriften 
aufzubewahren (Abs. 2 letzter Satz). 

Klarstellend wird bemerkt, daß als "Fahraus­
weise" im Sinne des Abs. 9 auch "Flugscheine" 
gelten. 

Weist ein Unternehmer in einer Rechnung für 
eine Lieferung oder sonstige Leistung einen 
Steuer betrag gesondert aus, den er nach diesem 
Bundesgesetz für diesen Umsatz nicht schuldet 
(z. B. Rechenfehler, irrtümliche Annahme einer 
Steuerpflicht für einen nicht, steuerbaren oder 
steuerfreien Umsatz), so schuldet er diesen Betrag 
nach Abs. 12 auf Grund der Rechnung, wenn er 
diese gegenüber dem Abnehmer der Lieferung 
oder dem Empfänger der sonstigen Leistung nicht 
entsprechend berichtigt. Eine solche Regelung ist 
erforderlich, weil der Abnehmer nach § 12 
berechtigt ist, die ihm gesondert in Rechnung 
gestellte Steuer als Vorsteuer abzuziehen. Rech­
nungen mit unrichtigem Steuerausweis können 
jedoch berichtigt werden. In diesen Fällen ist 
auch der Vorsteuerabzug zu berichtigen. 

Abs. 13 stellt klar, daß bei einer Entgeltsrriin­
derung der auf die Minderung des Entgelts ent­
fallende Steuerbetrag grundsätzlich auch dann 
nicht geschuldet wird, wenn eine Berichtigung der 
Rechnung nicht erfolgt. Eine Ausnahme gilt für 
die Entgeltsminderung durch den Abzug von 
Wechselvorzinsen. Hier erfordert ,He Minderung 
der Steuerschuld eine entsprechende Berichtigung 
der Rechnung, weil sonst der Leistungsempfänger 
seiner Pflicht zur Berichtigung des Vorsteuer­
abzuges nicht nachkommen 'kann. 

Abs. 14 soll Mißbräuche durch Ausstellung 
von Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis 
verhindern, wenn Umsätze überhaupt nicht aus-
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-geführt werden O'der der Rechnungsaussteller Bereiches für Zwecke des Unternehmens kein 
nicht Unternehmer ist. Die Bestimmung sieht Vorsteuerabzug geltend gemacht werden kann. 
vor, daß ein Rechnungsaussteller, der in einer Für den am häufigsten in Betracht kommenden 
Rechnung einen Steuerbetrag gesondert ausweist, Fall der Verwendung eines privaten Personen­
obwohl er eine Lieferung oder sonstige Leistung kraftwagens für Zwecke des Unternehmens 
nicht ausführt oder nicht Unternehmer ist, den! erscheint jede Härte dadurch beseitigt, daß § 13 
ausgewiesenen Betrag schuldet. Eine Berichti- Abs. 2 einen Vorsteuerabzug im Ausmaß von 
gungsmöglichkeit besteht hier nicht. 10 vom Hundert der Kilometergelder vorsieht, 

·Zu § 12 
welche als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

, in Anspruch genommen werden können. 

Der Vorsteuerabzug, der in dieser Vorschrift Die Regelung des Abs. 2 gilt sinngemäß auch 
geregelt wird, ist das wesentliche Merkmal der für die Einfuhr von Gegenständen. Es ist somit 
neuen Steuer. Durch ihn wird die Kumulation auch für eingeführte Gegenstände, die nicht über­
vermieden und erreicht, daß Verbrauchsgüter wiegend für Zwecke des Unternehmens bestimmt 
-' gleichgültig, wie oft sie umgesetzt werden und sind, der Vorsteuerabzug nicht zulässig. 
ob es sich um inländische oder ausländische Waren 
handelt - bei gleichem Steuersatz und gleichem 
Preis gleich belastet sind. Ein steuerlicher Anreiz 
zur Betriebskonzentration ist daher nicht mehr 
gegeben. Bei den steuerfreien Ausfuhren erfolgt 
durch den uneingeschränkten Vorsteuerabzug eine 
vollständige Entlastung von inländischer Umsatz-
steuer. 

Abs. 1 enthält die grundsätzlichen Bestimmun­
gen darüber, welche Unternehmer zum Vor­
steuerabzug berechtigt sind und unter welchen 
Voraussetzungen sie den Vorsteuerabzug vor­
nehmen können. Zum Vorsteuerabzug befähigen 
grundsätzlich alle von anderen Unternehmern 
gesondert in Rechnung gestellten Steuerbeträge 
- auf den Zeitpunkt der Zahlung kommt es 
nicht an - für bewirkte Lieferungen und son­
stige Leistungen an den Unternehmer sowie die 
<cntrichtete Einfuhrumsatzstleuer bei Einfuhren 
für sein Unternehmen. 

Abs. 2 bestimmt, daß Lieferungen oder son­
stige Leistungen als für das Unternehmen ausge­
-führt gelten, wenn sie. überwiegend für Zwecke 
des Unternehmens erfolgen. Im Zusammenhang 
mit der Errichtung oder Erhaltung von Gebäu­
den stehende Leistungen gelten insoweit als für 
das Unternehmen ausgeführt, als die Entgelte 
hiefür nach den einkommensteuerreChtlichen 
Vorschriften Betriebsausgaben oder Werbungs­
kosten sind. Durch diese Regelung soll verhin­
dert werden, daß für Leistungen, welche nicht 
überwiegend Zwecken des Unternehmens dienen, 
der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden 
kann. Die Geltendmachung des vollen Vorsteuer­
abzuges im Zeitpunkt der Anschaffung für Gegen­
stände, welche nicht überwiegend Zwecken des 
Unternehmens dienen, hätte zur Folge, daß die 
unternehmensfremde Nutzung in der Folge als 
Eigenverbrauch erfaßt und besteuert werden 
müßte. Die großen verwaltungsmäßigen Schwie­
rigkeiten, welche sowohl für die Finanzverwal­
tung als auch für die Abgabepflichtigen mit einer 
derartigen R,egelung verbunden wären, lassen es 
vertretbar ers.cheinen, daß für die gelegentliche 
-Verwendung von Gegenständen des privaten 

Der Unternehmer ist nach Abs. 3 insoweit 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, als er 
steuerfreie Umsätze tätigt. Diese Regelung ist 
notwendig, um zu vermeiden, daß bestunmte 
Unternehmergruppen, ohne selbst Steuern zahlen 
zu müssen, laufend die auf den früheren Stufen 
von anderen Unternehmern gezahlten Steuern 
erstattet erhalten. Lediglich in den Fällen des 
§ 6 Z. 1 bis 6 wird der Vorsteuerabzug zugestan­
den, um eine volle umsatzsteuerliche Entlastung 
zu erreichen. 

Soweit die Voraussetzungen für den Vorsteuer­
abzug nur teilweise erfüllt sind, sehen die Abs. 4 
und 5 eine entsprechende Auf teilung der Vor­
steuerbeträge vor. 

Abs. 4 sieht grundsätzlich eine Auf teilung der 
Vorsteuerbeträge nach Maßgabe ihrer Zurechen­
barkeit zu den Umsätzen vor, zu denen sie wirt­
schaftlich gehören. Aus Vereinfachungsgründen 
wird dem Unternehmer im Abs. 5 das Recht 
eingeräumt, entweder alle Vorsteuerbeträge oder 
nur jene Vorsteuerbeträge, welche steuerfreien 
oder steuerpflichtigen Umsätzen nicht ausschließ­
lich zugerechnet werden können, nach dem Ver­
hältnis der zum Ausschluß vom Vorsteuerabzug 
führenden Umsätze zu den übrigen Umsätzen 
in nicht abziehbare und in abziehbare Vorsteuer­
beträge aufzuteilen. Durch die Bestimmung des 
Abs. 6 soll verhindert werden, daß die Auf teilung 
nach Abs. 5 zu einem ungerechtfertigten Steuer­
vorteil führt. 

Nach Abs. 7 kann zur weiteren Verbesserung 
des Vorsteuerabzuges in Mischfällen ein Unter­
nehmensteil, der als selbständig geführter Betrieb 
anzusehen ist, für die Ermittlung der abziehbaren 
Vorsteuerbeträge wie ein selbständiges Unter­
nehmen behandelt werden. 

Die Träger der Sozialversicherung und des 
öffentlichen Fürsorgewesens leisten vielfach nach­
träglich einen Kostenersatz an Versicherte oder 
Hilfeempfänger. Die Rechnungen lauten in diesen 
Fällen auf die Namen der Versicherten oder 
Hilfeempfänger. Abs. 8 sieht vor, daß auch die in 
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derartigen Rechnungen auSgewiesenen Steuer­
beträge vom Träger der Sozialversicherung oder 
des öffentlichen Fürsorgewesens als Vorsteuer 
abziehbar sind, soweit sie auf den dem Rech­
nungsempfänger gewährten Kostenersatz entfal­
len. 

Die Abs. 10 bis 12 sehen eine Berichtigung des 
Vorsteuerabzuges für jene Fälle vor, in denen 
sich nachträglich die Voraussetzungen für den 
Vorsteuerabzug ändern. Durch diese Vorschrift 
sollen einerseits ungerechtfertigte Steuervorteile 
oder Steuerumgehungen, die durch eine nach­
trägliche Anderung des Verwendungszweckes 
ermöglicht werden, hintangehalten werden, ande­
rerseits sollen aber auch steuerliche Nachteile für 
den Unternehmer aus einer solchen nachträg­
lichen Anderung der Verwendung von Gegen­
ständen vermieden werden. 

Zu § 13 ' 

Zu den abzugsfähigen Vorsteuern gehören 
auch die in den Rechnungen über betrieblich 
veranlaßte Reisen des Unternehmers oder seiner 
Arbeitnehmer ausgewiesenen Vorsteuern. Aus 
Vereinfachungsgründen sehen die Abs. 1 bis 3 
sowie 5 und 6 vor, daß die abziehbare Vor­
steuer für derartige Reisen aus den nach den 
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften für die 
Gewinnermittlung bzw. für Zwecke der Lohn­
steuererhebung festgesetzten Pauschbeträgen 
errechnet werden kann. 

Nach Abs. 4 ist auch dann, wenn die tat­
sächlichen Reiseaufwendungen: nachgewiesen wer­
den, nur jener Vorsteuerbetrag abziehbar, der 
auf die nach den einkommensteuerrechtlichen 
Vorschriften um die Haushaltsersparnis gekürz­
ten Aufwendungen entfällt. Die Vorsduift sieht 
ferner eine Erleichterung in der Richtung vor, 
daß die Rechnungen über die Reiseaufwendungen 
a:uch auf den Namen der Person l'<l.uten können, 
von der die Reise ausgeführt worden ist. 

Zu § 14 

Durch diese Bestimmung wird der Bundes­
minister für Finanzen nach Maßgabe der Abs. 1 
bis 3 ermächtigt, mit Verordnung Durchschnitts­
sätze für die Ermittlung der abziehbaren Vor­
steuerbeträge für Gruppen von Unternehmern 
aufzustellen. Abs. 4 bestimmt die Frist für die 
Stellung des Antrages auf Besteuerung nach 
Durchschnittssätzen. Die Vorschrift regelt außer­
dem, wie lange der Unternehmer an die Besteue­
rung nach Durchschnittssätzen gebunden ist und 
unter welcher Voraussetzung der Antrag wider­
rufen werden kann. Zur Vermeidung von Miß­
bräuchen ist vorgesehen, daß ein Unternehmer 
die erneute Besteuerung nach Durchschnittssätzen 
frühestens nach Ablauf von fünf Kalenderjahren 
seit der letzten Durchschnittsbesteuerung erlan­
gen kann. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift sieht E~leichterungen bei der 
Auf teilung der Vorsteuerbeträge nam § 12 Abs. 5 
vor. 

Bewirkt ein Unternehmer steuerfreie Umsatze 
von Geldforderungen (z. B. von Wemsein) und 
vereinnahmt er damit zugleich das Entgelt für 
einen anderen zum Vorsteuerabzug berechtigen­
den Umsatz (z. B. eine Warenlieferung), braucht 
er nach Abs. 1 diese Umsätze von Geldforderun­
gen bei der Auf teilung der Vorsteuerbeträge im 
Sinne des § 12 Abs. 5 in deli Umsatzsmlüssel 
nicht einzubeziehen. Diese Erleichterung ist des­
halb vertretbar, weil derartigen steuerfreien 
Umsätzen bei Unternehmern, bei denen diese 
Umsätze nicht den eigentlichen: Gegenstand des 
Unternehmens bilden, keine oder nur ganz 
geringfügige Vorsteuerbeträge zuzurechnen sind. 
Es wäre deshalb ungerechtfertigt, wenn die 
erwähnten steuerfreien Umsätze bei der Ermitt­
lung der Vorsteuerbeträge nam § 12 Abs. 5 
zum Ausschluß von Vorsteuern führen würden. 
Bei der Aufteilung der Vorsteuerbeträge nach 
§ 12 Abs. 5 Z. 2 sollen nur jene Vorsteuerbeträge 
nimt abziehbar sein, die den Umsätzen von Geld­
forderungen ausschließlim zuzuremnen sind. 

A~s den gleichen Erwägungen ist die Erleich­
terung nach Abs. 1 für die nach § 6 Z. 8 steuer­
freien verzinslimen Einlagen bei Kreditinstituten 
sowie Lieferungen von gesetzlimen Zahlungs­
mitteln und inländischen amtlichen Wertzeimen 
vorgesehen, wenn diese Umsätze nur als Hilfs­
gesmäfte, getätigt werden (Abs. 2). Als Hilfs­
geschäfte gelten alle Geschäfte, die, ohne den 
eigentlichen Gegenstand des Unternehmens zu 
bilden, in seinem Gefolge vorkommen. 

Gemäß Abs. 3 gilt die Erleichterung nach 
Abs. 1 bei der Auf teilung der Vorsteuerbeträge 
nach § 12 Abs. 5 Z. 2 auch für steuerfreie 
Umsätze im Sinne des § 6 Z. 9 lit. a (Lieferungen 
von Grundstücken), wenn sie vom Unternehmer 
nur als Hilfsgeschäfte bewirkt werden. 

Zu § 16 

Die Vorschrift betrifft Anderungen der Bemes­
sungsgrundlagen. Ihr Grundgedanke ist dem bis­
herigen Recht entnommen. 

Die Abs. 1 und 3' regeln, daß hei Xnderungen 
der Bemessungsgrundlage für Lieferungen, son­
stige Leistungen oder den Eigep.verbrauch sowie 
bei uneinbringlim gewordenen Entgelten einer­
seits der vom Unternehmer für den Umsatz 
geschuldete Steuerbetrag, andererseits aber auch 
der vom Abnehmer vorgenommene Vorsteuer-
abzug zu berimtigen sind. _ 

Die Vorschrift des Abs. 2 hat Bedeutung für 
sogenannte Zentralregulierungsgesmäfte, bei 
denen in den Abremnungsverkehr zwischen 
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inländischen Lieferern und inländischen Abneh­
mern ein Dritter (z. B. eine Zentralregulierungs­
genossenschaft) in der Weise eingeschaltet ist, 
daß er für die Abnehmer die Zahlungsabwick­
lung vornimmt. Der Zentralregulierer nimmt 
dabei regelmäßig Zahlungsabzüge vor, die zu 
einer Entgeltsminderung führen. Die dadurch 
erforderliche Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
bei den Abnehmern stößt auf erhebliche prak­
tische Schwierigkeiten. Um diese Schwierigkeiten 
zu beseitigen, wird bestimmt, daß die Berichti­
gung des Vorsteuerabzuges unterbleiben kann, 
wenn der auf die Entgeltsminderung entfallende 
Vorsteuerbetrag von dem dritten Unternehmer 
- dem Zentralregulierer - als Steuer abge­
führt wird. Der dritte Unternehmer hat in die­
sen Fällen die auf die Entgeltsminderungentfal­
lende Steuer für den Veranlagungszeitraum zu 
entrichten, in dem die Minderung des Entgeltes 
eingetreten ist. 

Abs. 4 regelt die Berichtigung des Vorsteuer­
abzuges, wenn die abgezogene Einfuhrumsatz­
steuer nachträglich herabgesetzt, erlassen oder 
erstattet worden ist. 

Aus Vereinfachungsgründen ist eine Verpflich­
tung zur Belegerteilung bei Entgeltsänderungen 
nur in jenen Fällen vorgesehen, in denen' Ent­
gelte für unterschiedlich besteuerte Lieferungen 
oder sonstige Leistungen eines bestimmten Zeit­
abschnittes gemeinsam geändert werden, z. B. 
bei Jahresrückvergütungen (Abs. 5). 

Zu § 17 

Diese Vorschrift sieht für die in den Abs. 1 
und 2 bezeichneten Unternehmer vor, daß sie 
die Steuer nach vereinnahmten Entgelten berech­
nen (Istbesteuerung). 

Unternehmer, welche Einkünfte aus selbstän­
diger Arbeit im Sinne der einkommensteuerrecht­
lichen Vorschriften erzielen, haben die Steuer 
für die Umsätze aus dieser Tätigkeit nach den 
vereinnahmten Entgelten zu berechnen. Diese 
Regelung soll Härten vermeiden, die sich für die 
genannten Unternehmer aus der Sollbesteuerung 
ergeben könnteIll. Aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung sieht die Vorschrift ferner für 
Unternehmer, welche Gas-, Wasser-, Elektrizi­
täts- oder Heizwerke betreiben, bezüglich jener 
Umsätze, die mit dem Betrieb von solchen Wer­
ken regelmäßig verbunden sind, ebenfalls zwin­
gend die Besteuerung nach vereinnahmten Ent­
gelten vor. Die Besteuerung nach dem Sol1-
system würde bei diesen Unternelhmern im Hin­
blick auf die vielfach vorliegenden Dauerver­
träge zu Schwierigkeiten bei Feststellung der in 
den einzelnen Kalendermonaten ausgeführten 
Leistungen führen. Um möglichen Schwierigkei­
ten, die auch bei der Besteuerung nach verein­
nahmten Entgelten auftreten könnten, zu begeg-

nen, wird bei diesen Unternehmern unterstellt, 
daß das Entgelt mit der Rechnungslegung ver­
einnahmt und die Leistung ausgeführt ist. 

Nach Abs. 2 kann das Finanzamt auf Antrag 
gestatten, daß ein Unternehmer, dessen Gesamt­
umsatz in einem der beiden vorangegangenen 
Kalenderjahre nicht mehr als 500.000 S betragen 
hat, die Steuer nach vereinnahmten Entgelten 
berechnet. Diese Bewilligung erlischt, wenn der 
Gesamtumsatz in zwei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren 500.000 S übersteigt, mit Ablauf 
dieses Zeitraumes (Abs. 3). 

Abs. 4 sieht vor, daß der übergang von der 
SoUbesteuerung zu der Istbesteuemmg nach 
Abs.2 nur unter der Auflage zu gestatten ist, daß 
der Unternehmer die für spätere Umsätze bereits 
vereinnahmten Entgelte zum nächsten' Fällig­
keitszeitpunkt versteuert. Dadurch wird verhin­
dert, daß Anzahlungen unJbesteuert bleiben. 
Umgekehrt hat der Unternehmer beim über­
gang von der IstJbesteueruilig zur Sol1besteue­
rung bereits früher bewirkte Umsätze, für die ein 
Entgelt noch nicht vereinnahmt wurde, zum 
nächsten Fälligkeitszeitpunkt zu versteuern. Der 
Wechsel der Besteuerungsart soll nur zum Beginn 
eines Kalenderjahres zulässig sein. 

Abs. 5 regelt den Begriff des Gesamtumsatzes. 

Ahs. 6 steillt klar, diaß bei ,der IstJbesteuerung 
an die Stelle der Entgelte für die ausgeführten 
Lieferungen und sonstigen Leistungen die ver­
einnahmten Entgelte' zu treten haben. 

Auf Geschäftsveräußerungen im ganzen sollen 
die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 keine An­
wendung finden. 

Zu § 18 

Diese Vorschrift regelt die Aufzeichnungs­
pflichten des Unternehmers und den buchmäßi­
gen Nachweis. 

Die Aufzeichnungspflichten beziehen sich nicht 
nur - wie im bisherigen Recht - auf die Auf­
zeichnung der Bemessungsgrundlage für die Lie­
ferungen, sonstigen Leistungen und den Eigen­
verbrauch (Abs. 2 Z. 1 und 2), sondern auch auf 
die Aufzeichnung der nach § 11 Abs. 12 und 14 
sowie nach § 16 Abs. 2 geschuldeten Steuer­
beträge (Abs. 2 Z. 3). Dem Wesen der Mehr­
wertsteuer entsprechend mußten die Aufzeich­
nungspflichten weiters auf die Aufzeichnung der 
Entgelte für steuerpflichtige Vorumsätzeund der 
zu diesen Vorumsätzen gehörenden Vorsteuer­
beträge (Abs. 2 Z. 4) sowie auf die Aufzeichnung 
der Einfuhrvorgänge und der für die Einfuhr 
eines Gegenstandes entrichteten Einfuhrumsatz­
steuer ausgedehnt werden (Abs. 2 Z. 5). 

Da die Umsatzsteuer nicht mehr Zum Entgelt 
für Lieferungen und sonstige Leistungen zählt 
(siehe Begründung zu § 4 Abs. 11), sieht Abs. 3 
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vor, daß der Unternehmer Entgelt und Steuer­
betrag auch in einer Summe aufzeichnen kann; 
spätestens am Schluß eines Kalendermonates 
allerdings hat der Unternehmer die Summe der 
Entgelte zur Feststellung der Steuer aus diesen 
Bruttosummen zu errechnen und entsprechend 
;aufzuzeichnen. 

Die gleiche Regelung sieht Abs. 4 auch für die 
Vorumsätze vor. Die Trennung in Entgelt und 
Steuer, welche im Regelfall die nach § 12 abzieh­
bare Vorsteuer bilden wird, hat der Unter­
nehmer spätestens am Schluß eines Kalender­
monates vorzunehmen und die ermittelten Be­
-träge entsprechend aufzuzeichnen. Eine Aufzeich­
nungsverpflichtung nach Abs. 2 Z. 4 und 5 kann 
zur Gänze entfallen, wenn der Unternehmer zum 
Vorsteuerabzug nicht berechtigt ist (§ 12 Abs. 3). 

Abs. 5 bestimmt, daß der Unternehmer in den 
:Fällen des § 12 Abs. 4 jene Vorsteuerbeträge 
leicht nachprüfbar aufzuzeichnen hat, welche den 
zum Vor,steuerabzug berechtigenden Umsätzen 
ganz oder teilweise zuzurechnen sinid. Diese ge­
trennte Aukeidtnung ist zur Feststellung der 
albziehbaren Vorsteuerbeträge erforderlich. 

Soweit dem Unternehmer gestattet wird, daß 
ein in der Gliederung des Unternehmens geson­
dert geführter Betrieb wie ein selbständiges 
Unternehmen behandelt wird (§ 12 Abs. 7), 
sieht Abs. 6 vor, daß die Aufzeichnungspflichten 
der Abs. 1 bis 7 für jeden Betrieb gesondert zu 
erfüllen sind. In den Fällen, in denen es wegen 
Umwidmung in der Verwendung eines Gegen­
standes nach § 12 Abs. 10 und 11 zu einer 
-Berichtigung des Vorsteuerabzuges kommt, hat 
der Unternehmer weiters die Berechnungsgrund­
lagen für den Ausgleich aufzuzeichnen. 

Für jene Unternehmer, denen eine Trennung 
der Entgelte nach Steuersätzen im Sinne des 
Abs. 2 Z. 1 und Abs. 3 nicht zugemutet werden 
kann, sieht Abs. 7 Erleichterungen vor. Das 
Finanzamt kann solchen Unternehmern über 
Antrag gestatten, die Trennung der Entgelte 
nach Steuersätzen unter Berücksichtigung des 
Wareneinganges vorzunehmen. 

Eine solche Trennung der Entgelte auf Grund 
des Wareneinganges kann nur im nachhinein 
erfolgen. Sie ist für jeden Voranmeldungszeit­
raum vorzunehmen. Die Trennung der Entgelte 
auf Grund des Wareneinganges hat, dem Wesen 
der Umsatzsteuer entsprechend, bei der stets die 
Verhältnisse innerhalb eines Veranlagungszeit­
raumes zu berücksichtigen sind, in der Steuer­
erklärung für den Veranlagungszeitraum endgül­
tig zu erfolgen. Die Auf teilung hat keine Be­
stände zu berücksichtigen und darf zu keinem 
Ergebnis führen, das wesentlich von dem Ergeb­
nis einer Aufzeichnung der Entgelte, getrennt 
nach Steuersätzen, abweicht. 

Die Vorschrift des Abs. 8 entspricht der bis­
herigen Regelung im § 5 Abs. 10 des Umsatz­
steuergesetzes 1959. Sie hat weitgehend nur mehr 
im Zusammenhang mit der Ausfuhr im weitesten 
Sinne Bedeutung (§§ 7 bis 9). 

Im Hinblick auf die Bestimmungen des § 17 
A!bs. 6, wonach bei ,der IstJbesteuerung an die 
Stelle der Entgelte für die ausgeführten Lieferun­
gen und sonstigen Leistungen die vereinnahmten 
Entgelte treten, war für die Besteuerung nach 
vereinnahmten Entgelten eine besondere Rege­
lung der Aufzeichnungspflichten nicht erforder­
lich. 

Zu § 19 

Die Bestimmungen über den Steuerschuldner 
(Abs. 1) wurden aus dem bisherigen Recht über­
nommen. 

Die Abs. 2 bis 5 beinhalten die Regelung über 
den Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld. 
Hinsichtlich der Entstehung der Steuerschuld für 
LIeferungen und sonstige Leistungen entspricht 
die Regelung im wesentlichen derjenigen des § 4 
Abs. 2 lit. c der Bundesabgabenordnung. Neu ist 
die Bestimmung, daß sich der Zeitpunkt der 
Entste!hung der Steuerschuld bei der Sollbesteue­
rung um einen Monat verschiebt, wenn die Rech­
nungsausstellung erst nach Ablauf des Kalender­
monates erfolgt, in dem die Lieferung oder son­
stige Leistung erbracht worden ist. Diese Rege­
lung trägt der Tatsache Rechnung, daß in vielen 
Fällen die Rechnung nicht in dem Monat ausge­
stellt werden kann, in dem die Lieferung oder 
sonstige Leistung ausgeführt worden ist. Insbe­
sondere bei El'lbringung der Leistung in den 
letzten Tagen eines Kalendermonates wird die 
Ausstellung der Rechnung innerhalb desselben 
Voranmeldungszeitraumes oft nicht möglich sein. 
Die Verschiebung des Zeitpunktes der Entste­
hung der Steuerschuld um einen Monat setzt 
die Unternehmer in die Lage, die Entrichtung 
der Vorauszahlungen exakt vorzunehmen. 

Weitere Regelungen beziehen sich auf die Ent­
stehung der Steuerschuld im Falle der Einzel­
besteuerung an der Grenze, beim Eigenverbrauch 
und in den Fällen unberechtigter Erteilung von 
Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis. 

Die Regelung über die Entstehung der Steuer­
schuld bei der Einfuhrumsatzsteuer enthält § 23. 

Zu § 20 

Die Bestimmungen über den Veranlagungs­
zeitraum und die Einzelbesteuerung wurden 
unter Anpassung an die Besonderheiten der 
Mehrwertsteuer aus dem bisherigen Recht über­
nommen. 

Die Abs. 1 und 2 betreffen die Berechnung der 
Steuer für Lieferungen, sonstige Leistungen und 
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den Eigenverbrauch eines Veranlagungszeitrau­
mes (Kalenderjahr) und enthalten auch die Rege­
lung, welche nach § 12 abziehbaren Vorsteuer­
beträge in dem jeweiligen Veranlagungszeitraum 
abgesetzt werden können. Abziehbar sind Vor­
steuerbeträge erst dann, wenn sowohl die Um­
sätze an den Unternehmer ausgefüh~t als auch 
die entsprechenden Umsatzsteuerbeträge an ihn 
in Rechnung gestellt worden sind. Dementspre­
chend könnte auch die Einfuhrumsatzsteuer vom 
Unternehmer erst dann abgezogen werden, wenn 
sie entrichtet worden ist und die Gegenstände 
für sein Unternehmen eingeführt worden sind. 
Urh jedoch eine zeitlich frühere Geltendmachung 
der ,abziehbaren Einfuhrumsatzsteuerbe~räg,e zu 
ermöglichen, ist vorgesehen, daß die abziehbare 
Einfuhrumsatzsteuer als in jenen Veranlagungs~ 
zeitraum fallend anzusehen ist, der dem Kalen­
dermonat vorangeht, in dem sie entrichtet wurde. 

Abs. 3 regelt die Fälle, in denen ,der Steuer­
berechnung ein kürzerer Zeitabschnitt als das 
Kalenderjahr zugrunde zu legen ist. 

Abs. 4 enthält die Bestimmungen über die 
Einzelbesteuerung bei Beförderung ,von Personen 
im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr 
mit nicht im Inland zugelassenen Kraftfahrzeugen 
und Anhängern. Nach Abs. 5 bleibt es dem 
Beförderungsunternehmer unbeschadet der Be­
stimmung des Abs. 4 unbenommen; die mit den 
einzelbesteuerten Umsätzen zusammenhängenden 
Vorsteuern nach Maßgabe des § 12 beim zustän­
digen Finanzamt bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Frist für die Einreichung der Steuererklärung 
geltend zu machen, wobei er in der Voran­
meldung (Steuererklärung) auf qie erfolgte 
Einzelbesteuerung hinzuweisen hat. Für Umsätze, 
die bereits der Einzelbesteuerung unterzogen 
wurden, ist eine Steuer nicht mehr festzusetzen. 

Abs. 6 bestimmt, daß für die Berechnung der 
Einfuhrumsatzsteuer die Sondervorschrift des 
§ 22 Abs. 2 gilt. 

Zu § 21 

Die Bestimmungen über die Voranmeldung, 
Vorauszahlung und Veranlagung entsprechen nur 
teilweise dem bisherigen Recht. Die Anpassung 
an das Mehrwertsteuersystem (Umsatzsteuer mit 
Vorsteuerabzug) erfordert vor allem die Ein­
führung einer allgemeinen Voranmeldungsver­
pflichtung und die Umstellung auf die SoU­
besteuerung als Regelfall. 

Die Abs. 1 bis 3 enthalten die Bestimmungen 
bezüglich der Voranmeldungen und Vorauszah­
.lungen. Abweichend vom bisherigen Recht hat 
die Abgabe der Voranmeldung bzw. die Ent-

, richtung der Vorauszahlung binnen vierzig Tagen 
nach Ablauf eines Kalendermonates (Voranmel­
dungszeitraum) zu erfolgen. 

Der letzte Satz des Abs. 1 sieht ferner vor, 
daß die Verpflichtung zur Abgabe von Vor­
anmeldungen entfällt, solange innerhalb eines 
Veranlagungszeitraumes ein überschuß zugunsten 
des Unternehmers besteht. Der Unternehmer soll 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung nicht 
gezwungen werden, oft nur geringe überschüsse 
monatlich geltend zu machen. Der Unternehmer 
ist jedoch berechtigt, auch im Falle eines über­
schusses monatliche Voranmeldungen abzugeben, 
um so früher in den' Genuß von Gutschriften zu 
kommen. 

Abs. 2 bestimmt die Voraussetzungen, unter 
welchen an die Stelle des Kalendermonates das 
Kalendervierteljahr als Voranmeldungszeitraum 
tritt. 

Abs. 3 entspricht im wesentlichen dem bishe­
rigen Recht. 

Die Abs. 4 und 5 enthalten Bestimmungen über 
die Pflicht des Unternehmers zur Abgabe einer 
Umsatzsteuererklärung sowie über die Veran­
lagung zur Umsatzsteuer. Abgesehen von der 
notwendigen Anpassung an das Mehrwertsteuer­
system entsprechen' diese Bestimmungen im 
wesentlichen dem bisherigen Recht. 

In den Abs. 6 bis 8 ist aus Gründen . der 
Verwaltungsvereinfachung eine Begünstigung für 
Kleinunternehmer vorgesehen. Auf Grund dieser 
Bestimml!ngen entfällt für Unternehmer, deren 
Umsätze im Veranlagungszeitraum 24.000 S nicht 
übersteigen (Freigrenze), die Verpflichtung zur 
Abgabe der Steuererklärung und zur Entrichtung 
der Steuer. Um ungerechtfertigte Erstattungen 
zu vermeiden, steht diesen Unternehmern das 
Recht des Vorsteuerabz~ges nicht zu. Für die 
Einfuhrumsatzsteuer und für die Einzelbesteue­
rung nach § 20 Abs. 4 findet die Freigrenze keine 
Anwendung. Nach Abs. 8 kann der' Unter­
nehmer durch eine schriftliche Erklärung auf die 
Inanspruchnahme der Freigrenze verzichten und 
seine Umsätze den allgemeinen gesetzlichen Vor­
schriften unterwerfen, doch bindet ihn dieser 
Verzicht minde,stens für fünf Kalenderjahre. 

Der Abs. 9 regelt das Verfahren bei, der 
Einzelbesteuerung in den Fällen des § 20 Abs. 4, 
und zwar in Anlehnung an das bisherige Beför­
derungssteuerrech t. 

Zu § 22 

Nichtbuchführungspflichtigen Land- und Forst­
wirten soll durch die Regelung des § 22 die 
Erfüllung der umsatzsteuerlichen Verpflichtungen 
erleichtert werden. Für solche Unternehmer, die 
Umsätze im Rahmen eines land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebes ausführen, wird die Steuer 
pauschal mit 6 vom Hundert der Bemessungs­
grundlage festgesetzt. Die diesen Umsätzen zuzu~ 
rechnenden Vorsteuerbeträge werden in gleicher 
Höhe festgesetzt. Im Hinblick darauf, daß die 
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Steuer für die eigenen Umsätze und die abzieh­
baren Vorsteuern in gleicher Höhe festgesetzt 
sind, entsteht für nichtbuchführungspflichtige 
Land- und Forstwirte weder eine Zahllast noch 
ein Vorsteuerüberschuß. In diesen Fällen kann 
daher die Ermittlung der Steuer und ihrer 
Berechnungsgrundlagen unterbleiben. Diese Art 
der Besteuerung ist für den Bereich der Land­
und Forstwirtschaft deshalb vertretbar, weil 
hier die Umsätze regelmäßig dem er mäßigten 
Steuersatz des § 10 Abs. 2 unterliegen, während 
die Vorumsätze zum überwiegenden Teil mit 
dem normalen Steuers atz des § 10 Abs. 1 zu 
versteuern sind. Unter Bedachtnahme auf die 
mit Umsatzsteuer nicht belastete Wertschöpfung 
der Land- und Forstwirtschaft sowie mit Rück­
sicht darauf, daß ein Teil der Vorumsätze eben­
falls bloß dem erm~ßigten Steuersatz unterliegt 
(insbesondere lebende Tiere, Pflanzen, Saatgut, 
Futtermittelzubereitungen, Energie, natürliche 
Düngemittel) ergibt sich ein Durchschnittssatz 
von 6 vom Hundert, der weder zu einer Begün­
stigung noch zu einer Mehrbelastung der Land­
und Forstwirtschaft führen dürfte. 

Der Durchschnittssatz gilt für Umsätze, die 
im Rahmen von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben, einschließlich von Nebenbetrieben, 
ausgeführt werden. Er erstreckt sich auch auf die 
nach § 6 Z. 1 bis 3 steuerfreien Umsätze 
(Abs. 1, 3 und 4). 

Für die im Rahmen eines land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebes ausgeführten Lieferungen 
und den Eigenverbrauch der in der Anlage zu 
§ 10 nicht angeführten Getränke und alkoholi­
schen Flüssigkeiten ist eine zusätzliche Steuer 
von 10 vom Hundert der Bemessungsgrundlage 
zu entrichten. Diese zusätzliche Besteuerung ist 
notwendig, da ansonsten im Falle des Verkaufes 
derartiger Getränke an Letztverbraucher erheb­
liche Wetdbewerbsverzerrun-gen ,auftreten wür­
den. Für diese zusätzliche Steuer gelten die 
allgemeinen Vorschriften dieses Gesetzes mit der 
Einschränkung sinngemäß, daß ein weiterer Vor­
steuerabzug entfällt (Abs. 2). 

Der Land- und Forstwirt ist nach Maßgabe 
des § 11 berechtigt, über die im Rahmen des 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausge­
führten Umsätze Rechnungen auszustellen und 
die Steuer gesondert auszuweisen. Die Steuer ist 
hiebei mit dem Durchschnittssteuersatz von 
6 vom Hundert zu berechnen. Für die Lieferun­
gen der im Abs. 2 bezeichneten Getränke kann 
daher die Steuer mit 16 vom Hundert des 
Entgeltes ausgewiesen werden. 

Abs. 5 sieht vor, daß der land- und forstwirt­
schaftliche Betrieb als gesondert geführter Be­
trieb im Sinne des § 12 Abs. 7 zu behandeln ist, 
wenn der Unternehmer neben den im .Albs. 1 
angeführten Umsätzen auch andere Umsätze 
ausführt. 

Jeder Land- und Forstwirt hat das Recht, zu 
verlangen, daß die Besteuerung seiner Umsätze 
nicht nach Durchschnittssätzen, sondern nach 
den allgemeinen Vorschriften dieses Gesetzes 
erfolgt. Eine diesbezügliche Erklärung hat späte­
stens bis zum zehnten Tag nach Ablauf eines 
Kalenderjahres dem Finanzamt gegenüber zu 
erfolgen. Sie bindet den Unternehmer für min­
destens fünf Jahre. 

Zu § 23 

Die Bestimmungen des Abs. 1 über die An­
gaben, die in einer Warenerklärung zu machen 
sind, entsprechen im wesentlichen dem bisherigen 
Recht (§ 15 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz 1959). 

Abs. 2 sieht für die Einfuhrumsatzsteuer 
grundsätzlich die sinngemäße Anwendung der 
Rechtsvorschriften für Zölle vor. Eine Ausnahme 
ist nur in den Fällen des § 43 des Zollgesetzes 
1955 (ausländische Rückwaren) vorgesehen, und 
zwar insoweit, als der Antragsteller hinsichtlich 
des wieder auszuführenden Gegenstandes nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

Mit Rücksicht darauf, daß die zollgesetzlichen 
Bestimmungen sinngemäß auch auf die Einfuhr­
umsatzsteuer Anwendung finden,' gelten unter 
anderem auch die Befreiungsbestimmungen der 
§§ 30 bis 40 Zollgesetz 1955 für die Einfuhr­
umsatzsteuer. 

Die Bestimmung des Abs. 3 über die Zuständig­
keit der Zollämter für die Erhebung der Einfuhr­
umsatzsteuer entspricht dem bisherigen Recht. 

Zu § 24 

Die in den Abs. 1 bis 3 enthaltenen Sonder­
vorschriften für Straßenhändler entsprechen dem 
bisherigen Recht (§ 18 Umsatzsteuergesetz 1959). 

Im Abs. 4 ist aus Gründen der Sicherung des 
Abgabenanspruches eine Haftungsbestimmung 
für den Leistungsempfänger vorgesehen, wenn 
der Leistende im Inland weder einen Wohnsitz 
(Sitz) noch einen Aufenthalt oder eine Betriebs~ 
stätte hat. 

Zu § 25 

Diese Bestimmung enthält die allgemeinen 
übergangsvorschriften. 

Abs. 1 statuiert den Zeitpunkt des Inkraft­
tretens des Gesetzes. Auf die Schlußbemerkung 
(,siehe Seite 44) wil'ld in diesem Zus1ammen:hang 
hing,ewiesen. 

Abs. 2 regelt, daß die Bestimmungen dieses 
Gesetzes ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der 
vertraglichen Vereinbarung oder der Vereinnah­
mung des Entgeltes auf die Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und den Eigenverbrauch anzuwenden 
sind, die der Unternehmer nach dem 31. Dezem­
ber 1972 ausgeführt hat. Dies bedeutet unter 
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anderem auch, daß ein Unternehmer, der seine 
Umsatzsteuer sowohl vor als auch nach dem 
übergangsstichtag nach den vereinnahmten Ent­
gelten berechnet, alle bereits versteuerten Vor­
auszahlungen (Anzahlungen) für Leistungen, die 
erst nach dem 31. Dezember 1972 bewirkt wer­
den, der Mehrwertsteuer unterwerfen muß. Die 
Mehrwertsteuerschuld für diese Vorauszahlungen 
(Anzahlungen) entsteht mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 

Abs. 3 sieht mit Rücksicht darauf, daß es 
Unternehmern, die Gas-, Wasser-, Elektrizitäts­
oder Heizwerke betreiben, praktisch unmöglich 
ist, sämtliche Ablesungen zum 31. Dezember 1972 
vorzunehmen, eine übergangsregelung dahin­
gehend vor, daß Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und 
Wärmelieferungen als nach dem 31. Dezember 
1972 bewirkt gelten, wenn der letzte Ablese­
zeitpunkt im Kalenderjahr 1972 nicht vor dem 
1. November dieses Jahres liegt. 

Abs. 4 enthält die Regelung, ab welchem 
Zeitpunkt auf Einfuhren die Bestimmungen über 
die Einfuhrumsatzsteuer anzuwenden sind. 

Die Sonderregelung des Abs. 5 erklärt sich 
aus der Besteuerung des Selbstverbrauches in der 
Zeit vom 1. Jänner 1973 bis 31. Dezember 1977. 

Abs. 6 gibt dem Unternehmer bei Umsätzen, 
die der neuen Steuer unterliegen, das Recht, die 
nach den bisherigen Vorschriften entrichtete 
Steuer für vereinnahmte Vorauszahlungen (An­
zahlungen) von der für den ersten Veranlagungs­
zeitraum nach dem übergang geschuldeten Mehr­
wertsteuer in Abzug zu bringen. 

Abs. 7 enthält eine übergangsregelung für 
Unternehmer, die ihre Umsätze bis zum 31. De­
zember 1972 nad! vereinnahmten Entgelten ver­
steuert haben, d~.hingehend, daß sie die am 
Schluß des Jahres 1972 für bereits bewirkte 
Umsätze noch nicht vereinnahmten Entgelte 
gleichzeitig mit den im Dezember 1972 verein­
nahmten Entgelten der' Besteuerung zu unter­
werfen haben. 

Zu § 26 

Auf die eingehende Begründung der über­
gangsregelung für das Vorratsvermögen im all­
gemeinen Teil wird Bezug genommen. 

Abs. 1 bestimmt, daß der Unternehmer für 
seine am Schluß des Kalenderjahres 1972 im 
Inland vorhandenen Gegenstände des Vorrats­
vermögens eine Entlastung nach Maßgabe der 
Entlastungssätze gemäß Abs. 2 und 3 beantragen 
kann. Der Entlastungsbetrag gilt als Vorsteuer. 
Da eine Entlastung nur für das Vorratsvermögen, 
nicht aber auch für Gegenstände des Anlagever­
mögens vorgesehen ist, kommt einer entspre­
chend gen auen Abgrenzung, die nach allgemeinen 
handelsrechtlichen und einkommensteuerrecht-

lichen Grundsätzen zu erfolgen hat, eine wesent­
liche Bedeutung zu. 

Unternehmer, auf deren Umsätze § 21 Abs. 6 
und 7 und § 22 anzuwenden sind, sind von der 
Vorratsentlastung ausgeschlossen. 

Eine Vorratsentlastung kann grundsätzlich nur 
für Gegenstände begehrt werden, die zum 31. De­
zember 1972 im Inland vorhanden sind. Nach 
Abs. 1 Satz 2 ist ein Vorsteuerabzug jedoch auch 
für Gegenstände möglich, die sich zum Stichtag 
lediglich vorübergehend im Ausland befinden 
(z. B. zur Veredlung oder Ausbesserung) und für 
deren Ausfuhr auf Grund der Bestimmungen des 
Umsatzsteuergesetzes 1959 kein Anspruch auf 
UmsatzsteuervergütU11g gegeben ist. In der Regel 
wird es sich hiebei um Gegenstände handeln, die 
der Unternehmer vor dem 1. Jänner 1973 in der 
Absicht der Wiedereinfuhr in das Ausland ver­
bracht oder versendet hat. 

Im dritten Satz des Abs. 1 wird schließlich 
noch klargestellt, daß zum Vorratsvermögen 
auch halbfertige Bauten oder Anlagen auf frem­
dem Grund und Boden oder Forderungen daraus 
gehören, wenn die Werklieferung an den Auf­
traggeber bis zum 31. Dezember 1972 noch nicht 
ausgeführt ist. Der Hinweis, daß auch Forderun­
gen im Zusammenhang mit halbfertigen Bauten 
und Anlagen auf fremdem Grund und Boden 
zum entlastungsfähigen Vorratsvermögen gehö­
ren, wenn die Werklieferung noch nicht ausge­
führt worden ist, dient der Klarstellung; auf die 
Bezeichnung, mit der halbfertige Bauten oder 
Anlagen auf fremdem Grund und Boden in der 
Vermögensübersicht ausgewiesen werden, kommt 
es. demnach nicht an. Gehören halbfertige Bauten 
oder Anlagen auf fremdem Grund und Boden 
zum Vorratsvermögen zweier Unternehmer (wie 
dies zum Beispiel bei einer Arbeitsgemeinschaft 
oder einem Hauptunternehmer bei Einschaltung 
eines Subunternehmers der Fall ist, an den der 
Auftrag im eigenen Namen und für eigene 
Rechnung erteilt wird), so darf es zu keiner 
Doppelentlastung kommen. Auf Abs. 9 Z. 3 wird 
in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

Die Vorschrift des Abs. 2 regelt; welche Ent­
lastungssätze für die einzelnen Gegenstände des 
Vorratsvermögens in Betracht kommen. In Er­
mangelung anderer geeigneter Abgrenzungskrite­
rien ist vorgesehen, daß die Entlastung von der 
Zugehörigkeit der Gegenstände zu einer der 
Vergütungsgruppen der Anlage F zum Umsatz­
steuergesetz 1959 abhängig ist. Diese Entlastungs­
sätze sollen eine Refundierung jener Umsatz­
steuer gewährleisten, die auf der Lieferung oder 
der Einfuhr der Bestandteile, Zubehörteile und 
Hilfsstoffe lastet, die bei der Erzeugung der 
Gegenstände verwendet. worden sind. Zwecks 
Vermeidung besonderer Härten und einer Viel­
zahl von Entlastungsgruppen wurde eine Zu-

145 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 41 von 44

www.parlament.gv.at



() 

42 145 der Beilagen 

sammenziehung der Gruppen 1 und 2, 3 und 4 
sowie 5 und 6 der Anlage F in drei Gruppen 
vorgenommen. 

Für halbfertige Bauten oder Anlagen: auf frem­
dem Grund und Boden sowie aus Forderungen 
hieraus beträgt der Entlastungssatz nach Abs. 2 
4 vom Hundert der Bemessungsgrundlage. 

Abs. 3 sieht für jene Unternehmer, die im 
Inland Gegenstände steuerpflichtig erworben und 
nicht bearbeitet oder verarbeitet haben, eine 
zusätzliche Entlastung 'vor. Sie soll jene steuer­
liche Belastung ausgleichen, die durch die Liefe­
rimg der Gegenstände an den Unternehmer ein­
getreten ist. Diese zusätzliche Entlasqmg ist für 
Waren, die gemäß § 7 Abs. 2 2. 1 lit. bund c 
Umsatuteuergesetz 1959 zu versteuern waren, mit 
17 vom Hundert, für alle übrigen Gegenstände 
mit 5·5 vom Hundert der Bemessungsgrundlage 
zu gewähren. 

Soweit der Unternehmer die Gegenstände aus­
gleichsteuerpflichtig eingeführt und im Inland 
weder bearbeitet noch verarbeitet hat, wird ihm 
an Stelle der Entlastung nach Abs. 2 die anläßlich 
der Einfuhr nachweislich entrichtete Ausgleich­
steuer als Entlastung gewährt (Abs. 4). Dadurch 
wird sichergestellt, daß eine den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechende Entlastung der 
Lagervorräte erfolgt. 

Beim Kommissionsgeschäft liegt zwischen dem 
Kommittenten und dem Kommissionär eine 
Lieferung vor (§ 3 Abs. 3). Diese Regelung wurde 
aus dem Umsatzsteuergesetz 1959 unverändert 
übernommen. Um klarzustellen, wer für die zum 
Stichtag vorhandene Kommissionsware den Ent­
lastungsbetrag in Anspruch nehmen kann, be­
stimmt Abs. 5, daß bei der Verkaufskommission 
der Entlastungsanspruch in Anlehnung an die 
ertragssteuerrechtlichen Grundsätze dem Kom­
mittenten zusteht. Dem entlastungsberechtigten 
Kommittenten wird neben der Entlastung nach 
Abs. 2 auch die Entlastung nach Abs. 3 gewährt, 
wenn die Lieferung an den Kommissionär steuer­
pflichtig war und in der Folge nicht rückgängig 
gemacht wird. 

Abs. 6 regelt den Vergütungsanspruch für den 
Fall, daß eine vor dem 1. Jänner 1973 bewirkte 
Lieferung im Jahre 1973 rückgä~g~g gemacht 
wird. Soweit an Stelled:es zurückgegebenen Ge­
genstal1Jdes kein Ersat~gegenstand üherhssen 
wird, soll der Eri,clastungsbetrag dem Lieferer 
zustehen, also ;so vorgegal1Jgen wel1den, als wäre 
die Lieferung vor dem 1. Jänner 1973 nicht 
erfolgt. Ein vom Abnehmer nach Abs. 1 bereits 
geltend gemachter Vorsteuembzug müßte ent­
sprechel1Jd berichtigt werden. 

Für Gegenstände, die der Unternehmer vor 
dem 1. Jänner 1973 in das Ausland ausgeführt 

, hat und die nach dem 31. Dezember 1972 wieder 
zu seiner Verfügung in das Inland zurückgelan-

gen, regelt Abs. 7, daß ein Vorsteuerabzug für 
solche Gegenstände bei Erfüllung der entspre-, 
chenden Voraussetzungen dann in Anspruch ge­
nommen werden kann, wenn für diese Gegen­
stände eine Umsatzsteuervergütung nach den Be­
stimmungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 nicht 
gewährt oder eine bereits gewährte Umsatz­
steuervergütung wieder zurückgezahlt worden 
ist. 

Abs. 8 regelt, unter welchen Voraussetzungen I 

und in welchem Umfang ein Unternehmer für 
Gegenstände, die durch ihn oder durch einen 
anderen Unternehmer ohne Erhebung einer Aus­
gleichsteuer eingeführt oder an ihn in einer 2011-
freizone steuerfrei geliefert worden sind, zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

Ein Vorsteuerabzug für Gegenstände des Vor­
ratsvermögens ist zur Gänze ausgeschlossen, wenn 
es sich um noch nicht gewonnene Bodenschätze 
handelt oder wenn die Gegenstände zur Ausfüh­
rung steuerfreier Umsätze gemäß § 6 2. 7 bis 12 
verwendet werden (Albs. 9 Z. 1 und 2). 

Soweit Gegenstände noch zum, Vorratsver­
mögen ,des Lieferers Igehören - wie dies bei 
halbfertigen Bauten oder Anlagen auf fremdem 
Grund und Boden sowie aus Forderungen hier­
aus zutreffen kann - ist der Abzug einer Vor­
steuer gleichfalls ausgeschlossen. Durch diese 
Regelung im Abs. 9 2. 3 soH eine zweimalige 
Entlastung für ein und denseiben Gegenstand 
hintangehalten werden. Auf die Erläuterungen 
zu Abs. 1 dritter Satz wird hingewiesen. 

Für die zusätzliche Entlastung der Gegenstände 
des Vorratsvermögens nach Abs. 3 und für die 
Entlastung nach Abs. 4 ist unter anderem Vor- ' 
aussetzung, daß der Unternehmer den Gegen­
stand. im Inland weder bearbeitet noch verarbei­
tet hat. Abs. 10, welcher der Regelung im § 3 
Abs. 9 Umsatzsteuergesetz 1959 entspricht, er­
läutert, wann eipe Bearbeitung oder Verarbei­
tung eines Gegenstandes im Sinne dieser Be­
stimmung gegeben ist. 

Abs. 11 bestimmt die Bemessungsgrundlage für 
die Berechnung des abzieh baren Entlastungs­
betrages. Die Regelung sieht vor, daß grund­
sätzlich von den am Schluß des Kalenderjahres 
1972 für die steuerliche Gewinnermittlung nach 
den einkommensteuerrechtlichen Vorschriften in 
der Vermögensübersicht anzusetzenden Werten 
auszugehen ist. Soweit der Unternehmer flm 
Schluß des Kalenderjahres 1972 keine Vermögens­
übersicht aufstellt (z. B. bei einem vom Kalender­
jahr abweichenden Wirtschaftsjahr oder bei der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 des Einkom­
mensteuergesetzes 1967), ist der En tlastungs­
betrag von den Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten bzw. vom Teilwert oder vom gemeinen 
Wert zu ermitteln. Der für die Ermittlung des 
Entlastungsbetrages maßgebliche Wert ist um die 
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darin enthaltenen Verbrauchsteuern zu vermin­
dern, soweit diese nicht mit Umsatzsteuer bela­
stet sind (z. B. Tabakst,euer, Schaumweinsteuer). 

Die Vorschriften über die Geltendmachung 
der Entlastungsbeträge gegenüber dem Finanz­
amt enthält Abs. 12. Die Regelung sieht aus 
preispolitischen Gründen eine rasche Entlastung 
der Gegenstände des Vorratsvermögens von der 
Umsatzsteuer vor. Daneben wird aber auch auf 
fiskalische Belange Rücksicht genommen und aus 
budgetären Gründen eine gewisse zeitliche Ver­
teilung größerer Entlastungsbeträge gewährleistet. 

Abi>. 13 macht die Geltendmachung der Ent­
lastung der Gegenstände des Vorratsvermögens 
von der Umsatzsteuer vom buchmäßigen 
Nachweis der Voraussetzungen für die Gewäh­
rung der Entlastung abhängig. 

Zu § 27 

Auf die eingehende Begründung dieser über­
gangsregelung für das Anlagevermögen im allge­
meinen Teil der Erläuterungen wird verwiesen. 

Ergänzend wird dazu noch bemerkt, daß diese 
Vorschrift - wirtschaftlich betrachtet - einer 
Regelung zur stufenweisen Einführung des Vor­
steuerabzuges bei Wirtschaftsgüterrt des Anlage­
vermögens gleichkommt, was sich aus der Anwen­
dung der Bestimmungen des § 12 über den Vor-

,steuerabzug in Verbindung mit der Vorschrift 
des § 27 ergibt. § 12 sieht grundsätzlich auch bei 
Gegenständen des Anlagevermögens den sofor­
tigen und vollen Vorsteuerabzug vor; § 27 Abs. 1 
bestimmt, daß in der Zeit vom 1. Jänner 1973 
bis zum 31. Dezember 1977 auch der Selbstver­
brauch der Umsatzsteuer unterliegt. Die Besteue­
rung gemäß § 27 bezweckt also im wirtschaft­
lichen Ergebnis eine teilweise Versagung des Vor­
steuerabzuges. Soweit ein Unternehmer Wirt­
schaftsgüter des Anlagevermögens nicht selbst 
herstellt, sondern erwirbt, wäre dieser Effekt 
auch durch eine nur teilweise Zulassung des Vor­
steuerabzuges zu erreichen gewesen. Um jedoch 
eine steuerliche Gleichbehandlung zwischen an­
geschafften und selbst hergestellten Wirtschafts­
gütern zu erreichen, war es notwendig, dem 
Unternehmer zunächst den sofortigen Vorsteuer­
abzug zu gewähren und die Zuführung eines 
Wirtschaftsgutes zur Verwendung oder Nutzung 
als Anlagevermögen als Selbstverbrauch zu be­
steuern, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
das dem Anlagevermögen zugeführte Wirtschafts­
gut als solches angeschafft oder durch den Unter­
nehmer selbst hergestellt wurde. 

Abs. 1 bestimmt den Zeitraum, innerhalb des­
sen die Steuer für den Selbstverbrauch erhoben 
wird. 

Wann Selbstverbrauch vorliegt, bestimmt 
Abs. 2. Selbstverbrauch Eegt danach vor, wenn 

der Unternehmer körperliche Wirtschaftsgüter, 
die der Abnutzung unterliegen und deren An­
schaffungs- oder Herstellungskosten nach den 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1967 
im Kalenderjahr der Anschaffung oder Herstel­
lung nicht in voller Höhe als Betriebsausgaben 
abgesetzt werden können, im Inland der Ver­
wendung oder Nutzung als Anlagevermögen zu­
führt. Selbstverbrauch liegt auch vor, wenn im 
Zusammenhang mit körperlichen Wirtschahs­
gütern des Anlagevermögens nach den einkom­
mensteuerrechtlichen Vorschriften aktivierungs­
pflichtige Aufwendungen getätigt werden. Soweit 
im Jahr der Anschaffung oder Herstellung nach 
den einkommensteuerrechtlichen Vorschriften 
eine volle Abschreibung möglich ist (geringwer­
tigeWirtschaftsgüter), liegt kein Selbstverbrauch 
vor. 

Selbstverbrauch liegt nach Abs. 3 auch dann 
nicht vor, wenn der Unternehmer Wirtschafts­
güter durch einen nach § 6 Z. 9 lit. a und b 
steuerfreien Umsatz erworben hat; diese Nicht­
besteuerung war geboten, um eine Doppelbela­
stung im Hinblick auf die Erhebung anderer 
Verkehrsteuern zu vermeiden. 

Selbstverbrauch entsteht erst, wenn das Wirt­
schaftsgut (die aktivierungspflichtigen Aufwen­
dungen) der Verwendung oder Nutzung als An­
lagevermögen zugeführt wird. Diese Abgrenzung 
war nicht nur zwecks übereinstimmung mit den 
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften gebo­
ten, sondern insbesondere auch deshalb notwen~ 
dig, um den Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuerschuld für jene Wirtschaftsgüter zu be­
stimmen, die zunächst als Vorratsvermögen ange­
schafft und erst zu einem späteren Zeitpunkt dem 
Anlagevermögen zur Verwendung oder Nutzung 
zugeführt werden bzw. die vom Unternehmer 
selbst hergestellt werden. 

Durch die Vorschrift des Abs. 4 wird klarge­
stellt, daß die Abs. 2 und 3 sinngemäß auch für 
jene Wirtschaftsgüter gelten, die nicht zu einem 
Betriebsvermögen gehören. 

Soweit der Unternehmer zum Vorsteuerabzug 
nach § 12 nicht berechtigt ist, liegt keine Not­
wendigkeit für eine Besteuerung der Zuführung 
von Wirtschaftsgütern zum Anlagevermögen vor. 
Abs. 5 regelt daher, unter welchen Voraussetzun­
gen eine Befreiung von der Selbstverbrauchsbe­
steuerunO' o-egeben ist. Von der Selbstverbrauch­
steuer si~J auch land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe ausgenommen, soweit auf sie die Be­
stimmungen des § 22 anzuwenden sind. 

Abs. 6 bestimmt die Bemessungsgrundlage für 
den Selbstverbrauch, und zwar in Anlehnung 
an die einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. 
Maßgebend ist jener Wert, der im Zeitpunkt des 
Selbstverbrauches nach den Vorschriften des Ein-
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kommensteuergesetzes 1967 bei der Berechnung Zu § 29 
der Absetzung für Abnutzung anzusetzen' ist. 

Die Steuers ätze, die in den Jahren 1973 bis 
1977 für den Selbstverbrauch jeweils anzuwenden 
sind, enthält Abs. 7, der auch klarstellt, daß die 
Selbstverbrauchsteuer vom Vorsteuerabzug aus­
geschlossen ist. 

In übereinstimmung mit Abs. 2 regelt Abs. 8, 
daß die Steuerschuld mit Ablauf des Voranmel~ 
dungszeitraumes entsteht, in dem der Unterneh­
mer den Selbstverbrauch ausführt, also das Wirt­
schaftsgut (den aktivierungspflichtigen Aufwand) 
dem Anlagevermögen zur Verwendung oder Nut­
zung zugeführt hat. 

Die Vorschrift des Abs. 9 soll verhindern, daß 
ein Wirtschaftsgut auf Grund von Veräußerungen 
oder eines Eigenverbrauches mehrfach belastet 
wird. Dem Unternehmer, bei dem das Wirt­
schaftsgut bereits dem Selbstverbrauch unterlag, 
wird durch diese Bestimmung ein entsprechender 
Kürzungsanspruch eingeräumt. Zur Vermeidung 

, einer den Wettbewerb störenden Belastung ist 
eine solche Regelung auch für Ausfuhrlieferungen 
vorgesehen. 

Abs. 10 bestimmt, welme Vorschriften des 
Gesetzes für die Beremnung, Veranlagung, Vor­
anmeldung und Entrichtung der Steuer sinnge­
mäß anzuwenden sind. Ferner wird geregelt, in 
welchem Umfang der Unternehmer im Zusam­
menhang mit der Selbstverbrauchsbesteuerung 
Aufzeichnungen zu führen hat. 

Um eine Doppelbesteuerung für jene Wirt­
schafts güter zu vermeiden, die am Schluß des 
Kalenderjahres 1972 in fertigem oder unfertigem 
Zustand zum Anlagevermögen eines Unterneh­
mers gehört haben und ohne Entlastung gemäß 
§ 26 geblieben sind, regelt Abs. 11, daß eine 
Besteuerung nur insoweit erfolgt, als die Bemes­
sungsgrundlage für den Selbstverbraum den Bum­
wert des Wirtschaftsgutes zum Schluß des Kalen­
derjahres 1972 übersteigt. 

Zu § 28 

Diese Bestimmung dient der KlarsteIlung des 
zeitlichen Anwendungsbereiches der bisher auf 
dem Gebiet der Umsatz- und Beförderungssteuer 
bestehenden Rechtsvorschriften. 

Diese Bestimmung regelt das Außerkrafttreten 
von bisher geltenden Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der Umsatz- und Beförderungssteuer. 

Zu § 30 

Diese Vorschrift sieht vor, daß ein Vertrags­
partner, der über eine Leistung einen Vertrag 
vor dem 1. Juli 1972 abgesmlossen hat, einen 
angemessenen Ausgleich verlangen kann, wenn 
sich die umsatzsteuerlime Belastung der verein­
barten Leistung durm die Umstellung auf die 
Mehrwertsteuer nicht unwesentlich verändert hat. 
Dies gilt nicht, 'soweit die Vertragspartner etwas 
anderes vereinbart haben. Durm diese Bestim­
mung soll die Umstellung langfristiger Verträge 
erleimtert werden. In Streitfällen wird § 273 
Abs. 1 der Zivilprozeßordnung entsprechend an­
zuwenden sein. 

III. Schlußbemerkung 

Die Einführung des Mehrwertsteuersystems in 
Österreich hat nicht nur eine Neugestaltung des 
gesamten Umsatz- und Beförderungssteuerrechtes 
zur Folge, sondern mamt auch Änderungen auf 
einigen anderen Rechtsgebieten erforderlich. Die 
Notwendigkeit dieser Knderungen ist einerseits 
auf die besondere Wirkungsweise der Mehrwert­
steuer - vor allem was den Vorsteuerabzug an­
betrifft -;- zurückzuführen, andererseits darauf, 
daß verschiedene gesetzliche Bestimmungen mit 
den Vorsmriften dieses Gesetzentwurfes in Ein­
klang gebracht werden müssen. Zweckmäßiger­
weise . werden all diese Gesetzesänderungen, die 
'sich insbesondere auf das Gebiet der Bundesab­
gabenordnung, der Einkommensteuer, des Finanz­
strafrechtes und des Zivilrechtes erstrecken, in 
einem eigenen Einführungsgesetz zusammenge­
faßt. In dieses Einführungsgesetz werden auch 
die Inkrafttretens-, Weitergeltungs- und Aufhe­
bungsbestimmungen, die zunächst in den gegen­
ständlichen Gesetzentwurf eingearbeitet worden 
sind (siehe § 25 Abs. 1, § 28 und § 29), zu über­
nehmen sein. 

Der Entwurf des Einführungsgesetzes befindet 
sich zur Zeit nom im Stadium des Begutachtungs­
verfahrens und wird nach Apschluß desselben im 
Wege einer Regierungsvorlage dem Parlament 
so rechtzeitig zugeleitet werden, daß die erforder­
lichen Knderungen im vorliegenden Gesetzent­
wurf im Zuge seiner parlamentarischen Behand­
lung vorgenommen werden können. 

145 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)44 von 44

www.parlament.gv.at




